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V O R WO R T .

Diese Arbeit i s t  die Ausführung einer T eiles 

einer ursprünglich größeren und weitgehenderen Absicht des 

Verfa. sers, nämlich der/.eine Geschichte des akademischen 

Liberalismus zu schreiben. Aus persönlichem Wun eh ent

sprungen wurde dieLe gute Meinung durch die Grenzen einer 

D issertation  eingeengt, sodaß ein  v ie l le ic h t  nur unvoll

kommener T eil einer an sich  sich er dankbaren Aufgabe 

vorlegbar i s t .

In kurzen orten s o l l  nun vorbetont werden, 

warum dieser S to ff gewählt wurde. Mit der geschichtlichen  

Betrachtung, Darstellung und Würdigung des Liberalismus 

und seiner le tz te n  Erscheinungen l ie g t  es noch im Argen. 

Obgleich bedeutende Ansätze und Teilbehandlungen vo r-  

lieg en , steht die Gesamtüberarbeitung d ieses S toffgeb ietes  

der Geschichtswissenschaft auch heute noch aus, »veil s ie  

eben rst heute vom Gegensätzlichen heraus gel i s t e t  werden 

kann, nachdem diese Epoche ihren Abschied genommen.

Selbst die Geschichte säm tlicher Teil rscheinungen 

i  t noch nichts ans Tageslicht gefördert, so namentlich d ie  

des akademischen Liberalismus. Was i s t  akademischer Libera

lismus? Da beginnt schon die Schw ierigkeit. Eine Antwort i s t  

not. Geben wir s ie  a ls D efin ition , handeln dr dem h isto

rischen Gewissen zu wider, das eben die F estigkeit eines
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Begriffes nicht zuläßt. Geben wi; sie  aus der Geschichte, 
müssen wir d ie o  selbst erstehen und vor unserem Auge 
iriedergeseh&en lassen. Doch wenn Ideen den Historiker 
zur Stoffwahl le iten , muß sich auch sagen lassen, was er 
w ill, wenn sich auch sein  i l l e  den Tatsachen, die erfindet, 
später wird bequemen müs. en. Kurz: Als akademischer Libera
lismus sei hier vorderhand verstanden: Das Kindringen, 
¿erden, Wachsen und Vergehen liberaler Ideen innerhalb 
der Wissenschaft, ihrer Organisation und ihr r Menschen, 
als Teilerscheinung der großen historischen te ile  des 
Liberalismus und insbesondere ihre Ausbreitung von der 
Wi senschaft auf die Gebiete der P olitik  und der Wirtschaft. 
Mit dieser Umgrenzung is t  in h h lich  nichts vorweggenormen. 
Kshat keine weltgeschichtliche Belegung gegeben, die 
ähnlich und so sehr akademisch war, als gerade der Libera
lismus, womit aber nicht die Ausschließlichkeit dieser Kr- 
scheinungsflfeise behauptet wercen s o l l .  Kr hat von den 
Universitäten her des Sieg des Rationalismus in weiten 
Gebieten des privaten und öffentlichen Lebens errungen.
Kr war dogmatisch, wie seine Väter Dogmatiker waren, eine 
Bewegung des Glaubens an das Vdssen und daran, daß das 
issen gut mache, an eine en gültige Vollendung der ensch- 

lichen Zustände durch die menschliche Vernunft und die 
un eheuro Vervollkom enbarkeit ins Unbegr nzte. Die 
le ise  Skepsis des erwachten Historismus, der die Ver
gänglichkeit im Handel lehrte, stülpte er in den gewaltigen 
Glauben an den Wandel durch dos Vergängliche in einen
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immer höheren Zustand der Menschheit um. Daher seine 
besiegende Kraft,

Seine Prierter waren Universitätsprofessoren, 
die es fre ilich  leugneten,daß sie Priest r waren, inniger 
gaben sich  echte Politiker zu Aposteln des dogmatischen 
Liberalismus her. Er war ihnen nur immer Mittel zum rö& ren 
Zweck, Kleineren Geistern erging es fre ilich  anders,
Denen wurde der Liberalismus zura Zv?eck und damit zum Ver
brechen am Leben, daß sich nichtnach abstrakten Doktrinen 
susrichten läßt. Daß s ch somit der Liberalismus nicht 
nur aufbauend, sondern im größeren auemaß lebensvernich‘end 
auswirkte, stammt aus der Entfernung der Überlieferung 
jed r S itte , der Entfesselung des Individuums auch von den 
not endigen Schranken die das Z.ohl des Ganzen setzt, 

us einer Tendenz a lles Lebendige in Geist zu venv ndeln, 
und die Vernuft herrschen zu lasren. Alle Erscheinungen 
d r Kultur wurden auf eine Idee, den Fortschritt bezogen, 
was vir besonders bei Prof. Sueß beobachten können, sei 
es de3 Volkes oder der Menschheit.

Durch verschiedene Stufen geschichtlicher Er
eignis e, insbesondere aber durch das Vordringen einer 
biologischen leltansrhauung in ihr r Besinnung auf das 
Organische, h>t unsere Zeit einen Standpunkt gewonnen, 
der ze it lic h  höher als die Epoche des Liberalismus lie g t  
und te i l  eise ihre gänzliche berwindung d arstellt, sodaß 
wir mit größerer Sicherheit die gerchichtliche ahrhelt 
und den geschichtlichen Irrtum der Vergangenheit erkenn®
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können und bereits Licht und Schatten der jüngst ver
gangenen Zeit unterscheiden lernen, wenn wir auch aus einer 
gegens tzlicoen Haltung heraus selbst bedingt durch seine 
Auswirkungen, noch lange nichtsoine letzten Fol. eer- 
acheinungen vorausahnen können, zumal wir in unserem Urteil 
nicht minder als dies in der Regel bei einem solchen Ver
hältnis der Fall i s t ,  von Zu** oder Abneigung ira et . tudio 
beirrt werden.

Indes; en bemühte sich der Verfass r dieser rbeit 
er Aufgabe eines Historikers ger cht zu werden, fern einer 

publizi tischen Meinung, ohne Voreingenommenheit und 
ohne geschichtlichen Haß sich dem Vergangenen zuz ¿enden, 
atsachen zu beobachten und s ie  in Wahrheit darzustellen, 

ohne dabei in eine KraftT, Volk- und ira tiefsten  vioder 
urteilslose AllerweltsgefEiligkeit zu verfallen, die 
um irgend wie allem gerecht zu werden, um jeden Preis zu 
verstehen sucht und dabei der Gegenwart und der Zukunft nicht 
gerecht zu werden vermag. Ghne lebensfremd und zeit ern zu 
sein, darf der Cosehichtcwissenschaftler, das is t  sein© 
Überzeugung, mit Liebe an das Erbe der Vergangenheit heran
treten, und dort auf der Tenne der e it  Spreu und eizen 
zu sondern und das Große, das auch in oiner Epoche, die 
n ch schweren Kämpfen abget n wurde, verborgen lieg t und 
:irk -m war, aufzusuchen und den Bewußtsein zu erhalten, 

auch wenn es ein Irrtum war. Ist doch die Erkenntnis von 
Int ierm überhaupt das Ergebnis unseres ahrheitostreRens.

;in gerechtes Urteil -vird durch das Bewußtsein



erleichtert, daß der Gang der Entwicklung durch den Libera
lismus auch für da3 deutsche Volk eine geechichtlbne Not
wendigkeit war, sofern wir überhaupt von einem Gesetz 
des Zwanges in der Geschichte sprechen können, die nicht 
in ihrer ganzen Dauer und ihrem Inhalt von den letzten  
Zerfallserseheinungen beurteilt werden d r f . Deshalb wird 
der Forderung der Gegenwart n-ch einer politischen Ein
stellung der Geschichtswissenschaft am besten dadurch 
gedient,^aß die Darstellung dieses Teilausschnittea aus 
dem Ge amtverlaufe sich an die Wiedergabe der Lebenser- 
srheinungen halt und das Gewordene und Abgeschlossene als 
ein «erdendes enthüllt.

Vorliegende Dissertation w ill versuchen zu
zeigen, wie sich in einem einzelnen Menschen der akademische
Liberalismus verkörpert hat, welche Uonderp gung er auf
i.iener Boden in einem seiner bedeutenden Vertreter fand.
«enn die hier behandelte Erscheinung auch für sich keine
überragende und bleibende Bedeutung erlangt hat, so wird
sie doch als für die Zeit charakteristisch und typisch
zugleich era funden werden. Und im Ganzen dieser Gpoche*

.......... —

wir;; auch vorliegender Gegenstand seine Berechtigung finden. /
-r mö e • azu beitragen, daß sich das Bild dieser Zeit 

vervollkommne und ihr Gehalt endgültig auf der aage des 
.ertes für das Geasmtleben der Nation ausgewogen werde.
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Staat und Z eit, ^

Die Ereignisse des Jahres 1848 bedeuteten wit 
in den meisten europäischen Staaten so auch im Gebiet 
der nochmaligen üsterreichiscb-ungoriachen Monarchie 
einen .Vendepunkt in der Geschichte, Innere und äußere 
Gestalt des habstu gischen Staates begannen zu wanken»
Eine neue Zeit kündigte sich  an.

enn auch der Versuch durch das Mittel der 
Revolution eine Teilung der Gewalten zwischen Krone und 
Volk zu erzwingen mißglückte, ja für den Anfang sogar 
als äeaktionserscheinung ein verstärktes absoluti tisches 
n’e iment heraufbeschwor, wenn die Absicht eine Verfassung 
zu erwirken nicht nur an dem « illen  des Herrschers, und 
der p olitisch  bestimmenden KreUe, sondern auch den unge
nügenden Kräften, die das Schauspiel von 1848 inszenierten, 
scheiterten, so war doch eine Tat gesetzt worden, die über /  
den anfänglichen Mißerfolg hinaus tie fer  weiter wirkte, 
al die regierenden Machthaber ahnen konnten. Sowohl der 
allgemeine Zug der Zeit, als auch die psychologischen 
Nachwirkungen dieser Ereignisse, daß sie überhaupt möglich 
waren, der kleine r.rfolg dr.uigten dazu, dieses einzelne 
k rzlebige Geschehnis zu einem dauernden Zuatand zu m chen: 
Kurzum gesagt dem Liberalismus zum Durchbruch zu verhelfen. 
Bedeutend war der Gegensatz zwischen dieser neltanachauung 
den von ihr er trebten Idealzuständen und den tatsächlichen 1
1) Vgl. die benutzten Darstellungen.
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V .. rhältnissen aeelisc en und materiellen Lebens bedigin^en 
des damaligen ööte.r* St a tes. Dies läßt sich aus ver
schiedenen allgemeinen und auch besonderen Ursachen erklären: 
p,r Geschichte^Gestalt, dem Aufbau, d r geistigen Haltung 
und Zielrichtung dieses Landes. Hier lag ja auch d r 3oden, 
von dem aus der Liberalismus stets  weltanschaulich be
klopft und theoretisch zuerst überwunden wurde: Von den 
christlichen GesellschaftsreformemVogelfang und Lueger.
Hier is t  auch die Fundstelle, wo der Nationalsozialismus 
einen Teil sein esgei;ti en Rüstzeuges sich sammelte um 
den Gegner auch m chtpolltisch auf deutschem Volks*öden 
niederzuwerfen. Dies a lles is t  nur dadurch möglich ge
worden, daß in diesem St ste der Liberalismus nie in 
seiner extremsten form durchdringen konnte, daß hier an 
den Volksgrenzen die volklichen Kräfte eich zäher und 
gesunder gegen seine Auswüchse erhielten und well hier 
der Liberalismus tatsächlich neben einer Fülle von undaren 
Iroblemen nur als ein solches aufscheint, zwar wohl manch
mal aber durchaus nicht immer als das beherrschende. In 
die era mitteleuropäischen Raume traten eb;n viele brennende 
Fragen in einer bestimmten Raumeinheit auf, daß der Libera
lismus nur al Teiltuscheinung Geltung erringen konnte 
und mithelfen s o llt e ,s ie  zu lösen, um dadurch endgültig zu 

siegen, oder daran zugrunde zu gehen. Das iünde war:
Daß das Gefäß se lb st, der Staut und der Liberalismus a ls  
Gr;ani. i.tionsprinzip der Gesellschaft zagrunde gingen. 
Nationalstaat, Demokratie und Sozialismus waren die rben,
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wenngleich sie  sich liberaler Formen bedienten, die 
ja unserer ganzen Z ivilisation  wesentlich zu eigen sind und 
bleiben werden.

Diese Entwicklung vollzog sich natürlich wie im 
allgemeinen, der Idee, auch in den Einzelnen, Und da 
fä llt  besonders auf, daß aus dem otichjahr 1848 eine kleine 
geistvolle Schar junger Menschen auch nach dem Ende der 
Revolution deren Idealen treu blieb, sie  in die Zukunft 
mitnahm und im Glauben daran diese Ideale f ;r Verpflichtungen 
sich selb st, der Mit- und Nachwelt gegenüber ansah und 
es als ihre Aufgabe betrachtete, rie zu verwirklichen.
Ein teilweise tragischer Kampf, ca sie  im Kampf mit der 
Sta tagewalt eine neue Stoatsautoritrit begründen wollten 
und im Streit für die Selbstverwaltung der welb3tbestimmung 
Vorarbeiten, die über das allgemeine Menachheitsideal 
des Liberalismus^as im Vielvölkerstaat Österreich am 
besten zu verwirklichen war, hinwegschritt zum National
staat, hin tragischer Kampf auch deshalb, weil sie ihre 
Kraft überschätzten und wie jede jugendliche Bewegung 
die Ideale verabsolutierten und zu einem fertigen i.ezept 
machten, an dem der Patient nicht gerundet, sondern 
dem er erlegen i s t .

Es i s t  notwendig, ehe ■. as Schicksal und der 
Werdegang eines einzelnen . enschen dargestellt werden, 
in kurzen Zügen die Zeitlage zu charakterisieren und 
zwar hier die besonderen Verhältnisse aufzuzeigen, die 
dem österreichischen Liberalismus eigen waren, als dessen
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typischer Vertreter neben anderen Eduard SueB gelten darf* 
Eine Geschichte des Liberalismus ln österreichisc en Landen 
is t  noch nicht geschrieben. Es sind wohl einselne an lytische  
Voruntersuchungen über Te'lfragen vorhanden, doch eine 
einheitliche Zusemmenschau, die der Idee in ihrer Ver
wirklichung auf diesem Baume und in dieser Zeit nachspürt, 
cibt es nicht.

So sehr sich die Mette mich* sehe i-.ê i ¡rung 
bemüht hatte, in Erkenntnis, daß auch die Prinzipien des 
Lib raliamus bedingt richtig seien und sie im Besonderen 
auf österr.-un arischen Boden nicht im vollen Um arg 
angewsndetwerden dürfen, so llten  s ie  nicht Staat und Ge- 
sellach ft  sp; engen, den modernen Ideen, die man als 
fortschrittlich bezeichnete den Eingang zu ver ehren, 
war diese Abwehr nicht vollauf gelungen, zumal die Zeit 
noch nicht re if war, dem sterbenden alten Gesellschafto- 
prinzip und«Aufbau ein neues wohldurch chtes und erprobtes 
den neuen Verhältnissen jagepnßtes entgegenzustellen, das 
dem historisch gewordenen Staate nicht zum Verderben ge
reichen s o llte . So kam es, daß die Ideen der fr nzösUchen 
Revolution auch in osterreich auf eine dünne, bürgerliche 
und in tellek tu elle  Schicht e i ’ dringen konnten und Infolge 
des äußeren Anlasses -  die Bedingungen selber legen in den 
öster eich sehen Verhältnis, en begrün det -  die Pariser 
Revolution des Jahres 1848 auch in Wien di« Eofulution 
w.chrief, Des wis enachaftliche Bewußtsein hatte die 
begerliche ie l t  zu Selbstbowußtsein rhoben und v rtie fte
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die Gegensätze der nationalen Ideen. fie ngleieh das Jahr 
1348 den ersten Versuch zu ihr r Verwirklichung und 
f 'in Versagen brachte, ging der Kampf < ennöch weiter.
Die liberale-nationale Idee wurde von Preußen Savoyen 
in notwendigen Kampfe gegen den HabsburgerStaat ver
wirklicht. Indes die Liberalisierung in anderen Staaten 
stets voranging, hinkte Österreich stets hinten nach, 
in der v ie lle ich t nicht klar erkannten, aber doch unbe- 
wu’t erfühlten Erkenntnis, daß am Jinde der Entwicklung 
• uch das M e  der Monarchie stehen würde. So tobten auf 
ihren ^oden die Nationalititenkämpfe im Zeichen des 
Liberalismus und des historischen St&atsrechies weiter* 
Polen, Tschechen, Südslaven, Ita liener, Ukrainer waren 
die räger des Gegenkampfes, die ihr Ziel erst auf den 
'rümmera des K&mpffeldes erreichen konnten. So ging dys 

le tzte  Ziel des Liberalismus, das durchaus mensohheitlich 
u d international-universal erstrebt war, eigentlich  
st tlich  verwirklicht und in der Monarchie vorgeformt 
schon dastand, dem Liberalismus verloren, „omit s in  
inner r Zerfall auch äußerlich politisch  sichtb r werde.
Die urzeln des Liberalismus im Habsburgerst- ? te liegen  
zum einen Teil in der Übertragung der Errungenschaften 
und der Auswirkungen der französischen Revolution auf diesen 
Staat,zum anderen Teil in der eigenen geschichtlichen Ver- 
angenheit selbst. So le ite t  ich nicht mir tsr^chtlich, 

sondern auch ideell österreichischer und un rischer 
F rlamentarismue aus historischen Traditionen her und zwar
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von den alten, ständischen inrichtungen der Landtage
und aus dem Geiste d r Josefinischen ^ufklärun'szeit.
:>r aufgeklärte Absolutismus blieb unvergessen. Zumal er 
dem hab. bürg'sehen Länderkomplex zum r3ten "al im Sinne 
oines deutsch-bewußten Bürgertums eine e i1 heitliche  
staatliche Form verleihen wollte. Andererseits orientierte 
sieh der österr. parlamentarische Liberalismus auch m 
englischen Verfa.-sun ’sieben, da3 durchaus als V rbild 
für die eigenen, Verfaomm oseinrichtungen hingestellt 

wurde•
Der Ö3terr. Liberalismus is t  kein einheitliches 

System und weniger philosophi3ch programmatisch als 
a u fe lö st in Einzelerscheinungen historisch zu verstehen.
Sr lebte hi r teilw eise von bewußter Staatsfeindschaft, 
die fre ilich  mehrdn anarchistisches als charwkteristi ches 
V rkmal i s t ,  andererseits in Männern, die die Nöte der 

e it zu -tiefst verstanden. Die deutsch-liberale V rfas ung- 
p rtei als Träger der fortschrittlichen Bewegung hatte 
einen besond rs schweren Kampf durchzufechten, da der 
fo tschrittliche Gevetzgebungswille ihrcM Fraktionen 
stet auf dtn traditionali3tisch eingestellten  Vervl tungs- 
apparat stieß , der mit allerhöchster Sanktion die 
Schärfen einet kultur-politischen Kampfes abzuwehren 
verstand. Der wirtschaftliche Liberalismus drängte ge altig  
vor, zumal er im Donaustaat ein einheitliches Marktge
biet besaß und bei geringerem Menschenreichtum mehr 
Freiheit und Entwicklung möglichkeit für den Einzelnnn



bieten konnte. Der wissenschaftliche Liberalismus aber 
gewann de;h8lb eine besond- re Bedeutung, weil er de; rste 

7 ,reig war, der vollends zur Blüte gedieh und ab frühreife 
Frucht Samen für die weitere Ausbreitung der mod men 
Ideen in den übrigen Zweigen des öffentlichen Lebens bott 
Üie Befreiung des geistigen Lebens von Dogmen und geöffen- 
barten Wahrheiten und dem Einfluß der Kirche gelang sehr 
achnell durch die wirklich freih itlich e  Schulreform V  

Thun Hohensteins, d r auf den höheren Schulen die Farschuig 
ganz sieh 9elst überließ und nur ein einträgliches Ver
hältnis mit anderen Interes enten auf diesem Gebiete 
hersteilen und beaufsichtigen w ollte.

Auch in der Stadt ien entwickelte sich Im 

19. Jahrhundert ein gesund r Bürgerat; nd, der nie in  
s-'lnem Traditionsgefühl die glücklichen Seiten des Mer
kantilismus unter Maria Theresia und Joseph II . v.rgaß, 
und d' r vornehmste Vertreter der liberalen Int.ioklung 
genannt werden muß, wenn sich such Vertreter anderer 
Stände, wie Anastasius Grün lebhaft für deformen im 
Sinne des Fortschritte; ein netzten. Dieser Bürgerstand 
hatte 3ich kräftig genug entwickelt, um öffentliche Auf
gaben übernehmen zu können. Kr arbeitete darauf hin, 
denn die Leistungen des 19. Jahrhunderts wären nie ohne 
ihn zu Vf. wirklichen gewesen, r verstand es aber auch, 
die politische Stellung, die er sich im österreichischen 
Frivilegienparlsmente n»ch und nach erobert hatte, lange 
Zeit zu verteidigen, was ihn und den Staat in inner-
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politische ^riaen führte und außenpolitische hätte führen 
können. Gin seltsames Aechaelapiel gegenseitiger Förderung 
bestand zwischen dom Liberalismus und der naturwis en- 
achaftlichen, technischen Entwicklung# ürsterer forderte 
letztere und letztere trug wesentlich zur Verst ärkung 
de3 ersteren b ei. ine gewaltige Organisation in e istig er  
und technisch- r Hinsicht, wie sie  ein neuer Bta t ver- 
langte, brauchte fre i sich entwickelnde Kräfte, ßerm jedes 
freie Ausleben dos einzelnen Individuums nach der ge
deihlichsten und zusaglichsten Sichtung bedeutete eine 
K räfterspm is für das Ganze, du jeder nur auf seinen per
sönlichstem Gebiete das Beste le isten  konnte, andererseits

I

aber eine Verengung und Vereinseitigung, die letzten  
^ndes zur Zerstückelung und toraisierung des gnnzon 
geis'igen , gei e il. chaf tlichen und moralischen Lebens 
führte; gerade in der Hatsburgermonarchie läßt sich ehr 
gut verfolgen, wie das ß rgertum als neuo staute r _;ende 
Schicht den Adel ablöete und solange den Staat zusam en- 
kl.-merte, bis die ¡Demokratisierung die 'as enistink‘6 
und die politischen üeidenach :f ten w chri f ,  die mit 
Uny rnunft gepaart ohne Bindung des Besitzes der p o li-  
tisc en Klugheit, der u itte und Geschichte dr.u Bürgertum 
sein r Stellung und Geltung beraubte.

Solange der historische internationale Hof
adel politisch  und wirtschaftlich die heicuaednheit 
garantierte, hatte ie r  Burger als homo novus wenig 
"U sicht in seine Stellung sich einzuerängen. Lde politische



Bedeutung des Feudaladels wurde durch den Absolutismus 
durch die Zurickdrangucg der ständischen uelbstrerweltung 
und der Landtage und durch die Errichtung eines unbedingt 
tr en und verläßlichen Beamtensystema aufgehoben, so.iaß 
die Berechtigung seines Vorzuges im bt asdienste verloren 
ging. Andererseits wurde durch d ie  Industrialisierung  
die wirtschaftliche Stellung des Abdels zwar nicht ge
brochen, aber doch seine ¿Monopolsteilung in einem Agrar- 
stsate b ese itig t. Dies wurde bewirkt durch das Auf
kommen eines unternehmungslustigen, handelsfreudigen 
indus1 r ie lle  eingestellten  Bürgertums, das sich allmählich 
auf dem Umweg über den bereits vorhandenen staatlichen  
Beamtenapparat in politisch  führ ende Stellungen ein schob« 
Dabei le iste ten  ausgedehnte praktische Kenntnisse und 
die weiten internationalen Beziehungen de3 Handels und 
der Wissenschaft jene Dienste, die zur Führung eines 
Staates unbedingt notwendig waren. Die alten Bindungen 
der feudalen Gesellsch Btsordnung mußten fallen, wie die 
junge en Bindungen wirtschaftlich' r Art, die durch den 
absolutistischen Merkantilismus eingeführt v/orden waren, 
dem Unternehmungsgeist des modernen Benschen weichen mußten 
Aus diesem Gesichtspunkt heraus is t  • ch der Kampf des 
Li jeralismus gegen die kirchlichen Bindungen zu ver
stehen, wie wir in besonders bei Sueß beobachten können, 
der nicht so sehr als Kampf gegen die Relifeiwn geführt 
wurde, als vielmehr gegen ihre Verquickung mit den alten  
sozialen und wirtschaftlichen Zuständen. Denn die Belt-
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gnschauun^sgegensötze zwischen Liberalismus und christ
licher ..eltanschauung waren nicht so groß, als sich die 
Gegner gegenseitig vorwarfen. Und wenn auch die ersten 
Vor ausseizungen und die letzten Konsequenzen des Libera
lismus von kirchlich-christlichem Gedankengut weit ab- 
st nden, so konnten doch die Vertreter beider Anschauungen 
weite Strecken miteinander gehen.

Obgleich man den österreichischen Liberalismus 
nicht besond rs doktrinär nennen darf, so war er es 
doch in einem Punkte/der das öffentliche Leben zutieffit 
berührte, in de*" Frage eines Zent.raloarlementes, daß 
sowohl vom Örter, eichic,oben Borgertum, als euch von 
h ĉh t r egi rungsetolle aus als Mittel zum Zweck der 
St atseinheit angesehen wurde. Hatten doch die fnnzösischs 
Revolution m' t dar ür:l:’rung der itensc enrechte^ mit ihrer 
V rfaasung zum ersten -nl in Kuropa den modernen National
ste t verwirklicht, haben doch lifberale Verfassungen 
dem deutschen Reich und Ita lien  ein einigendes Band ge
geben, welcher Vorgang auch auf die ö terreichischen .je it en
den Kreise beispielgebend ro en. influß aushbte. Grif en 
andererseits nationale und koctitutiqonel]e Gedanken in - 
ei nder, so mußte dieselbe Verbindung im österreichischen 
Kalserstsate einen Konflikt erzeugen. Die Idee,durch ein 
Zentral, rlament,neben dem einirerden Band d r Krone 
eine Uitze und ein neues Symbol der heichseinheit zu 
schaffen und die Idee der österreichischen Nation Ld b 
werden zu lassen, konnte nicht verwirklicht werden.



-  16 -

D-r rlaß von Oese+zen durch das Volk unter der Sanktion
des Kaisers, durch die 63 seinem eigenen illen  gehorchte,
vr r als allgemeinverbindlich unmöglich, sobald lie
trennenden Momente gegenüber den gemeinsamen das 3ch er-
ßewicht erhielten. Dies war d e F a ll^ ls  i 'a n z  gegen dir
ursprüngliche Absicht das Parlament -  es kam überhaupt
nur fir  die österreichische eiehshölfte zustande -  s ta tt
eir.es Symboles der Kinheit ein Kampffeld der Zwietracht
wurde, als der Streit um die Macht und das Übergewicht

ein
im tante entbrannte, als eben/unliberaler Gedanke der 
politischen Vorherrschaft und Frechtung liberale Ein
richtungen benutzte, und f t  fremde Zwecke mißbrauchte, 
übrigens*war die Verpfli htung zur Ginlv'it des ; ta tes 
schon dadurch ges^hwöcht, daß Ungern ein eigenes Parla
ment erh ielt, also d r Staatsbsu dualistisch gestaltet 
wurde, ü b t  konnte noch die anderen Nationalit iten hindern, 
das selbe zu verlangen, was z*ei politisch  f hr nden 
Hationen zuerkannt war. So hat das Scheitern des Ion-s 
eines Zent;alparlamentes den Gednnkr-n des Üualiomus 
des ri lismup und einer noch weitergehenden Z rklüftung 
im Gefolge gehabt, a ls  logische Wirkung eines einmal ge
setzten «ktes. Sta t die Einheit, die Irdlvidu l i t :it und 
Freiheit des Ganzen zu sichern, und zu fe tigen, hat 
der mißglückte Versuch des Li' eralismus das Gegenteil er
reicht, nämlich die Einheit, politische Tr^v^u l i -  

si-rung und Freiheit d: r einzelnen Nationen, ennrk ich 
di als -rgebnie einer langen Entwicklung er t v ie l ;pätcr
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eintrat, varen doch die Anzeichen und Symptome schon 
Xan e sichtbar, die weitgehend die politische Stimmung 
und Hoffnung der Öffentlichkeit beeinflußte.

Die Blütezeit des Liberalismus charakterisiert 
d s österreichische Privilegienp- rlament, dals getreu
ester ^usdruck des politischen ftillens des österreichischen 
Großbürgertums, d- s durch den Zensus eine wirtschaftliche 
Minderheit stützen wollte und die politische Minder
heit der Deutschen in der westlichen Keichahälfte -  
schon waren sie  es der Ziffer nach gegen die Gesamtheit 
der anderen, wenn sie auch numerisch den größten Bevölkorungs- 
anteil darstellten -  aufrechtcrhal ten und eine in te l
lektuelle Oberahicht gegen die Masse und die Kosequenz 
der Demokratie schüthen wollte. Des österreichische r iv i-  
legienparlament mit seinerAahlkreisgeometrie is t  der 
Ausdruck der Furcht um den nationa en Besitzstand und 
der deutschen staatsp olitisc  en Raison, die sich allerdings 
für die Dauer nicht durchsetzen konnte, wenn sie  auch 
anfänglich vom Parlamente her eine ¿ermanisi rung der 
ö fentlichen einung, Gesetzgebung, Verwaltung und Kon
trolle herbeifihren so llte  und w ollte.



Entwicklungsjahre.

Will man versuchen, vorzüglich ein Bild der 
Aeltanschauung des Menschen Eduard Sueß zu zeichnen, 
kann man nicht umhin, um seine Bedeutung als Typ und Indi
vidualität richtig einzuschätzen und beurteilen zu 
lernen, sämtliche Faktoren zu beachten, die zur Ent
wicklung seiner Persönlichkeit beigetragen haben* Erst 
aus den Bedingungen, aus denen der Mensch und sein werk 
erstanden sind, kann seine Bedeutung im positiven und 
negativen Sinn verstanden werden. Da nun die Verwirklichung 
des Nationalsozialismus die Geschicht3wisrenschaft darauf 
gelenkt hat, die Abstammungsverhältnisse und die rassi
schen Grundlagen der Menschen zu durchforschen, mit deren 
sie sich beschäftigt, so ll kurz auch auf die rassische 
Bedingtheit Suei’s einge angen werden. ^

Väterlicher Seits stammt Sueß aus dem sicheischen 
Vogtlande, wo mehrere Familien dieses Namens se it  1524 
nachweisbar sind. Der Name Sueß is t  ein deutscher Familien
name. beit dem Jahre 1640 läßt sich der Stammbaum bis 
zu Eduard Sueß ununterbrochen verfolgen. Seine Vorfahren 
waren kleinbürgerliche Leute. Sein Großvater, Johann Erdmsnn
geboren 1752, erklomm als erster eine höhere gesellschaft-

\

1) Erinnerungen: S .l  f f .
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liehe Stufe, als er Diakon in Bobenneukirchen an der y ' 
ba.rischen Grenze wurde.

Dessen Sohn Adolf Heinrich, der Vater Eduards 
wurde 17fl7 geboren, zog 1816 nach Leipzig um dort 
Theologie zu studieren. Als Hauslehrer kam er 1320 in 
die jüdische Familie Zdekauer, der in Prag 1770 geboren 
sich "noch im 18. Jahrhhundert taufen ließ", wie Bdu rd Sueß

i in seinen Memoiren kurz den nichtarischen Ursprung seines 
Geschlechteserwähnt. Zdekauer verstand es, sich rasch 
wirtschaftlich emporzuarbeiten, -r gründete 1803 ein 
Bankgeschäft in Prag und wurde der f  innnzielle Vertrauens
mann einesgroßen Teiles des böhmischen Adels. „r r ie f  

um 1825 die böhmischen Sparkassen ins Leben. Seine Frau
Charlotte, geborene Frankl schen-kte ihm mehrere Kinder

1 e
darunter eine Tochter Eleonore, die am 26. Juni 1825
mit Adolf Heinrich Sueß von d esen  Vat r getraut wurde.
Erst unter jüdischen Einfluß und unter größerer Aussicht
auf Verdienst im Unternehmen des Sch.ieg-rvaters, wandte
sich Adolf Heinrich vom Studium der protestantischen
Rheologie ab. Dies waraLs Vorbedingung für die Schließung
der he von Zdekauer verlangt worden. Er beteilig te sich
am Wollhandel seines Schwiegervaters, für den er mehrere
Kandels- und Geschäftsreisen durchführte, bis er 1827
njch Prag übersiedelte.

In London hat er mit seinem halbjüdischen
Schwager, Eduard Zdekauer aus Prag ein selbständiges
fcollgeschäft gegründet. Dort wurde ihm auch sein Sohn



;duard und Friedrich geboren, welch letzterer lange 
Zeit als sein Kollege im Abgeordnetenh.ua uni als Ver- 
tret r dea Bezirkes Rudolisheim sich mehr in wirt
schaftliche Richtung entwickelte, Erst 1854 liberal edel te 
die Familie endgültig nach Prag. Eduard trat 1840 in 
das dortige Gymnasium ein , Sach dem lode Zdek uers 
fol te sein Vater 1845 dem allgemeinen Zug d r Juden 
und Deutschen von Prag nach rtien, der im 19* Jaruhundert 
besonder stark war, um in der aufblühendon Sie ro^jole 
eine Lederfabrik zu übernehmen. Diese OrteUnbeständig
keit und oftmalige* Umsiedlung verstärkte die Los
lösung von den Bindungen ein r landschaftlichen Heimat 
und de schon rblich veranlagte, wex tbirgerliche Grund
haltung, welch'r Feigling die Berührung mit anderen Na tiore n 
förderlich war. /.ährend sonst die Begegnung von Nationa
litäten  besonders im Donauraum mit der Intensität der 
Berührung die Gegensätze verstärkte und Besinnung auf 
d 8 eigene eaen hervor ie f , verstärkte sich in  ueß 
d.s liberale Element, das letzten  andes den Ausgleich in der

X

Freiheit ratrebte, inder wir bei ihm eine Sendung 
zum Deutschtum oder einer anderen Nation nach eigener 
*’ahl nicht bemerken können. Eine ähnliche Erscheinung wie 
die ntnationalisierung war die rintkonfessionalieierung 
zugunsten einer do menlosen Vernunftreligion, der seine 
Jugend unterworfen war. Schon der Umstand, da£ er als 
Protestant in demTcathol lachen Prager Gymnasium manche 
Zurücksetzung erfahren mußte, die wohl nicht ganz b il l ig  und



-  21 -

rgrecht gewe en sein mag, d rfte seine jugendliche Abneigung 
gegen Kirche und Bekenntnis in ihm Grund gelegt haben, die 
der Kinfluß der j dIschen Geistigkeit von ¡’eiten der Familie 
seines Schwieg1 rvaters^nur ver tärkte. Diese Rinstellung 
wurüe später in seiner öffentlichen Tätigkeit o ft und deut
lich  sichtbar.

Bduard ..»ueß weilte gerade in «ien und befand sich  
eben im 2. Jahrgang des Polytechnikums, als die M rzr^volution 
des Jahres 1848 ausbrach. Kr las mit seinen Kameraden KurMandas 
"Grenzboten" und ließ  sieh p o litisch  von ihm beieinflußen.
Kr berichtet:"Wir fühlten mit B itterkeit, daß man uns in  
Deutschland g ingach'.tze und daß wir Grund tten unserer 
Zustände uns zu schämen." fin anderer S telle bemerkt er: 
zu seinem und a ller Beteiligten Zustand nach der traten 
Demonstration am 13.MNrz: "¿in unbeschreibliches Gefühl 
von Brüd ilich k e it, von Freiheit und von Vaterlandsliebe, 
von Begeist rung und Todeemut durchglühte uns." r war 
a l30 ganz der Tendenz sein r Zeit folgend g e istig  den 
v»e tl*rischen Umsturz und Fort.chrittsgedanken erlgen, wie 
der Großteil seiner Schulkollegen, die später in nicht ge
ringer Anzahl hervo: agende St.aatsämter der Monorchie ver
walteten. Pressfreiheit, jConstitutuion und National,~arde 
waren auch in seinem Munde die Parole des Tages.

Mag er auch das Mittel der Revolution als .e lt -  
panacee für die in den Augen der urnstü.» zlerischen Ura,*eL t 
verrotteten Zustände angesehen haben, 30 entging doch 
wenigsten seiner späteren reifer n Urteilskraft nicht die

1) uê  Erinnerungen, S.27.
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lokale Bedingtheit eines solchen politischen Ereignisses#
;r verkannte nicht, daß die Wiener Evolution neben allge

meinen Ursachen auch ihre besonderen örtlichen hatte, die 
ihr zum '»usbruch verhalfen. Ins Komaitee der akademischen £  
Legion gewählt, genoß er in ihrem Dienste aeinen ersten 
politischen Anschauungsunterricht. ^  Auch den sozialen  
Ursachen der Revolution verschloß er sich nicht. D.h. 3ie 
wurden ihm wenigetens im N chinoin bei der Abfassung seiner 
Erinnerungen klar. In dem Glauben: "Daß die politische  
Freiheit für jeden Stand einen Fortschritt bedeute, kündigte 
sich der werbende Gedanke gegenüber den unteren Schichten 
des Volkes an .....D er Begriff des Sozialismus hatte sich in  
den breiten Massen noch nicht geschieden von dem Begriff 
der mechanischen Teilung des Besitzes. Innerhalb der Legion 
beg nn eben die Klärung und ein erster Hauch des Bewußtseins 
sozialer Pflichten war da." Diere Sätze be eisen, daß erste 
Ansätze zur Erkenntnis der Notwendigkeit einer gesellschafts- 
reform auch bei Sueß erkennbar sind, wenngleich das Gesell- 
schaftsproblem erst an Breiten-und Tiefenwirkung gewinnen 
mußte, ehe es durchgehend und aus Erfahrung behandelt werden 
konnte•

Den einen Vorteil genoß er mit a ll denen, die später 
an seiner Seite sich im öffentlichen Leben beschäftig sahen, 
daß Tie ganze iroblematik des Halcburgerstiatss vor seinen 
und ihren Augen wie auf einen Schlag aufgerollt wurde, mit 
all den Fragen, die später immer wieder in verschiedener 
Stellung auftauchten. Die Treue zum Kaiserhause war noch

1) Sueß, Erinnerungen, S.34.
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echt und lebendig. Auch der Anspruch auf die politische  
Führung in Deutschland war der öffentlichen Meinung in  
,',ien noch eine geschichtliche ßelbatverst-ändlichkeit. 
r berichtet: "Niemand in .ien zweifelte damals, daß Habs

burg die Leitung Deutschlands gebühre, das bedeutete die 
schwarz-rot-goldene Fahne und durch das Zur cksetzen des 
schwarz-gelb so llte  nicht Österreich zurückgesetzt, sondern 
die vergangene Zeit bezeichnet werden." ^  r.ir sehen also  
bereits, daß in seiner Betr chtungsweice nicht so sehr die 
politischen irklichkeiten Österreich, Deutschland, sondern 
der Fortschritt und der liberale Sntwicklungsglaube vor
herrschend waren, a ls dessen Vehikel diu politische Bewegung 
angesehen wurde, die nur in dieser Hinsicht bew rtet wurde. 
Andererseits läßt sich aus seinen bereits erwähnten Aus.'pruche 
das Gefühl der B itterkeit, das die Verkennung der La. e Öster
reichs von deutscher öeite hervorrief, erkennen, daß das Be
wußtsein von der Sonderheit des habeburgisehen St*at3wesens 
zu wachsen begann, erstlich  hervorgerufen als Gefühl für den 
Unterschied, den der liberale Fortschritt bedingte, der 
nunmehr erneut von Österreich abgewehrt,als neues trennendes 
Moment zu Jen geschichtlich trennenden Faktoren hinzutrat.

Die Nationalitätenfrage tauchte in ihrer ganzen 
Cröße auf. Die Sonderbestrebungon dtr Ungarn, Italiener,
Böhmen und vol ends der Polen mußten einen tiefen Eindr ck 
hinterlassen. jueß bezeugt ihn als er 3ah, wie: "Diese Männer 
aller ..fände,Fürsten, Domherrn, und Rabbiner, Landmann und Jude

1) Sueß, Erinn rungen, S .37.
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kamen, um die Freiheit und um im Namen der Geschichte die
iederherstellung ihres Vaterlandes zu verlangen und w r-  

eubereiten. ?<o sind denn unsere Fürsten und Domherren, 
fragten wir 'uns und bel;:rf es wirklich so furchbarer Schläge 
um eine Nation einig zu machen? " Abgesehen von der Unklar
heit die in dieser Redewendung lie g t , da nicht ganz klar 
ersichtlich  i s t ,  b damit die österreichische Nation aLs 
Staatsnetion gemeint i s t ,  wie er es später ausdrücklich 
forderte, wird och sichtbar, daß die Schicht feh lte , die 
zur Neuordnung desreiches die gesellschaftliche Grundlage 
geboten hätte. Die Stände, die an einer solchen kein Interesse 
haben konnten, die durch den Umsturz a ller Verhältnisse 
in ihr r Stellung ihron jriv ileg ien  und ihrem Vermögen am 
meisten bedroht waren, nämlich den Adel und die Kirche, be
merkte er abwesend, was in ihm das Bewußtsein d*’-r Berufung

( des Bürgertums zur st;atserhaltenden Schichte nur verstärkte. 
In konzentriertester Form ereignete sich was sich in mehr 
a 3 einem halben Jahrhundert, einstweilen in die alten Ver
hältnisse zurlckgehemmt, allmählich auswickeln s o llte . ¿enn 
allec wankte, mußte zur reuen Festigung neu r Crund gesucht 
werden. Ganz unwillkürlich und aus dem Instinkt der Z eit, 
dem Gefühl dtr Unentbehrlichkeit für den Fortschritt ergab 
sich die Forderung nach Mitbeteiligung des Bürgen tums an 
den St.aatsarbeiten im Zeichen des Liberalismus unter der 
Devise der Fortschrittlichkeit. Der Zwist der Nationalitäten 
dränge dazu, ein neues, einigendes Band um die s tr e it  nden 
Parteien zu legen. Eduard Sueß hat dies später, gefördert
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von seinen wis3enschaftlichenuUnternehmungen in der natürlichen
Besch- ffenheit des Donaursumes gesehen, also Österreich-Ungarn 
zu einem toten geographischen Begriff umgewandelt, der als 
StiJ iSgedanke das auseinander trabende Leben der Nationen 
endgültig nie t mehr zu fassen vermochte.

So machte Bueß in diesen Tagen durch Erkenntnis 
der trennenden Elemente eine politische Vorschule zu einer 
positiven Aufbauarbeit für eine spätere parlamentarische 
Laufbahn durch, eine Schule, der eine ganze Generation 
de-- b rgerlic en und akademischen Liberalismus zugehdrte;
Hye, Alexander Bach, Breatel, Gi3kra, J.N.Berger, Uriger und 
Glaser, mit denen Jueß damals zum ersten ¡Aal in Berührung 
kam.und welche das Band der Erinnerung und Jugendf <e undschaft 
auch im späteren politischen Leben zus .m enhielt. Für a lle  
diese gait du3 dort im Sinne Josef Jagers« "Ich bin im Jahre 
1828 geboren, aber das Licht der .»eit habe ich erst 1848 
erb lick t.’’ ^  Die Absichten die Stimmungen die diese jungen 
Menschen beseelte, bezeugte K. Bueß mit einem Ausspruch 
Kübecks, den er für a lle  beanspruchte; "Die rreih eit, noch 

j mehr aber die Gleichheit belebt, ich kann es nicht leugnen, 
jede Fiber meines Leibes und begeistert mein > anz s Ich!".
Mit diesem Jugenderlebnis gingen sie  in die Nüchternheit 
der nächsten Jahre hinein, die gerade durch ihre mit Ge
walt erzwungene Buhe dazu geeignet waren, die beruflichen 
Vorbereitungen für den späteren ^ebenseinsatz im Dienste 
der Ge.amtheit zu treffen.

Die Zeit nach der Devolution -  die Belagerung Niens 1

1) ;-j.a.0.S.67.
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nachte er nicht mit -  verbrachte er in Prag, wo er sich  
politisch  durch Hektare \ei terzubilden suchte, ort kamen 
ihm Fr. K.v,^ö3crs Schriften in die Hände, ie seine 
/.ufmerka mkeit fes eiten . Dann genoß er Schlözera Brief- 
,v>c • ©1 und dessen St' atsanzeigen. Die Wirkung, die von 
ihnen in der trüben Stimmung des B^lagerungszuat ndes us- 
ging, schilderte er selbst mit den .'.orten: "Zu lernen, daß 
die jetzt verhöhnten Gedanken, die uni in dien beh rrccht hat
ten, nicht ein vorübergehender Rausch 8uropa3 ge .ecen seien, 
bot mir Trost und Beruhigung. Ks gab s t i l l e  stunden, in 
denen ich den alten Professor hätte umarmen mögen." ^

In der S t ille  der Nachr* volutionsJahre vollzog 
sich eine innere Umwandlung in ganz Cs terreich, durch das 
"or ringen der akademischen Liberalismus, die Schulung und 
Führung des Tirgertucie durch diesen, die wirti.ehaftliche 
Industrinliei rung. In diese Feit fä l l t  auch die Entscheidung 
üb- r die berufliche Zukunft Kduard fließ. Das Jahrhundert 
der Fies: enechuft, das so v iele der bedeutendüten Kö.fe be
anspruchte, r ie f auch ihn,d r lange zw eifelte, ob er sich  
einen bürgorlich-nateriellen oder bürgerlich-wissenschaftlichen 
Berufe su.veuden so llte . In der wissenschaftlichen und wirt
schaftlichen Entwicklung lagen die größten Antriebe und 
Zukunftsholfnungen des Jahrhunderte, die eine große Anzahl 
von Gelehrten zur Bewältigung der geste llter  Aufgaben ver
langten. K.Lueß is t  aus innerer Zuneigung dem Lockruf der 
Wissenschaft, die ihn sch ließ lich  der akademischen Laufbahn 
und der politischen Tätigkeit zuführte, gefolgt. Und weil 1
1) a.a.O.S.72.



dieser Weg für das Emporstreben und die Eroberung der 
Öffentlichen Geltung durch das liberale Bürgertum typisch 
iöt, erkennen wir ihn ganz als Kind seiner Seit, das eben 
erst den wirtschaftlichen Aufstieg, dann den rechtlicuen 
Aufstieg dieses ¿lindes brachte, bis er in der Verw ltupg 
die tragende Stütze des Staates wurde. Cer wiesensch ftlich e  
Werdegang 3ueß's is t  beachtenswert als Ausdruck der Be
wegung seiner Zeit, daß er gesondert behandelt werden kann, 
wenn er auch immer von der Wissenschaft die Brücke zur 
. e it anschau ung und Tagespolitik gefunden hat, sodaß beide 
sich bedingen. Er tat sich ja sehr v ie l darauf zugute, 
daß seine politische heit ans chauung der Eordtruig seiner 
Zeit gemäß, wissenschaftlich g undgelegt war* Deshalb 
folgender Kapitel, Cae einen Abschnitt der Wissenschafts
geschichte d’r a te ilt .
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.'(isseriGchäftliche Laufbahn und Leistung.

Böhmen im Besonderen Karlsbad, eine kleine 
e i t ,  in der mit großer Freude schon Goethe seiner Leiden

schaft frchnte, den Geheimnissen der toten Natur in ihr r 
Bildung und ihrem Herden nachzuspuren, empfing auch ousß 
durch die Mannigfaltigkeit des Landes angeregt, den Antrieb, 
sich der Forschung und Erkenntnis der Natur zu widmen.
Zuerst war er in seinen Neigungen aus einer rassisch mit- 
bedingten universellen Begabung unbestimmt. Die »'issenschaft 
trieb bereits der Speziell Irrung in einzelne Fachgebiete zu, 
sodaß sich keiner, der Leistung erstrebte, iesem geecuicht- 
lichen Zwange entziehen konnte. Denn nur durch ihn ließ sich  
das ganze Gebäude der Wissenschaft vollenden. Auch 3ueß 
mußte sich dieser I’orderung unterwerfen. Doch bewies er, 
durch seine Gesamtleistung, daß er noch zu jenen 3ch lern 
einer Universalität der eistigen anschauung gehörte, die 
ein allzu vorzeitiges Absinken der Forschung in wiederum 
unwissenschaftliche En e verhinderten.

Keine Empirie und Freude am Anschauen führten 
ihn seiner Laufbahn zu. Noch drängten Vater und Bruder, 
die eine Lederfabrik in Wien betrieben, ihn zu einem ge
schäftlichen Beruf und ver-nlaßten ihn, auf den Folytochnikum 
in Wien auch noch Chemie, Baukunst, faktische Geometrie, 
.’¿athematik und theoretische Astronomie zu studieren.
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Daneben entwickelte sich sein eigentliches Interesse, ge
fördert durch die reiche n t  rliche Umgebung und durch eine 
teih von Männern, die die Liebe zum Studium d r N iur ge

führt hatte, n it den n er bekannt wurde, als er Zutritt 
zum kaiserlichen lliuräjüJ > tkablnett erlangte* '! ichdern er 
eine »issenscho?tltcho Abhandlung der kaiserlichen ’ .'had^mie 
d r iscensch.ften vorgelegt hatte, wurde or am 10. ' i  1852 
besoldeter Assistentam Uofmuseum, -'durch ihm jene sorgenfreie 
Stellung geboten wurde, die zur ärderung seiner Arbeiten un
erläßlich war. Die Aufzeichnungen über die Anfänge seiner 
geologischen Laufbahn las cn erkennen, daß in Hon die 
Naturstudien vorzüglich aus Liebnaberei und llletkantisaus 
ihre ursprünglichste Kraft und den meisten Ansporn erhalten 
haben. Andererseits war .vagen dieser bloßen Liebhaberei, 
d:r noch die erprobte Systematik und Methode feh lte , trotz 
reicher EinzelErkenntnis und reicher «nmeltätigkeit kein 
gro ec -rgebnis vorhanden, das ein Ganzes dargeoteilt hätte. 
"Die Doi' tlonen waren sehr gering und da es keinen aus
reichenden, naturwissenschaftlichen Unterricht gab, waren 
die meisten Beamten Autodidakten. larüberhinaue konnte man

s

er t gelangen, wenn die ..issenschaft vom B.oter.'.erb voll
ständig frei gemacht wurde, und damit auch fr e ilic h  die 
Verantwortung vor dem täglichen Leben und die 'Kritik die 
die ..orge an dem Schaffen de3 menschlichen Geiste ibt, ver
lor." ^  In seinen rinuerungen gedenkt Sueß dieser Anfänge 
d r Naturwissenschaft aus den Privatstudien Einzelner und der 
Organisation dieses Hssen3chaftsz>eiges aus durchaus 1

1) a.a.O. S. 91.
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privaten Bestrebungen. Die Namen die er nennt, sind uns 
heute unwichtig* Be eutsam dagegen tat der Vorgang der 
Entstehung eines wissenschaftlichen Selb tbewußtseins 
aus den Bedürfnissen des tätigen Lebens heraus.

Die beginnende Technisierung der fiirtschnft und 
des Verkehrs förderte lebhaft die-e Tendenzen. Der Bau 
des Gemmering-Tunnels führte Zueß in die geologische Kommis
sion, die die Voruntersuchung zu le iten  liatte. Zo begegneten 
sich das Verlangen der Zeit nach gröfierem Verkehr, der 
Aufstieg der Z iv ilisation  in der Theoretisierung des ganzen 
Lebens durch die Wissenschaft zu größeren gemeinsamen Zielen.; 
Sine besonders günstige Vorbedingung für die geologische 
und geographische Richtung der Studien bot die große Mannig
fa ltigkeit des Aufbaus der Donaumonarchie, sowohl im Großen 
wie im Kleinen, die in Gegensitzen eine V ielfalt von Er
scheinungen vereinte, die zur ^usbeute, Zichtung und 
Sammlung und zu einer größeren Universalität der Anschauung 
au3 der Enge der Forschung treiben mußten, sodaß der issen- 
sohaftszweig der Geologie, der doch mehr und mehr durch das 
Aufsummieren von experimentell feutgestellten  und gesicherten 
Tatsachen, von örtlicher £ntf< rnung und unmit elbarcr Be
obachtung freier und unabhängiger wurde, in seiner Ausbildung 
landschaftlich und geschichtlich bedingt erscheint, insofern 
*la die Gestaltung der Donauländer eine besonders günstige 
Voraussetzung zur Entwicklung dieser Kenntnis bot. Aus 
diesen vielfachen privaten Ansätzen zur Erforschung der 
n tärlichen Bedingungen, deren wir gedachten, die durchaus
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vorwia enschuftlich zu nennen uind, erwuchs Jueß die »ufgabe 
did Methode nach Umfang und Genauigkeit weiter auazubilden, 
byatemutik und Übersicht zu gewinnen und im üster eiohischen 
Raum die innere und äußere Organisation dieses Kor chunga- 
gebietes zu beginnen und auszubauen. Ihr hat er sein be
rufliches lieben gewidmet.

Vordf hand trachtet« er nach Erweiterung seiner 
Beobachtung und Vermehrung seiner Kenntnisse. Den ersten 
gro.on Ansatz dazu bot die Ersteigung des Dachsteins im 
Jahre 1853/die aus rein geologischem Interea e erfolgte*
Dabei brachte die Beobachtung und genaue Erkenntnis dieses 
Alpenteiles sogleich eine andere Beobachtung mit sich, 
die des Gegensatzes zwischen der böhmischen as: e und der 
Alpen. Die Auflösung dieses Rätsels war fortan eine sein? r 
Lebe? saufgaben, die er nur löste, indem er sich über kleine 
'inzol*rfa.hrungen allmählich zu eiaem größeren Überblick 

erhfcb. Der Sommer 1854 führte ihn zu weiterer unmittelbarer 
Kenntnisnahme nach St. Gallen in die Schweiz, zur Schweizer 
NaturforscherverSammlung, wo er erstmalig die geologischen 
Arbeiten in den östlichen Alpenländern mit den weiter 
fortgeschrittenen des Westens in Verbindung br chte und sich 
von der Analyse ¿er wissenschaftlichen Synt ese hingezogen 
fühlte. Die Bekanntschaft mit dem Präsidenten der iener 
Akademie der bissen-ch ften, Andres Baumgartner, der zum 
ers on Kaie im Jahre 1823 an der Wiener Universität die 
Vorlesungen aus Physik nicht mehr in lateinischer, sondern 
in deutscher Sprache g halten hatte und der Ungang mit anderen
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jur ên Naturforschern veranl ißte ihn, sich einem Unter
nehmen anzuachließen, dem sich ein Kreis junger Forscher 
in öffentlichem Interesse widmete. Kr be arm den Bedürfnis 
der ¿eit gemäß m liberals Gesinnung mit der Popularisierung 
der Aiasensoh'ft( veranstaltete an Montig Abenden ur.ent- 
e ltlich e  naturwissenschaftliche Voträge, die sich einen 

großen Zudranges erf euten. Sie dienten dem Zweck, den 
Nachwuchs für den naturwissenschaftlichen Unterricht, an 
dem es dringend mangelte, ausfindig zu m-chen, die öffent
liche Meinung von der Bewegung der Geister zu benachrichtigen 
und so dem naturwissenschaftlichen Denken, d's das 19.
Ja rhundert beherrschte in a lle  Volksschichten Tür und Tor 
zu Öffnen. Dieser Drang zur Naturerken: tnis mu te bei der 
österreichischen Schulreform berücksichtigt werden.
Die Zeitungsartikeln und Proschr,ren b ete ilig te  sich der 
Vontagsverein, zu dessen Bildung die Veranstaltungen ge- 
fihrt hatten, auf dos lebhafteste an der Verteidigung des 
naturwie enschaftlichen Unterrichts an den Gymnasien. 
Namentlich geschah dies in Bonitz Gymnasialzeitschrift. 
iuf diesem .Vege wandte sich Sueß zu ersten Mal den didakti
schen und organisatorischen Fragen der Schule zu, ohne 
die em Interes e später untreu zu werden. Durch den Tod

r

G; a ilichs übernahm er balvl die allein ige Leitung des Ver
eines, als die Lehre D‘ rwins ihren iusbreitungsfeldzug 
begann, zu deren Vorkämpfer nun auf lener ^oden Sueß wurde. 
Zur selben Zeit wurde das Unterrihtawesen durch Leo 
Thun neugestaltet und verwaltet. Zs mochte sich der «Ille
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geltend, nun den Vorsprung, den die leuordnung des Universi- 
tätsweaens in Preußen der Wissensc h .it  dort verschafft 
hatte, einzuholen, das wis ensch ftlich e  Leben anderer 
Länder mit allen seine hiinric -ltungen, V.ethoden und Zielen 
auch in die Donaumonarchie zu verpflanzen. Dies wurde 
vorzüglich durch die Berufung entsprechender und zumal 
junger Lehrkräfte an die Österreich sehen Lniv r s it  iten 
er eicht, ander n e i t s  durch Heranziehen eines eigenen 
wi sen chaftlichen Nachwuches. Die.en günstigen Umständen 
und dem großen Bedarf an Forschern und Lehrern hat es 

i E.Bueß zu verdanken, daß er die akademische Laufbahn,• 
ohne je einen akademischen Titel errungen zu haben, be
treten konnte, r war der erste, dem es klar wurde, daß 
Österreich in wudderbar r Mannigfaltigkeit die ver
schiedensten Formen der rdoberfläche vereinte und be
merkte, daß die Kenntnis von diesen großen natürlichen 
Einheiten dem Hochs, hulunterriehte ganz fremd geblieben war. ^  
Er ernannte als Fehler seineafdamaligen F; chunte; richtes, 
daß man die Mineralien nach ihren n.turhi torischen, äußer
lich  ke;nbaren Merkmalen in ein System ordnete, wie es in 
der Botanik und Zoologie geschah, wobei aber üb rsehen wurde, 
äaß die uinteilun6smethode nicht übertragbar war, daß die 
Grundbegriffe jed<r Klassifikation organischer 'eeon fehlte;
Die organische Entwicklung und die Abstammung. Das also 
neue linteilungsgrundiagen gesucht werden mußten. Br kri
tis ier te  das eickundliche Verfahren folgendermaßen: "Die 
Geognosie wurde definiert als die Wissenschaft von der
} )  a .a .0 .b #113.
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Zusammensetzung der Erde aus den Individuen des Mineralreiches. 
Nie wurde aber gesagt, wie sich solche Zusam ans* tzungen 
etwa vollz gen. Auf diese Art wurde das historische Elemmt 
ganz ausgeschlossen. Di-3 Gestalt der Buchstaben, nicht das 
Lesen wurde gelehrt."

Es ißt ein Kapitel Wie ensohaftsgeschiohte^das 
hier berichtet wird: Der Übergang von de?' rein beschreibenden 
zur erklärenden Betrachtung dor Gesteins- und Oberfl ichen- 
formen, vom Außen zun Innen der haturbildungen, der Schri t 
von der ruhenden Betrachtung zur h istori eben,entwickelnden 
Betrachtungsweise, der von Sueß zum Durchbruch vrholfen  
wurde. Dieser Vorgang reiht sich in den Zusammenhang des 
ge.amten abendl indischen Denkens des Jahrhunderts ein, 
das die h istorisch-relative Bet nicht ungswei: e a ller  Er
scheinungen lehrte, nicht nur der Geschichte a lle in , sondern 
auch der Objekte der übrigen «Vissensch- ftszweige, die nafeh 
und nach von der geschichtswis^erß ch aftlicven Methode des 
Verstehens und Erklärens und Bedingens im Vergangen und im 
«Verden ergriffen wurden. Lange ehe dann das naturwissen
schaftliche am t'rialistische Denken d s geschichtliche 
Denken -  ais prinzipeile entgegengesetzte Betrachtungs
weisen aufgefaßt -  überrannte und auch in die historischen  
Wissens chaften die Gesetzm iß igleit de3 Naturgeschehene 
hineintrug,machte eich der umgekehrt- Vorgang geltend, 
daß sich vorh-r die geschichtliche Denkart weite Gebiete 
der toten Welt der rde und Gesteine nicht nur der Pflanzen 
erobern mußte, um die menschliche 'Erfahrung zu bereichern gnd



-  35 -

das rein experimentelle Vorgehen der Naturwissenschaften 
durch geschichtliche Methoden zu bereichern und zu er
gänzen.

Österreich hat auf diesem Gebiete den anderen 
Stauten voran eine geologische Reichsanstalt gegründet.
Die Errichtung einer Lehrkanzel für Geschichte der Erde 
od r Versteinerungskunde war fo lg lich  notwendig geworden.
Und Sueß suchte um die Habilitation als Privatdozent an.
Da er aber rach den formalen gesetzlichen Bestimmungen 
nicht Privatdozent werden konnte, berief ihn Thun sogleich  
als unbesoldeten Extraordinarius. Nach einigen Wiederständen 
von Seiten des Professorenkollegs konnte er sich unbehindert 
der neuen Tätigkeit widmen. Reisen nach Berlin und Par s 
ste llten  den so nötigen Kontakt mit den Fachgenossen anderer 
Länder und Nationen her, vermittelten persönliche Bekanntschaft, 
Austaqsch der Theorien und Nachricht über den jeweiligen 
Stand der Forschung. Erwähnenswert is t  die Bekanntschaft 
mit Karl R itter..D iese Reisen verstärkten den großweitischen 
Zug der Denkrichtung des Professors: "i/ienn es ihn (Sueß) 
vergönnt i s t ,  auch in das Seelenleben anderer Völker hinein
zublicken, wenn er dort die gleichen Regungen a n tr ifft, 
dann erwacht in ihm neben dem Patriotismus jene allgemeine 
Liebe zur Menschheit, die dem B rufspolitiker ein Greuel i s t ,  
aber am Grunde jeder gesunden Menachense le  keimt.'*
Freundliche Aufnahme in Frankreich anläßlich eine wissen
schaftlichen Reise,ver. tärkte in ihm die Ansicht: "Wie gleich
artig doch die tieferen Empfindungen aller Nationen sind,"
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und den Glauben an die Internationslitat der Ais sen schaft. / 
Nach bien zurückgekehrt, wurde er erstmalig 

auf den ihn eigenen wissenschaftlichen -eg verwiesen:
Die vergleichende Methode. ^  Erst eine gewisse Erfahrung, 
gewonnene V ielseitigkeit und Einsicht gaben die Möglich
k eit, s ie  in seinem ’Aissensgobiete zu verwenden, euer- 
dingfc trat ihm die große Munni tfcltigkeit des Donauaio tea 
und die außerordentliche Verschiedenheit der s i/.dlic en 
Geeteinsfolgen von den nördlichen vor die Augen, -eitere 
eisen nach Paria und London förderten die internationalen 

Verbindungen und beeinflußten ihn in der Lichtung der 
oben sich durchsetzenden Darwin’sehen Theorien. Der Besuch 
der auslundi sehen wissen schuft liehen Institute und ¿Sammlungen 
befähigte ihn im Auftrag des Hofes einen Entwurf f r Lage 
und ^Umverteilung der neu zu erbauenden Hofmuseen anzu
fertigen. ^  Es str itten  zwei Ansichten um den Vorrang:
Die eine befürwortete einen Hallenbau, die andere eine 
Teilung in bäle, in denen die Objekte sys-otn .tiach ge
ordnet dem .utlikum dargebotun werden so llte n ., welcher 
Man späte durehgef ihrt wurde, Eueß’s Bedenken gegen 
Errichtung eines Prachtbaues blieben bei der Absicht auf 
bewußte otiidtverc-chönerung und Baugestaltung unbeachtet* 
Hansens, Ferotli und Löhr3 i rojekte wurden verworfen, bis 
•-senauer mit .emper als künstlerischen Beirat seinen Grund

riß verwirklichte. Der dritte Vorschlag an dem Sueß be- i l ig t  
war, nach der Ausführung des großen Heichsmuseum3 in Leiden 1 2
1) a.a.O.S. 1̂ 0.
2) a.a.O.S. 14«
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einen erweit rungsfähigen Nutz- und Zweckbau ohne jeden 
architektonischen Schmuck aufzufUhren, drang nicht durch, 
da in ien die Museen als Hofmuseen geführt wurden, welche 
auch äußerlich einen durchaus repräsentativen Charakter 
bewahren so llten . ^

Nach dem Vorbilde des Fniberger Geologen 
Werner d r bereits am Ende des 18. Jahrhunderts den Einfluß 
des Bodens auf den Menschen, der ihn belohnt und bebaut, 
lehrte, f e ;ner nach dem Beispiel Ritters und Buckle^s, 
die ähnlich die Abhängigkeit des .ensch n von der geogra
phischen Umwelt lehrten, drängte es Sueß^d-s Cleiche in 
kleinerem Ausmaß aus der Gegend Stadt bien nachzuv,eisen.
Dies führte ihn,zumal die großen Stadterweiterun■. arbeit n 
innig Einblick in die ßodenverhältnia e gewährten, zur 
Betrachtung des 5odena der Stadt Wien und besonders zu 
Studien über die /.aaserverhältniase.

Die wissenschaftliche Ausbildung, unentbehr
lich  geworden für die andrängencJen Aufgaben der Wiener 
Stadtverwaltung}brrichte ihm die Einladung des Bürgemeis ters 
Zelinka zum Eintritt in die städtische Vas.erversor ungs- 
kornmission, die ihm eine 10 jährige Arbeit aufhalste.
Im April 1863 wurde Sueß ohne Gegenkandidaten in den 
Gerneinderat gewählt, wo er es verstand>seinen Vorschlag 
über die neu zu errichtende Wiener Wasserleitung durchzu- 
drbcken. Aus 56 Projekten mußte er vorzüglich ge0en das 
einer Vergrößerung des Schöpfwerkes an der Donau un3 einer
Entn hae aus dem Grundwasser des Steinfeldes und der 
1} i t i i  de; ; richtes, abgedr.in der br.Leitung, 27.9.1862. 
2) E.Sueß, Über den Boden der Stadt Men, Wien 18b2.
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fischa Dagnitz seine üinwände ¿eltend machen. Nach genauen 
Vorstudien und einem heftigen Zeitun .skampf der Presse 
gegen die Naue freie Presse und die Vorst ad tz ’ iturg für 
Sueß’s Projekt wurde letsteros besonders durch Befür
wortung der wiener Ärzteschaft angenommen. Der Bau der Hoch
quellenleitung wurde beschlossen.

18$3 gelangte Sueß,nunmehr ins politische Geschäfts 
leben eingeführt, bereits in den niederösterreichischen 
Landtag. Dasselbe Jahr führte ihn zu einer Studienreise 
nach Ita lien . Die ber i t s  gewonnene reiche Anschauung 
ven hiedenster Gebirgsbildung d r Karpathen, Appeninre n \ 

und der böhmischen Gebirge ermöglichte es ihm, die ver- 
¿1 eichende Methode sprechen zu lassen und die bisherigen 
üntstehungsthtorien der Alpen, die mehr spekulativ als induk
tiv  gefunden waren, zu überprüfen. Bald darauf machte er 
eine eise nach Bosnien, die aus rein geologischem Interesse 
unternommen, für 3eine politische Haltung in der Partei 
anläßlich der Ckkupationsfrage nicht unwientig wurde und 
seine Ansicht von Österreich Ungarn a ls  einer geographischen 
Einheit verstärkte. Kr sagte: "Dieses 'riplex Confinium 
war ein wunder Funkt Mitten in Uuropa und eine Aufgabd 
für Sta tsmänner. Ich suchte die Gesamtlage der Von rchie 
zu überblicken: Ich sah iro l als eine Festung gegen eot, 
Böhmen trotz 1866 als eine solche gegen Nord, Siebenbürgen 
gegen 03t, aber hier im Süden sah ich die Licke. Dieser 
Sin ruck is t  für mich in v ie l späteren Jahren l s  die 
bosnische Frage auf die Tagesordnung des Parlamentes ge-
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langte, bestimmend gewesen." ^  3ueß erfaßte somit aus 
geograpbiechem Blickfelde die politisches Notwendi ikeit 

ir den Großmachtstast Österreich, dieses Cebiet sich zu- 
zueignen. Dieser Erkenntnis blieb ersuch treu.

Im Jahre 1867 wurde er zum ordentlichen Pro
fessor ernannt und im gMchen Jahre zum wirklichen Vit- 
gliede der Akademie der Wissenschsften erwählt. Die Teil« 
nähme an dieser Körperschaft nahm von nun an einen be
deutenden Teil s.iner Kräfte in ns.ruch. Glücklich war 
ddu.rd Sueß durch die Gelegenheit, seine wissenschaftlichen 
.enntnisse wer er praktisch verwerten zu können. Ein 
Don .uhochwasaer im Jahre 1862, das besondere seinen hl- 
bezirkjdie Leopoldst it ;heim.suchte, drängte Staat, L-nd und 
jtadt dazu, die Donaureguli^rung endgültig in ngriff 
zu nehmen. 1869 wurde eine Komiasion vom Bürgermeister 

l\der gebildet, -der das Projekt 3ueß, s/ den Donaudurch- 
rtich in einer Ling3 von sieben Kilomet m befürwortete.
Er hatte das Befer t über die technischen Fragen des Baues. 
Die Untervaae rarbeiten wurden von ihm den Ingenieuren 
des Suezkanals anvertraut, le i  dessen Eröffnurg Sueß zu 
Gaste war, an des en Bauten er schon die nötigen Vorer- 

hrung n hatte sammeln können* Im Frühjahr 1870 wurde 
die Arbeit begonnen, die dien bei der Modrnisierung des 
Schiffahrav rkehrs erst zu einem handeis- und konkur enz- 
lihigen Donauh f̂en machen sollten* Die .röffnung der ersten 
i ner cbquellenwasserleitung die mittl e ile  fertig  
e orden war, brachte ihm die Ernennungzum Ehrenbürger und 1

1) a.a.0.S.174.
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trug wesentlich dazu bei, daß er von seinem Wohnbezirk 
mit 631 gegen 59 Stimmen in das Abgeordnetenhaus ent- 
l' r.dt wurde. Durch seine In itia tive beim Bru der Hoch- 
¡up-lenleitung wurde er da^die allgemeine Typhus efahr 
ribsewendetjhatte, zu einer der popul rsten Erscheinungen 
in den Kreisen der Bevölkerung, auch in den niederen 
Schichten der Arbeiterschaft. Am 15. April 1875 
wurde d r Donaudurch. tich glücklich durchgeführt, sodoß 
de:* liberale Gtmeinderat einen neuen Erfolg für sich 
buchen konnte.

Inzwischen re ifte  im Laufe der Jahre, in denen 
der V rfassor vom Ausgangspunkt der geologischen Beob- tchtung 
des Bodens von A'ien in konzentrischen Kreisen immer weiter 
fortreh ritt, Ja eratea wissensch-itliches e ntheti ches 

rk"die E. tstthung der Alpen”.^  Zum Inh lt  hatte es eine 
kritische Würdigung der älteren Theorien der Gebirgsbildung, 
welchen gegenüber es ein neues Bild von der Entstehung der 
Kettengebirge entwarf. Und zwar erklärte er sie nicht 
durch ir-kte Hebung, sond rn einheitlich  durch eine tangen
t ia l gerichtete Bewegung groß r Cebiete der Br rinde, also 
ei en Seitenschub. Zu dieser Ansicht führte ihn die Be
obachtung des Gegensatzes der konvexen ei hoitlichen ge- 
alteten Außenseite und der von Senkungsfeldorn begrenzt n 

In en3 ite  der Ketteng birge. Kr lehrte derin den Zusammen» 
h ng d s Vulk nismus mit diesen Bewegungen und brachte die 
Erdbeben in Bezug zum Gebirgsbau. Dabei unternahm er cs 
bereits, indem er über die uropäischen Gefcirgssysteme hinaus 1 2
1) Sozialistische Monatshefte,Jg.1914.S .855.
2) Sueß, Entstehung der Alpen, Aien 1875•

l\manach derkaiserl.Akademie d.i.issenschaften,Bd.64,1914.
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den Blick wandte,auch die Kettengebirge anderer Weltteile 
in Betracht ziehen. Der bleibende Wert dieser Arbeit 
bestand nicht so sehr in der Theorie, die sich nur als 
sehr bedingt richtig erwies, vielmehr in der Kritik älterer  
Anschauungen, der Begegnung im besonderen j^eometrisieren* 
der Erdbetrachtung und in der reichlichen Verwendung des 
Analogieschlusses als Wittel na unwissenschaftlicher 
Erkenntnis. Kr vollzog eine fruchtbare Synthese. Wenn auch 
sein Werk nur ein Zankapfel der Zustimmung und des Wider- 
spruches wurde, so bestand eben darin v ie lle ich t sein  
grö ter Wert, daß es durch den erregten Streit über sich 
selbst hinaus geführt und neue Erkenntnisse eröffnet hat.

Schon erforderte die Ordnung Durchsicht und 
Verwertung der tausende von Beobachtungen, die allmählich in  
seinem Wissenszweige veröffentlicht worden waren, eine 
gewaltige rtlllenseintracht, um ihren Umfang zu überschauen.
Mit 44 Jahren begann er nun seinen Studien eine dement
sprechende Richtung zu geben und durch einen weiten Brief
wechsel zu ergänzen. Als Grenzfrage zwischen Wirtschafts
politik  und Wissenschaft veranlaßte die beabsichtigte Ein
führung der Goldwährung in der Monarchie Eduard oueß von 
nur fachwissenschaftlicher Seite her, zu dieser Frage Stellung 
zu nehmen. Dies tat er in zwei wissenschaftlichen Publi
kationen: "Der Zukunft des Goldes" und "Der Zukunft des 
Silbers", ^  Näheres darüber bei der Behandlung dieser Frage 
in einem späteren Kapitel. Neben seiner anstrengenden Tätig
keit im Parlamente war Sueß in seinen wissenschaftlichen 1

1) Sueß, Erinnerungen,S.271. Zukunft des Goldes, Wien 1877.
Zukunft des Silbers,Wien 1892.
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Bestrebungen nicht müßig. Ara 14. März 1883 schloß er einen 
Vertrag mit der Firma Tempsky und verpflichtete sich, ein 
dreibändiges Werk -  vier umfaßte es vollendet -  als "Antlitz 
der Krde" b e t ite lt , zu verfassen.

1888 wurde Eduard Sueß nach der übHibsn Reihen
folge der Fakultäten in der Besetzung dos Rektorutsstuhles 
mit diesem Amte betraut, als der Rangälteste der natur
historischen Richtung. Er verzichtete aber vorzeitig  
bereits am 24. März 1889 wegen der öffentlichen Haltung 
des Parlaments, das schrittweise gegen die Schulgesetze 
von 1869 abändernd vorging, die er solange und so heiß 
als eine persönliche Angelegenheit verteidigt hatte, um 
dadurch in a ller  Öffentlichkeit seinen Abstand als Rektor 
der ersten österreichischen Universität von den Tendenzen 
des Unterrichtsministeriums bekannt zu geben und durch 
das Gewicht seiner Person eine Änderung seiner Haltung her
beizuführen. Er fand dabei das volle Einverständnis der 
Wiener Gelehrtenkrei ;e und der Akademie der Wissenschaften, 
die den Vor.toß der schulfeindlichen klerikalen Elemente als 
ildun.;,3hind9mis von wissenschaftlichen Gründen her be

kämpften. ^
1891 wurde er Generalsekretär der Akademie.

Er veranlaßte eine Änderung der Gesch.Mf tsordnung/die 
praktischen Bedürfnissen gemäß vereinfacht wurde. Sogleich 
Qröffnete sich ihn in dieser Stellung die größere Aufgabe 
ah 8er Organisation der deutschen Wissenschaft tätig mit
zuwirken; die deutschen Philologen beabsichtigten se it

1) dueß Eri .nerungen, S.393.
2) " " S.418.
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de* längeren um die Erstellung des Thesaurus lin^uae 1 iinae 
dur hzuführen» den Zubammenachluß d r deutschen Akademien 
der von München aus z.eimal versucht un unzul ngllohen 
Vit.tel geccheitert f i f )  auf An - gung lth o ff's ,d ie  deutschen 
Akademien mit der Wiens zu ve; einigen, kam Siommsen 1892 nach 

ien, und b- ¿.chte 'ueß;um auch für die naturwis nsc f t -  
liche Klasse ein ähnliches übe einkommen zu erzielen; oueß 
stiante ihm zu. "Zugleich wurde aber mit der Erweiterurg 
der Aufgabe auch die Erweiterung des Übereinkommens auf 
d ie  gebijdetetn Staaten in Aussicht genommen.” Uber 

nationale und staatliche Gesichtspunkte hinweg, Grünte 
oueß sofort aus weite rgerlicher, rein wiasenuctr f t l ic h  r 
Absicht, zur Errichtung ei u InU r ationulen v/i en ch aft-  
l ic  en Konzerns. Hartl, kaiserlicher Hofbibi io thekar  ̂entwarf 
die Denkschrift über die "Vereinigung der g« lehrten Körper- 
ach ften der Kulturnationen". Mommaen wollte das Statut 
v rfaeeen, Sueß’X V rbindung mit der königlichen Ce*, d.
V.zu Göt Ingen, Leipzig und der künigl. ayr.Akademie suchen, 
harte; 8 Denkschrift(von der .dener Akademie durch irstim , 
wurde am 30. Juni •Instimmig angenommen. lersönlic e 
Fühlungnahme erlangte die frü e Zustimmung der gen nnt n 
Akademien, Schwierigkeiten bereiteten nur die Berliner, 
die e ;sönliche Beratung wünschte.Doch im Jahr- 1383 
trat, indeß sich die Berliner Akademie noch zurückhielt,
.11 s ie  Bedenken trug, in einen Verband einzutreten, dessen 

künftiger Umfang und Verbindlichkeiten zur Zeit noch nicht 
abzuachitzen seien, das sog.deutsche Kartell ins Leben
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¿»ien h ie lt weiterhin unter dem Einfluß rrof.Sueß grund
sätzlich  daran fe s t , daß die fremdstaatlichen Körperschaften 
eingeladen werden so llten , begnügte sich aber vorläufig 
damit, nur durch einzelne Mitglieder mit Paris und London 
in Verbindung zu treten, bald begannen die ersten Arbeiten 
des K a r te lls . Sein Dasein an dem Sueß so hervorragenden 
anregenden und ausfuhrenden Anteil hatte, wurde wohltuend 
empfunden.

1893 legte er, nicht wie er sagt, um sich anz 
der wissensch ftlichen  Tätigkeit zu widmen, sondern um
eine neue »'»ahl sohl acht gegen die christlichsoziale Partei die 
nicht mehr zu gewinnen war, nicht zu verlieren, a lle  
öffentlichen Ämter nieder. Die e Erleichterung seines ge
rade durch die politische Tätigkeit in letzter Zeit über
reichen Arbeitslast, ges’attete ihm, nun sein Lebenswerk 
dem Ende nahezubringen und den Mißerfolg in der P o litik . 
durch wissenschaftliche Funde wett zu machen. Aus seinen 
früheren arbeiten hatte er die genaue Gesetzmäßigkeit der 
europäischen Gebirgsbildung erkannt, die er nun auf der 
Oberfläche des ganzen Planeten in seinem eig jntl eben 
Lebenswerke dem, ’’Antlitz der Erde" nachzuweicen suchte. ^
Es s te llte  den Versuch dar, den geologischen Bau der ganzen 
Erde einheitlich  zu erfassen, ihn mit der Geschieh der 
Erdrinde ihren 7t. ränderungen mit den großen Ausbreitungen 
und Rückzügen der Meere in Verbindung zu bringen. Allgemein 
bedeutend wurde wieder seine Arbeitsweise. Er nahm Abstand 
von den Geophysikern, wie sie besonders England hervorgebracht 1
1) E.Sueß, Das Antlitz der Erde, 4 Bde. 1885-1909.

Al\manach der kaiserl.Akademie d.'fissensch ften,Bd.64 .Jg.1914.
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hatte, die von den exakten me3 enden Naturwissenschaften 
herkommend, die Probl me der Geologie durch Maß und Zohl 

zu lösen suchten, ohne aber d:.mit freie Formen ganz er
klären zu können. Sueß nahm diese vergebliche Mühsal nicht 
auf sich, aond rn suchte die Erscheinungen pl sti3ch zu 
erfassen. Line glückliche Intuition er3et e ihm Fehlendes 
und ließ ihn die oft in weit aus eiranderliegenden Gebieten 
doch vorhandenen Beziehungen erkennen, die er zuerst mehr 
ahme,um sie dann b ild lich  lebhaft darzusteilen, \ l le r -  
dings wurde seine orstellung vom Bau unseres Fianeten, 
wie nicht anders zu erwarten, durch die n chfolgende Linzei
forschung verändert, ja er selbst mußte während d düngen 
'racheinungsdauer manche Ansicht verbessern und au ogieichen. 

'Inhaltlich s te l l t  daa ,erk einen Markstein auf dem .ere 
der tektonischen Geologie dar. ^  Jedes Kapitel originell 
duicharbeitet, brachte neue Tatsachen, wodurch sein ergeror 
Ai3eenszweig in ganz neue Bohnen gel nkt wurde. Seine 
wichtigsten Erfahrungen bestanden in der Ausschaltung 
d r Kontinent len Bewegungen, die mit den Meeres tranü^r-osio- 
nen Zusammenhängen. Er zerlegt, die ge bir|.; bildenden Kräfte 
die sein HaupAInteresse bean^jruchten in zwei Bewegunga

gruppen: Line senkrechte ntlang des .rd#radius und eine 
t; -en tia le , faltend Uberschiebende. Zugleich s te l l te  er 
eine relative Chronologie der alten Gebirgsmassen sn dem 
Verlauf der Brücke, alten und Horatbildungen fe s t , wodu ch 
dem historischen Element sein hecht zu T eil wurde, erkannte 1

1) N.österr. Biogr. I.Bd. Ka:l Diener, duaid 3ue3 als  
N: turforacher.
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im Bauplan d r .rde den Unterschied zwischen a tlan ti chem 
und tazii Ischen Küs ontyp und die Bedeutung des f s t 
erloschen-n Ueeree, lange "eiträums hindurch von 
der Straße von Gibraltar quer durch uraaion bis zu 
den Sundainseln reichte. Das waren in kurzem an0edeutet 
die bedeutendsten Erfahrungen, mit denen er die zielt 
der i'or chung bereicherte.

Lern Werke war# ein un ehemmter wiasenschaftlicher 
ui gesl uf be.M hieben. ha wurde in englische, französische 
und i oiienische Spruche übersetzt, cenn Sueß auch zuviel 
aus einzulnon Tatsachen gefolgert hat e, so bes and 
doch der unbestri . ' ene Vorzug des .erkes ln der neuen 
Dichtung und der nenhaih ance der tektonisci en Geologie 
und den zahllosen Anregungen zu neuen Untersuchungen,
D Lei war sein .-.ahmen f r d s Bild der Gestalt d^r nrdrinde 
so elas iuch, daß 8S leicht Modifikationen ertrug. Eine 
formvolle, oi t poetische bilderreiche Darstellung beein
trächtigte allerdin a die ivritik. hin unbestreitbares 
Vjrdien. t  zum Vorteil der deutschen Sprache a r  die 
’.in iihrung manch a lte r F ch usdr icke, aus der Bergamnn- 
sprache, die son t der Wissenschaft und dem Sprachgebrauch 
mit dem alten Werkgut v rloron gegangen wären.

So gewährt uns die363 f<erk(am Schlus e des 
Berichtes seiner wieserechaftlichen Leistung ihn in den 
Zusammenhang der Entwicklung der Naturwissenschaften ein
zureihen, der ein doppeltes .enschenalter hindur h den 
Aufstieg di - so s Zweigee der menschlichen Brkennntnie mit
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erleben durfte. Alexander von Humboldt, dessen universale 
Größe de?: ganzen Kot» ob als le tz ter  zur Einheit zus uamen- 
zwingen wollte, lebte noch, a.3 sich die Krbon aein -Uo3ens- 
gsbiot te ilten . Juntus von Liebig f nd den 3chld3gel zur 
or uiiachen Chemie, Pasteur g r iff  nicht lange darauf nach 
Vorbereitungen in allen Zweigen der Geologie, Physik und 
Chemie nach den Entartungen der Grganiaaenwelt, Heimholtz 
erklärte die ßätael der rfcysiologie, Robert Mayer lehrte 
der Geschichte die Erhaltung der Energie. Eine Fülle 
orf ihrungowi 3erschuftlicher Talente hatte d s Johrhundert 
hervorgebracht, die auf den verschiedensten Gebieten 
in Reichtum die eite  und Tiefe der Natur offenbarten*
Die Geologie aber hatte zuerst Lyell fundamental bearbeitet, 
an dem sich Sueß* seir r Jugend schulte. Leopold von Buch 
erschloß ihr mit seinen Genoasen die Konstitution der Ge
steine, indeeg die geologische heiehsanstalt einen Studien- 
herd errichtete, an dem sich jeder,der w ollte,einfinden 
konnte. ^  Sueß hat weltweit gerichtet, als Beobachter des 

anzen natur i : senachuftlic1' en Horizonts auf seinem 
Faohgebiet noch einmal die Synthese zu finden gesucht, 
die zu gewinnen die weitgehende Gonderung des Gesamt- 
wissen3 in die Teile schon 3ch.vierig gemacht hatte. Diese 
Leistung war der Ertrag seines wissenschaftlichen Arbeita- 
talentea, das nie seinen Zweck aus den Augen verlor. Jeder 
neue Erfolg erregte ihn, jeder wfeittrager.de Gedanke, jede 
glaubhafte Konstruktion und jedes neue Arbeitsfeld machte ihn 
begieriger und die weitschreifende umgehende Phantasie er-
1) Al\manach der k.Ak.d.A. 64.Bd., 1914.
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mü;lichte ihm den Umfang seiner .rbeit weit zu spannen, 
sodaß er sein vorgesetztes Lebens wrrk lückenlos voll nden 
konnte.

Beginn seiner politischen Tätigkeit.

Der wissenschaftlichen Bedeutung die Bueß 
beanspruchen darf, entspricht die politische ira Kreise 
der liberalen ’arte i und während der Bl-tezeit des Par
lamentarismus in der Monarchie, de en Nachweis den 
Haupt te il dieser Arbeit einnehmen darf, welche aber so 
auf der anderen beruht, daß sich Wissensch. f t le r  und 
Politik  r in seiner Person nicht trennen lassen. Deshalb 
mußte vorher sein Beitrag zur Bildungsgeetaltung ge
würdigt werden, ehe sein Anteil an der Tagespolitik,be
stochen se i. Zwar wi r e r  kein sogenannter politisierender 
Hochschulprofessor, noch ein ausgesprochen profos oraler 
o litker, wenngleich er sich mehr in dieser Haltung zeigte, 

wie es aus seinen reichen Bekenntnis sen und Äußerungen 
kl r wird, daß ihn die »»issenschaft und ihr Gesetz der 
archimedische Punkt waren, von dem aus die Ordnung der i.elt 
sich überblicken ließ . Nicht Nation, Hase , Iol stum,
B t a t  oder .elgiion, oder die Kultur war das Bestimmen! e
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in seinem Denken, sonde n die Wissenschift. Sie war der 
Grund, von dem er ausging, auf den er a lle  Erscheinungen 
zurickfiihrte und auf welchem er auch von dritter Seite 
a lles bezogen haben w ollte. Sie war das Maß a ller  Dinge:
Der Kultur, der elig ion , des Volkes, des Staates und '.Ile 
die' e so llten  sich zu ihrem Dienste vereinigen, deren 
Fortschritt den Fortschritt der Menschheit überhaupt be
deutete. Diese Auffassung bestätigte er auch dadurch, daß 
er nach dem Schiffbruch des politischen Liberalismus insner 
noch am wissenschaftlichen fe s th ie lt .

Mit der Erkenntnis des Wissenschaft» Lmubens als 
Grundlage seines Denkens, die hier vorweg bekannt gegeben 
se i, und die auch ganz dem Geiste seiner Zeit entsprach, 
können wir in die Betrachtung seines politischen Dnseirs 
eingehen. Ging der ¿eg;der ihn in die Öffentlichkeit 
führte, durch d e Wissenschaft, so p o litis ier te  er auch 
von dio om Standpunkt aus, wenngleich er ni.cht verkannte, 
daß die Leitung eines Gemeinwesens eigene Gesetze be
folgen müsse. Auch dies war Ausfluß seines Bekenntnissqq, 
das llen  Dingen und Gebieten eine eigene unübertragbare 
-ethode der Behandlung zuerkannte. So stand er in seinem 
Denken und in seinen Anschauungen t ie f  in seiner Zeit 
von ihr getrieben, bewegt und gelenkt, aber nicht üb r̂ seiner 
Zeit, ein politischer Aufstieg vollzog sich in i n  in 
durchaus gewöhnlichen Bahnen. Seine rhl in den Gemeinderat 
wurde bereits erwähnt. Nach dem Tode Z^linka. wurde er 
an dessen Stelle am 23. August 1869 mit 248 gegen 3 Stimmen
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in den Landtag gewählt, Damals wurde gerade d.s neichs- 
volksschulgeretz unter Leitung Hasners und seines iektions- 
chefs, Julius Glaser, nach dem Muster dos Schulgesetzes 
des Großherzog tuma Badens ausgearbeitet, das im Abge
ordneten-, -Ale im Herrenhause schon 1869 angenommen und 
bä d sanktioniert wurde. ^  Schon lange vor der end
gültigen Regelung des ünterrichtswesens hatte Sueß in 
der Öffentlichkeit in einer kleinen Schrift Stellung zur 
Frage des naturwissenschaftlichen Unterrichts an den Mittel
schulen genommen, der s i  h erst die Gleichberechtigung
seines Anspruches neben dem humanistisc en Studium er-

2 )kämpfen mußte. ' Sr beanständete darin, daß man den 
naturwissenschaftlichen Unterricht, f .r den der Organi
sationsentwurf in sehr liberaler Leise Verständnis gezeigt 
habe, in s inem allgemeinen f e i l  beschränkt habe, indem 
an ihn aus den Maturitätsprüfungen wieder entfernte, 

wodurch ihm ein vollendeter Abschluß genommen s e i .
La handelte sich also um die Erringung völLiger 

Gleichber chti ung für den naturwissenschaftlichen Unter
richt und die Anerkennung der realistischen Fächer als den 
hu anistischen ebenbürtig. Das Studium der realistischen  
Fächer war wiederum ein Erfordernis der zur Technik und In
dustrialisierung drängenden wirtschaftlichen .ntwickluqg der 
Sueß gegen alle Vorurteile gerecht zu werden versuchte. 1 2

1) Erinnerungen, S.185.
2) Eduard Sueß, Bemerkungen über der natun-eschichtlichen 

Unterricht, rvien 1862,
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Zr bewies, d ß der n turwisv-e\schartliche Unter
richt aus ideellen und nicht allein  pruktisc en Gründen von 
der Zielsetzung der Gymnasien geforde.t sei, um ihren, nach 
seiner Auffassung rein historisch ausgerichteten Biidungs- 
begriff zu erweitern. Die Aufgabe der Schulen sei, durch das 
Verständnis d r V rgangenheit dem Individuum den rla tz  und 
Wert erkennen zu lassen, der ihn in großen Strome der mensch
lichen Entwicklungsgeschichte sustehe. Der hiutcriech-philo- 
logische ünte:rieht s 11 das Bewußtsein des Schülers der 
ge amten 'enschheit gegen 'bersteilen und solle es lehren, 
ich als 'erach unt r 'ensehen zu fühlen, iese Zielsetzung 

vc.r t demnach sehr deutliche Anklänge an ein humanistisches 
Bildungsideal. Die zweite Aufgabe der Mittelschulen erfüllten 
die Naturwissensch ften, deren Absicht ev sei, absehad vom 
Individuum das ganze "enschegeschlecht als eine Einheit im 
Gegens- tz zu der außer ihm existierenden Natur zu betrachten 
und so den Platz im e lta ll  zu bestimmen und die Gesetz
mäßigkeit des Kosmos erkennen zu lehren. Didaktisch würde 
dies-s Ziel erreicht, wenn die von besonderen Gesichtspunkten 
aus er.vorbe .en Kenntnisse die363 Gebietes aus ver chiedenen 
Jahrgängen von oben her noch einmal anz durchgestaltot urde. 
oueß verlangte damit eine Synthese a lle r  Fachdisziplinen; 
daneben erhob er noch die Forderung n ch einen .nihropologi schein 
Unterricht und sprach sich f i r  die Verbreitung der .e ur.tnisse 
der verschiedenen ■ ienschlichen hassen aus, a lle r ings nicht 
von einem völkischen Gesichtspunkte her, wie er heute verlangt 
un durchrefdhrt, sondern um den .■ng der Entwicklung der
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menschlichen Kultur n chstreben zu können und um zu er
kennen, daß nur in der Kultur die Freiheit und die Macht 
liege.

Jedenfalls dürfte Sueß d r erste gewesen aain, 
der in Österreich die Forderung eines ra sischen Unter ichtes X
au fste llte . Aber wie weit waren die Motive von den n ent
fernt, die heut" zu einer Verwirklichung dieser Forderung 
geführt haben. Kr dachte nicht an Kassenhygiene und Hein
erhaltung des Volkes, sondern aus dem Darwinschen '.ntvicklun s- 
gedanken her n die sich s te ts  mehr verv llkommnende Mensch
heit und an den Grad und Nachweis des Fortschrittes im 
liberalen Sir,ne.

Neben ein' r vervollkommne Un Ausbildung der 
Tehrerschaft war ihm eine rundsätzliche Gleichstellung 
der naturwissenschaftlichen Fäch r mit den rh il,logisch
historischen erstrebenswert. Damit sie nicht als Nebensache 
behandelt würden, und zu allgemeinen Anschauungen führten, 
die allein  einen dauernden bildenden >ert haben könnten.
Gegen die wohlbegründete Befürchtung, daß damit der Materia
lismus im Unterrichtswesen Eingang finden können, empfahl 
er als Mitteldie Heranziehung der Jugend zu ei r edlen Auf
fassung der Schöpfung.

Die e kurze Schrift is t im Kleinen ä ne ogranm- 
schrift der Grundsätze, die er in der Schulpolitik durch 
sein ganzes Leben zu verwirklichen suchte und ie er bald 
zu vertr ten Gelegenheit hatte. Denn da über den Zustand des 
Unterrichtes in den K alfächem im Unterrichtsministerium

x
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Unklarheit herrschte, wurde Sueß von Glaser beauftragt, 
als ¿.aride8schuiinspektor die Lage zu prüfen und an den 
Gberreaischulen in Ober- und Mederösterreich die 
nUituritätsprüfung einzuf ihren. Es so llte  damit den Real
schulen jene feste Organisation gegeben werden, wie sie  
die Gymnasien durch Thun und Bonitz gefunden halten, die 
sie aber mägels einer Übf r l ie f  rung und nötiger Erfahrung 
noch nicht besaßen, Sueß beeinflußte nach seinen Beobachtungen 
daß die /instaLbdirektoren zu wenig Einfluß außer dem Ver
waltungsbereich genossen, daß die meisten frofessoren sich 
diuakti3ch nicht binden lassen wollten, d aß keine verant
wortliche Instanz vorhanden war, die für die Einheit des 
Unterrichtszieles und der Leistung zu sorgen hatte, daß 
die neifepruiung mehr Ge ächtnisprüfung war, seinen Bericht 
an zuständiger Stelle zu der Forderung: daß die ieifepr .fing 
unerläßlich se i, um gleiche Ergebnis e an allen gleichen An
sta lten  zu erreichen, daß die Lehrkräfte weiter beeinflußt 
werden müsafen und verantw rtlich  für die Erreichung des 
Lehrzi les zu machen seien, und daß der tchulmäßige Unter
richt der Religion in den Oberklas. en nicht den gew ..nschten 
Erfolg haben und deshalb ausfallen könnet.

Seine Vorschläge gingen also in zentralistischer 
Richtung auf Vereinheitlichung des ganzen Unterrichtes, an 
dem er sein ganzes Leben lang fe s th ie lt . Lier-e Tätigkeit 
bereitete ihm auch den Aeg in den Landtag, der eben die von 
der Legierung vorgelegten Rcaischulgesetze behandelte. ^
Er erh ielt an S te l le  Arneths das gerade in diesen Tagen schwer 1

X

1) Sueß, rirmerungen, S.E18.
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zu fahrende Schu^referat im Landesausschuß, welches Amt er 
im Ginne seiner ¿eitaas hauung bis zum E in tritt ine Parla
ment führte, r verwaltete nun die M ittel- und Fachschulen 
des ^andes insbesondere aber übervyachte er die Umgestaltung 
des Volkschulwe^ens in Nied«-rösterreich nach den neuen 
. eichsvolkachulgesetze. Im Landtage genoß er die Freundschaft 
einer großen,nie versagenden Majorität, die ihn durch die 
P arte iso lidaritä t bei der BeschlußTassung über die Schulgesetze 
unterstützte.

In dem einen wünsche, der seinem naturwissen
schaftlichem Interes e entsprang, und die Lealsi hule den 
humanistiscnen Gymnasien g leichgestellt hätte, daß erstere 
ebenfalle acht Studienjahre zählen so llt n, mußte er den 
mäßigenden Einfluß der Legie.ung auf sieben Jahre nach eben.
In seiner Forderung, daß in den d 'e i Oberklassen der 
schulmäßige Religionsunterricht durch eine Sonntagsexhorte 
zu ersetzen sei, drvng er durch, r  begr ndete diece ES* 
n hme damit, daß eine theologische Propedeuti#, wie sie 
ogmatik, Apologetik, Exegese, und Kirohengeschichte dar- 

a te llten , dem Gemütsleben des J nglings e ig fremd bleibende 
Öoktrinen aufnötigten, wie weit liberales Vorurteil der 

influ eine* durch rationale Er ägungen von dogm-sti ch- 
kirchlichem Lenken befreiten ftisuenschaftsglaubens sein 
Urteil beeinflußte, mag dahingestellt bleiben. Jeuenfells 
bewies er jene f i  mde, gegen eine konfessionelle und 
kirchlich gebundene eligionsaufPassung, die einer geschicht
lichen Epoche des Relativismus völlig entsprach und für Sueß
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immer bezeichnend blieb. Das Gesetz wurde in seirem Si ne 
abgefaßt, beschlossen und durchgeführt und blieb lange über 
die liberale Ära hinaus in Wirksamkeit. Selbst 1396 wurde 
noch im niederösterreich4schen und im Kärntner Landtag 
eine Änderung des Gesetzes nach klerikalen Forderungen ab
gelehnt. Über die reine didaktische Bedeutung hinaus, be
zeichne te es zum ersten ¡¿ale die Stellung, die Sue  ̂ in 
der Folgezeit in der Kirchenpolitik einnaha, in der er die 
extremsten Kulturkämpferischen Ansichten in seiner la r te i  
vertra t.

Im Verein mit seinen Parteigenossen Dr.Brestei 
wurden die näheren Bestimmungen ausgearbeitot und die 
nötigen Einrichtungen getroffen. Zunächst galt es die Be
zirksschulräte zu erstellen . Schwierigkeiten machte der 
Klerus, der mit ein r liberalen Schule und ohne Gilbe
st imiri ungerecht in Personalfragen nur un ufrieden sein 
konnte. Kardinal Pauscher figle sich aus höherem Staat#- 
interesse, weil ihm der staotseinigende Charakter der Schule 
deutlich wurde, indeß Bischof Fessler in St.Pölten bis 
zu seinem Tode Widerstand le is te te , der allerdings von 
seinem Am: snachfolger aufgegeben wurde. Zugleich wurde 
die wirtschaftliche Verwaltung geordnet, der Gehalt der 
Lehrerschaft sichergestellt, die ntlohnung in Naturalien 
aufgehoben, das Schulgeld gestrichen, was iai uroüen und 
Ganzen eine Entlastung des Bauerns ^ndes und eine Über
wälzung der Ausgaben von diesem Stande auch auf die Groß
grund- und Fabriksbesitzer bedeutete. Ferner wurde im
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Dienste des Kulturstaates, dem die Betreuung und hä: corung 
des Fortschrittes zur Aufgabe g es te llt war, neben der be
stehenden sta tlichen Lehre^ildun eanstalt in Wien, die 
allerdings meist nur Kinder bürgerlicher Eltern ausbildete, 
zwei Amtalten in# St.Pölten und Wr.Neustadt ge r ndet 
um aus ildungsgerechtigkeit a ch berufenen Kind rn vom 
Lande die J/Ögliehkeit zu geben, sich für die ländlichen 
gebiete zu Lehrern auubilden zu lassen. Die Lineatzfreude 
mit de. sich bueß dieser Arbeit zur Verfügung a e ilte , f i r  
die er sp te r}als seine Partei das politische Spiel v rlo r, 
viel dneank und Vorwürfe von klerikaler ^eite, besonder: 
wegen der hohen Lasten und des herrsche den Geistes wegen 
erleiden mußte, entstammte seiner Fort.chrittsbegeiot rung 
und der bewußten Überzeugung,: "Daß die Siege der *reußen 
1866 nicht zum geringen Teil der höheren BlLdung zuzu- 
s ehr ei ben seien.'* ^  Daß also Preußen nicht so 3ehr dir ch den 
. riraat der Waffen, als den des Wissens gesiegt habe, was 
sich durch Gesetzgebungsfreude müsse ausgleichen lassen um 
den v; rlorenen Vors rung zu überwinden. So erhielt sein 
emihen auch die politische eihe, zumal ds?-nit nach seiner 

Ansicht schon ohne „orte ausgesprochen war, daß die kon
fessionell kirchliche e iorungsüra im Gegensatz zur liberalen 
der er angehörte, das Ungl ck des Staates heraufbes hworen 
habe •

1) Sö#ß r̂inn̂ tußgen, S te n - 55. 313. S i t z .
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Die politische Lage beim E in tr i t t  bueß's

in das Parlament.

Die 70 er Jahre des 19. Jahrhunderts werden 
in dessen Geschichte als ein bedeutender Einschnitt sicht
bar, indem sie eine Fülle von neuen Tatsachen brachten, 
die die kom ende Krise dieses Jahrhunderts deutlich machten; 
im politischen Kräftefeld vollzog sich die nationale Eini
gung Italiens und Deutschlands, die nur im Kriege gegen 
fremde Mächte, darunter» auch den habsburgischen Viel
völkerstaat erreicht werden konnte, was wiederum zur Folge 
hatte, daß die Lage dieses Staates sich f r die Zukunft 
dauernd veränderte, zumal das Erstarken des panslavistischen 
Gedankens ein neues Motiv in die politischen Absichten 
der europäischen Sta tenweit hin intrug. Auf wirtschaft
lichem Gebiete setzte ein gewaltig industrieller Auf
schwung ein. Ks kam zur Scheinblüte der Gründerzeit, zur 
Spekulationswut der enge und zum großen Börsenkrach 
des ’Jahres 1873, der plötzlich deutlich die gefährlichsten 
Seiten liberaler Wirt chaftsexpr!mente und Grundsätze 
zeigte. Schließlich is t nicht nur als kirchlich relig iös, 
sondern überhaupt kulturell überaus bedeutsame Tats che, 
das Ereignis des vatikanischen Konzils zu nennen, das mit 
der Erklärung des Unfehlbarkeitrdogmas und äse Herau sgabe

♦
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des SyQabus eine erneute programmatische Kampfansage, gegen 

den Liberal i s m a a j a l e  Weltanschauung in die Öffentlichkeit 

warf. So viel Hohn sie erregte, bedeutete sie doch eine 

geistige Tat, die damals unbegreiflich genug und als mittel

a lter liche  Ungeheuerlichkeit empfunden den Beginn eines 

verschärften Kingens der religiösen und konservativen 

Kräfte gegen den Liberalismus bedeutete, der soeben a i f  

der Höhe seiner Macht stand. V ielleicht gerade darum war 

sie so fruchtbar, weil sie d n radikal#en .'iiderspruch 

im Gegenteil dar3tellte und hervorrief und schon die 

Überwindung des Liberalismus e in le i te te .  Darüber hinaus 

wurden die Ideen des Vatikanums auch politiigen itbendig 

und wirksam. Insbesondere ver?t"rkten sich die Ansitze 

katholischen Denkens in Wien, wo der Liberalismus/der 

hier weniger konfessionell gebunden war,, als  in Deutschland, 

wo er eine konsequente Fortbildung aus dem proles ln t is c h e n  

] rinzip darstellt^ zuer. t politisch mit Hilfe des nationalen 

Prinzips aus den Angeln gehoben wurde, nachdem er 3eine 

Begriffe, Cr eni* ationen und Lebensformen au3 sich heraus

g e s te l l t  und den Gegenbe.vegung-n dienstbar gemacht hatte. 

Dies war die große Umweit, in der Sueß zu wirken hatte.

Nun der Kreis wo dies im Kleinen geschah.

Am 23. April 18§3 wurden das Abgeordneten- und 

Herrenhaus des Keichsrates n.ch der 7. heichsratsp-^riode 

geschlos en.^as war das le tzte  aus Landtagentervorge rigene 

Haus gewesen. Die neu angekindigte .lahlreform best itigte 

sich als ein neues Kris-enzeichen des Staates, wenn sie 1

1) Gustav Kol mer, Parlament und Verfassung in Österreich, 
Bd. 2, 3.2/1 f l
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auch als Mittel angesehen wurde, eine solche abzuschneiden. 
Diese Maßnahme angekindigt und durchgeführt in der Absicht, 
den föderalistischen Gedanken an der Urquelle in den Land
tagen zu hemmen, hat schließlich in seiner letzten ge
schichtlichen Auswirkung nur das Gegenteil erreicht.
Sie war zugleich eine Gegenbewegung gegen die mstrengungen 
Hohenwardts zur Föderalisierung des Reiches und gegen die 
Fun amentalartikel, deren Zurücknahme böses Blut bei den 
Klerikalen, einem ¿1 des Hochadels und den Tschechen 
hinterlassen hatte. Gegenkraft gegen die Föderalisierung 
der österreichischen Feichshälfte war Graf Julqis Andrassy 
der den ungarischen zentralistischen Sta^weaen ein leiches 
Gebilde an die Seite stellen wollte. Zwar war der alte 
Reichsrat in einer Zeit außenpolitischerRuha entlassen 
worden. Dafar häuften sich im Innern die Schwierigkeiten.
Die gewerbliche und industrielle .,irt3chaft entwickelte 
sich sprunghaft, die Wiener Weltausstellung stand im 
krassen Ge en atz zur großen finnziellen Krise, die uropa 
durchlief, die soziale Frage br-.chte sich mit Notwendi -  
keit zur Geltung. Die wirtschaftlichen Konkurrenzwaren 
drängten an da3 Parlament heran und verlangten eine ver
fassungsmäßige Lösung. Das tro le ta ria t begann sich zu 
vereinigen und zu fühlen, und s te ll te  sich in bewußten 
Gegensatz zum Großbürgertum.

Die deutsch-liberale Partei, in ihren besten 
Kräften der historischen und rechtlichen Vorm-chtstellung 
des Deutschtums in der Monarchie sich vollauf bewußt und

X

y

x
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zu dessen Erhaltung verpfl ichtet ,  war die Hüterin des

deutsch-österreichischen Staatsgedankens and erstrebte 

eir.e s t r - f f e  Zentralisierung, zwar nicht ia absoluti

stischen, sondern im liberalen Sinne. Freilich war der 

grobe Pechenfehler, daßv der deutsch-österreichische 

Zentralisierende StaatsgeJanke durch den Dualismus schon 

so geschwächt war, daß die Voraussetzung zu seiner Ver

wirklichung nicht mehr vorhanden war. Das Parlament 

gruppierte sich in Parteien und Namen, wie sie sich 

aus dem Jahre 1861 entwickelt und erhalten h a tten ^ '  

d ‘S in der "Linken" Gruppen mit groi.österreichischem 

Programm die sog. Unionisten und die deutschen Auionomisten 

vereinte und in einer "Rechten" die Klerikale und Födera

l is ten  zusamraenfußte.

Die ersten unm ttelbaren zahlen in das Ab, eor neten- 

iiaus,dia auch Sueß ~itz und Stimme trachten, wurden vom 

deutsch-liberalen Parteitag ln lep li tz  e ingele ite t ,  dessen 

Ziel die Einigung zwischen Alten und Jugen sich in dss Gegen

t e i l  eines v rgrößerten Gegensatzes verkehrte, welcher Vor

gang sich bis zum gänzlichen Zerfall  der Partei wied rholte.

Das Abgeordnetenhaus zählte 218 verfassungstreue Mitglieder 

die l iberale  Linke unter Dr. Herbst als stärkste Gruppe/ 

fe n r das linke Zentrum, die verfast-ungstreuen Großagr r ie r ,  

den Fortschrittsklub der ungen mit 57 Mitgliedern, die 

iener Demokraten mit 5, die Euthenen mit 14. - ie  s te l l te n  

zusammen die Regierungsmehrhei.t dar, die der durch das 

usbleiben der böhmisch-tschechischen Abstinenzler auf 1
1) Richard Charmatz, deutsch-österreichische P o l i t ik ,S .157.
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ungefähr hundert üann zusammengeschmolzenen Rechten gegen
über stand. In dieser Gruppierung nahm das Parlament seine 
übliche Tätigkeit auf. Neben der Budgetberatung traten 

•,1s ald wichtige außergewöhnliche Gosetzgebungsfragen 
an -as Parlament heran, die eine Losung verlangten» Die 
konfessionellen Geset e , der österreichisch-ungarische 
Ausgleich, das .ehrgesetz und die Vorlage dos ß-rliner 
Vertrages, Bei der Durchberatung dieser Gegenstände zeigte 
es sich , daß die Regierungsmehrheit immer mehr im Gegensatz 
zu ihr r eigenen Regierung kam, die sich nicht a lle in  an 
Ideeologien, sondern n ch den staatlichen Notwendigkeiten 
orientieren mußte, wenn sie  nicht den Boden unt-r sich ver
lieren so llte .
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Staat und Kirche.

Die konfessionellen Gesetze.

Weltanschauliche und relig iöse Fragen sind 
se it jeher ein Kampfgebiet a ller  Streitsüchtigen gewesen. 
,en könnte es wundern, wenn die parlamentarische Orgel 

aus allen Pfeifen und in allen Tönen Text und Melodie 
dabei zu spielen begann, als sie auf der Bühne der P olitik  
behandelt wurden.

In seiner Thronrede vom 5.9.1873 kündigte der 
Kaiser die Vorlage von Gesetzentwürfen an, die die Lücke 
welche durch die Lösung des Konkordates entstunden war, 
ausfüllen so llten . Das bewies, daß anscheinend auch die 
höchste S taatsstelle  sich eine neue .Auffassung übor 
kirchliche Angelegenheiten zugebilligt hatte. ^  Statt 
ei er vertraglichen Vereinbarung, wie s ie  das Konkordat 
auf Grund älterer überz ugung dnrgeotellt hatte, daß 
Kirche und Staat aufeinander zugeordnet seien, und sich  
entsprechend- müßten und könnten, war nunmehr eine ein
seitige  Lösung von Seiten des Sta; tes vorgesehen, im 
Sinne des lib eratistisch  zentralisierenden Sta tes, 
der auch die gemischten, Staat und Kirche gemeinsamen 
Angelegenheiten unter seine Oberhand b-ingen w ollte. 
Obgleich das Konkoroat langet aufgehoben war, wer die 1

1) Kol mer, a.a.G.Bd.2,S.313.
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Macht dar Kirche im Steigen begriffen, weil eie es mehr und 
mehr verstand, sich der liberalen Einrichtungen zu bedienen 
und sie  zu bekämpfen. Die liberale Partei, deren Aählerkreise 
immer unsicherer wurde, erkannte dies und hoffte durch 
scharfe kirchenpolitische Vorlagen seine Wählerschaft wieder 
zu gewinnen. Sie täuschten sich  aber. Denn die Regierung 
erwärmte sich wenig für die kirchenpolitischen In itia tiv 
anträge der Linken und scheute vor jedem Konflikt mit Rom 
zurück. Die Schwierigkeiten, in denen sich der Staat be
fand, waren zu groß, sodaß es sich  hüten mußte, die innere 
und äußere Lage durch den Versuch eines Kulturkampfes 
noch weiter zu verschlimmern. Außerdem le is te te  die 
spätere parlamentarische Regierungspartei die "Rechte", 
in allen ihren Gliedern heftigen tfiderstand, se i es 
grundsätzlich aus taktischen oder überzeugungsgründen/ 
sodaß es bei dem Wechsel der Mehrheiten für die Re ierung 
nicht rötlich war, die Gegenseite vor den Kopf zu stoßen.
Die kirchenpolitischen Vorlagen, die am 21.1.1874 
eingebracht wurden, bestanden aus vier Teilens 1. Einem 
Gesetzentwurf über die Regelung der äußeren Rechtsverhältnisse 
der katholischen Kirche, 2. betreffs der Rechtsverhält
nisse der klösterlichen Genossenschaften, 3. betreffs der 
Beitragaleistung des Pfründenvermögens zum ..eligionsfond 
und 4. betreff der Anerkennung von Reli iousgosellschaften.
Den Liberalen, die noch manchen Gesetzentwurf besonders 
jenen Uber die Zivilehe vermißten, gelang es nicht einmal 
die genannten durchzubringen. Nur drei Vorlagen gelangten



nach erbitterten Hedekämpfen zur Annahme und Sanktion*
Die Durchführung blieb jedesmal eine aehr fragliche Ange
legenheit. Das Klostergeaetz wurde von der Krone nicht 
genehmigt und verschleppt, wie die Initiativanträge der 
Linksparteien zur Ergänzung der Vorlagen an den konfessio
nellen Ausschuß wanderten, um dort in Vergessenheit zu 
geraten.

Zur Vorge: ch..chte dieser Parlament, kämpfe is t  
noch nachzutragen, daß das Konkordat des Jahres 1855 
der Kurie weitgehendste Hechte eingeräumt h a t.te^  die 
die Verselbständigung der Hißarchie mit sich brachten 
und ihr großen Einfluß auf die staatlichen Angelegenheiten 
sicherten. Allerdings is t  zu sagen, daß das Konkordat 
mehr auf Stärkung der heimischen episkopalen Macht gerichtet 
war, im Sinne der noch immer müde nachwirkendon, febroni- 
anischen Ideen, die den josephinischen Staatsgeiat genehmer 
waren, als die mit der Verkündigung des Sylabus und des 
äogmas der Unfehlbarkeit einsetsenden Zentralis tion der 
päpstlichen Gewalt. Das Konkordat war zwisc en zwei zen
tralisierenden, geistigen Ge alten zerrieben worden, wenn 
es auch ein seitig  vom Sta te gekündigt wurde. Zeigt Joch 
die später noch bemerkbare Unterstützung der niederen 
G eistlichkeit und der demokratisch-christlichen Bewegung 
Dr. Luegers durch die päpstliche Kurie, daß sie gegen 
die selbstbewußte Hierarchie des Staates Vorgehen mußte. 1

1) Kollmer, a.a.O. S. 515-16.
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Bedeutete der Sylabus und die Erklärung des 
Unfehlbarkeitsdogmas eine Kampfansage an den Liberalismus, 
so war es nicht minder eine solche gegen die österre chi- 
achen Staatsgrundgeeetze, die in seinem Geiste beschlossen 
waren und die a llse its  unabhängige Souveränität und Eigen- 
geeetzlichkeit des Staates fe tlegten. Die verdeckte Spannung 
zwischen Kirche als Gemeinschaft a ller  Gläubigen und Kurie 
als obrigkeitlicher Gev/alt machte sich auch im Staetsbau 
bemerkbar, insofern nämlich, a ls ,je  mehr die Führung der 
kirchlichen Angelegenheiten von den Bischöfen an ie Kurie 
überging, d s Gewicht der Nuntiaturen gesteigert wurde und 
der Schwerpunkt a ller Verhandlungen vom Ressorfdes Kultus
ministeriums, in das das Ministerium des Äuße en übergiig . ^  
Zu dem Umstand, daß der Kultusminister die kiichlichen  
»sngelegenheittn vor dem Pa:lamente der Minister des Äußern 
aber vor der Kurie vertreten mußte, kam noch die gänzliche 
Ver chiedenheit der ung rischen Kultusbestimmungen von denen 
derösterreichischen Reichshälfte, sodaß eine einheitliche  
Reichsgesetzesarbeit schwierig wurde. Unter diesen Vor
aussetzungen begann das Parlament seinen Anlauf zur kräftigen 
Wahrung des staatlichen V orteilsg egenüber der Kirche, Was 
erreicht werden so llte , kündigte vor der Generaldebatte 
Berichterstatter T)r. Weber wie fo lgt an: "Während die im 
Jahre *868 zur Beratung gest ndenen Gesetze vorzugsweise 
dahin zielten , wie in den Staatsgrundgesetzen gewähr

le is te te  Ge.'i3sens- und Glaubensfreiheit, die Gleichberechti
gung a ller Konfessionen in Ausführung zu bringen und so dem 1

1) Sueß, rinnerungen, 3.254.
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Einzelnen im Staute gegen die Bedrückung der kirchlichen 
Oberen zu schützen, t r it t  gegenwärtig an die Gesetz
gebung die Aufgabe heran, die staatliche Autorität auf 
dem gesamten Gebiete der staatlichen Gesetzgebung wieder 
herzuateilen und zu 3<’hirmen und der Staatsgewalt jenen 
Einfluß auf die äußeren lechtsverh il tnisse der katholi
schen Kirche zu sichern. ^  "Er begründete die Vorlage mit 
dem Motiv, daß die unmittelbare Jurisdiktion des Papste» 
mch dem vatikanischen Konzil zu Streitigkeiten mit den 
staatlichen Behörden führen müsse und daß tatsächlich  
in der Bevölkerung zum widerstand gegen die Staatsgrund- 
gesetze gehetzt werde. Graf Hohenwart eröffnete als General- 
redn9r die Debatte mit der prinzipiellen Leugnung des 
Hechtes des Sta tea seine Machtspbäre gegen die Beeinflußung 
durch die Kirche abzugrenzen. Er betrachtete die Vorlage 
ais Verletzung des § 13 der Staatsgrundgesetze;nach denen 
die Kirche autonom sei und nur wie jede Gesellschaft den 
allgemeinen otaatsgrundgesetzen unterworfen s e i.  Es gehe 
nicht an^ein Epezialgesetz zu schaffen, indem dasjenige 
innere und äußere Angelegenheit s e i, was der Staat afiir 
erkläre. Er wandte sich auch gegen den geistigen Ursprung 
dieses Gesetzes, den er in der liberalen Anschauung be
gründet fand, daß hoiigion Privatsaohe sei; wie die liberale  
Propaganda das heikle Problem der opannung zwischen per
sönlich s itt lich er  Entscheidungsfreiheit und der Notwendig
keit einer kirchlichen Organisation lösen. 1 2

1) SW.irot.d.H.d.Abs.d.R.VIII.Ses8.2&rhitzung, 5.3.1874
2) Kollmer, a .a .0 .öd ,2, 3.316.
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Als Gegenredner entwickelte Cduard Sueß in seiner
KStellungnahme zu dieser Frage die schärfste Tonart. Er be

trachtete sie nicht so sehr als eine Frage des Liberalismus, 
sondern als eine der Existenz und Macht des Staates und 
als Einzelerscheinung des internationale Kulturkampfes^ 
der die ganze e it bewegte. Die Schärfe der Auseinander
setzung kam bei ihm überhaupt nicht a lle in  aus r ° l i  lösen 
Ideenkreisen, sondern aus roin st; tlichen Gesichtspunkten, 
weil er in der Kirche nicht die Kirche, sondern ein dem 
liberalen Verfas; ungsstaat feindliches, weil entgegenge
setztes Macht- und Rechtsinstitut sah. Dem Postulate des 
Rechtsstaates gemäß habe Österreich sein Verhältnis zu 
den Keligionsgenos;ehschaften zu regeln. Das Hervcrkehren 
des Rechtsstaatsgedankens und der Staat3grundgesetze, denen 
sich als allgemeing.iltig  auch die Kirche fügen müsse, is t
liberales Gedankengut, da^durch den Glauben an die s i t t -

*

liehe Vernunft bereichert wurde, die sich im Staate und
C

im Rechte viel mehr als in der Kirche offenbare, als dem 
einzig und letähin alle enschen Bindendem. Das Recht allein  
g l t  ihm als allgemein. Konfession, Wirtschaft und Kultur 
fanden ihren Haltepunkt im Gesetze: Dem Gesatzten und

i

natürlichen. Der Träger der Rechtsordnung,der Staat, m-sse 
die inbe ingte Berechtigung haben, die äußeren Rachtsver- 
h ltnisae einer jeden Institu tion zu regeln, welche sich 
auf seinem Gebiete befinde. Möge sie auch noch so hoch 
stehen. Dies greife ja nicht in dos eigentliche Reich der 
Kirche, in das Reich des Innern, des Subjektiven, des
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Glaubens und Gewissens ein. Damit so llte  die le tz te  Sphäre 
des Privaten, die das Individuum heilig t und f r t i  macht, 
nicht berührt werden. Deutlich wurde h ier dar ideologische 
Kampf um die Fr iheit des Einzelnen von über ihn stehenden 
allgemeinen Bindungen der von politischen auf religiöses 
Gebiet übertragen wurde.

Sueß g riff  in der Debatte se ner geistigen Ein
stellung entsprechend im Sinne eines liberalen Akademikers 
und des akademischen Liberalismus besonders von wissen
schaftlicher beite her ein, mit der Anleitung, daß die 
katholische Kirche nie etwas für die »Vis senechaft getan 
habe,$s sei denn zu ihrem eigenen Vorteil oder "in jenen 
selteren Fällen der Inkonsequenz, die einem so großen 
«e3en niemals fehlten." ^  Es rächte sich der Geist 
eines empiristischen Naturwissenschaftlers auf verschobenem 
Kampf fei an der auf seinem Gebiet unfruchtbaren deduktiven 
und scholastisch spekulativen kirchlichen Wissenschaft 
und Methtode. Wissenschaft bedeuteto für ihn eben nur N atur
wissenschaft. Er faßte diesen Gese'zgebun sakt als Teil 
des Kampfes einer internationalen v»issenschaft auf, der 
im Namen der Kultur gegen die fo rtschrittfe ind lic  e Haltung 
der römischen Kirche geführt werde. Er leugnete die Ver
bindlichkeit von Kirchengesetzen, weshalb er sich da
gegen wandte, daß dem Staatsrechte ein vöttliches Hecht 
entgegengesetzt werde, für das §ede j iskussionsmöglichkeit 
fehle. Er sah auss einer wissenschaftlichen Einstellung,

1) Sten,Prot.8.Sess.26 Sitzung, 5 .3 .74.
??.
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ie  nur gelten, was sich prüfen ließ , alles übervernünftige 
als Ei^derv-münftige an, bedingt durch die gelctige chulung, 
die ihn swang, der -rkenntnis halber die Grenzen des 
Zweifels so weit a s möglich nach oben zu verlegen, sodaß 
von einem dogmatischen Christentum in seinen Anschauungen 
nicht ein Rest übrig b lieb . Der entsprechende Beleg sein 
/usspruch: "Die Vernunft is t  die göttlichste Gabe des 
Menschen und der gebildete Mensch wird niemals den gött
lichen Ursprung einer Religion zugeben, welche diese 
Gabe verwirft. Offenkundig wurde es ihm unmöglich eine 
Synthese zwischen iVissen und Glauben zu finden, c halb an 
die S telle  einer dogmatisch gebunde en Konfession als 
’raeugnis des menschlichen Gefühles und den Forderungen 

des Lebens eine Vernunftreligion trat, deren Stellung dem 
Staate ge enlber nun allerdin-s eine ganz andere war, 
als die einer i-.eligion, die sich aus göttlicher S t ifhing 
hergeleitet wissen o ll t e .  Dabei n chte er auch offenbar 
welchen Zweck ihm eine mögliche eligion  zu erf illon 
habe: Sie habe den Zw ck: "Die herrlichen Eigenschaften 
des Geistes zu entwickeln und ihre Freiheit zu verteidigen.'’ 
Sie wird aomit auch dem lib  ralen Fortachritsegeiank: n 
dienstbar. Die Kirche se i dem Staate h rig: "Denn welches 
Interesse hat der Staat an dem Bestehen irgend einer 
konfessionellen Körperschaft? Doch nur das Interesse, 
daß er in ihr erkennen mag, au welchem . ege die große 

enge eine Festigung ihr r moralischen Anschauungen, eine

X.

X
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Festigung der öffentlichen Si tlichkei.t erlangen kann, und 
dadurch zur Beobachtung der öffentlichen ßtaatsgesetze 
fähig wird, welche zur A ufrechterhaltung der Ordnung und 
Öffentlichen Wohlfahrt nötig sind. Die Religionsge
meinschaften fanden also ein sehr bürgerliches Z iel. Ihre 
Aufgaben waren ins l ie sa t its  gerichtet. Die sollten  dem 
J t : te als Garant der größeren S ittlich k eit dienstbar sein^ 
um ihn seine kulturellen Arbeiten zu erleichtern.

Zur Begründung seiner Einsichten benutzte ßueß 
stete gern historische Belege, wodurchseine Godanken- 
ri. iitung und Herkunft eindeutiger bestimmbar wird. Ins
besondere bewahrte er ein troues Angedenken dem josephinisch- 
zentralistischen Gtaatsgedanken, nach de3 ^geschichtlichem  
Vorbild er verlangte, daß die Kirche nur Werkzeug des Sta.t-tes 
sein dürfe, wenn er sich  auch der Einsicht ni ht verschloß, 
daß andere Zeiten andere Einrichtungen verlangten, daß an 
die S telle der xoleranz ber i t s  die oleichberechtiguig der 
Konfessionen getreten war und nach seiner und der neuen 
Zeit Überzeugung P olitik  und Religion nichts mit einander 
zu tun h atten ..

Unt r lebhaften Ap laus der Linken verlangte 
er die Behandlung d r Kirche nach dem Vereinsgesetze 
und nicht mehr als einer bevorzugten und ,rivilegierten  
Körperschaft, Zwar war das fr e ilic h  mehr ai« ein bissiger  

usfall als nach der damaligen Lage überhaupt durchführbarer 
'.infall und sicherlich nur auf ..irkung berechnet. Aber 

daß er ihn vorbrachte, beweist doch, daß cas liberale Denktn
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daß keine Autonomien und irgend wie s elbständige Kreise 
belassen wollte, schon bis zum Extrem fortgeschritten war.
Kr befürchtete, daß zu den nationalen und politischen Zer
klüftungen noch eine soziale trete, die allmählich durch die 
Fortentwicklung der gebildeten Schicht zu einer freien  
Vernunftreligion und das Zurückbleiben der tiefen Volks
schichten in primitiver Dogmenreligion und Aberglauben 
noch verstärkt würde, weshalb er im Glauben an die Macht 
des Gesetzes forderte, dieses durch die konfessionellen 
Vorlagen zu verhindern.Kit einem Ausspruch des heiligen  
Ambrosius und unter stürmischen B eifall beschloß er seine Rede. 
Sie trug Ihren Teil dazu bei, daß die Vorlage der Spezial
debatte zugeführt wurde und schließlich angenommen wurde.

Im Verlauf der Spezialdebatte ergriff Sueß zu 
einem Zusatzantrag das Wort, der die Regierung und einen 
Teil der Regierungspartei erstmals in Opposition zu
einander trieb . Sueß beantragte, ohne die Möglichkeit der 
Durchführung zu beachten, nachdem er sich schon vorher 
gegen jede exemte Stellung der Kirche gewandt hatte, 
die Einführung des Staatseides für die Bischöfe. Die 
Geschichte des Staatseides der Bischöfe reicht bis auf Joseph II 
zurück, der sich erstmals ihrer damit versichern mußte.
Zur Zeit des Konkordates f ie l  die Ableistung des Eides 
nicht schwer. Nun war aber nach dem Vatikanum und de» 
verfassungsmäßigen Behandlung der österreichischen Staats
grundgesetze im liberalistischen  Geiste die Situation 
vollständig geändert. Das Konkordat hatte sich noch mit
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der Formel: ’’Ich schwüre, wie es einem Bischofs ziemt" 
aü^efundin. Kun hauen die rläs e der römischen Foenitentiarie 
1870 den Kid uuf die üsterreichlachen Staata^rundgeaetze 
f r  unzulässig erklärt. Es war eine unüberbrückbare 
Kluft entstanden, weil ein zent alisiiachea Prinzip,das 
des omnipotenten 8taatea,ein zweites gleiche» neben sich, 
das d. r Kirche,aua cnließe, forderte Bueß die "iederher- 
atellungi "Der uralten, ja auch auf apostolische und 
göttlichen Ursprung an»pruc¿machenden üetropolitunver- 
fasau g der Bischöfe." ^  Die 7er.elbetändigung der 
Bischöfe gegen den päpstlichen Primat und ihre linglie dermg 
in den 5t ats'baü und die Bindung durch d en Eid, übersah 
aber dabei, daß sich auch die Entwicklung der kirchlichen 
Verfassung die in gewisser Hinsicht dorder otautsiorriBn 
parallel v er lie f, auf die Dauer nicht aufhalten ließ .

Der .Antrag auf Einführung dae bischöflichen 
Trousehwures war von i lautlichem Gesichte punkte aus *enn 
die ki.chenpolitieche Gesetzgebung überhaupt Sinn h-ben 
so llte , berechtigt. Abc.r Unterrichtsminister Btremayr 
drohte mit der Verweigerung der kaiserlichen Sanktion 
fa lls  die Partei auf den Zusatzuntrag bestände und er
suchte im Interesse des erwünschten baldigen Zustande- 
ko ens desGesetzes dauon Absta..d zu nehmen. Die Partei 
fühlte sich nicht mehr stark genug, nm der De i^rung 
entgegenzutreten und h ielt sich zurück-» Bo kam das Gesetz 
zustande, ohne daß aber diejenigen, für die es bestimmt
war, irgend wie dar uf hätten verpflichtet werden können, 
i )  Bten.Prot.ö.oes; .31.Bitzung,11.3.74.
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Noch einmal wagte es Sueß, diesmal bei der 
Unterrichtsbudgetdebatte, deren Berichterstatter er war, 
einen kulturkärapferischen Vorstoß. ^  Er forderte die 
Regierung auf, die Vorlesungen an der theologischen 
Fakultät an der Universität zu Innsbruck zu schließen 

und die Fakultät aufzuheben. Anlaß zu diesem Angriff 
war nicht so sehr der Umstand, daß 2 Drittel der Hörer 
Ausländer waren, als vielmehr die Führung der Studien 
nach den Grundsätzen der Gesellschaft Jesu und nicht 
nach denen der anderen österreichischen Universitäten. 
Obgleich die Jesuitenpatres den Staatseid g e le istet hatten 
und auch der Verpflichtung, die österreichische Staats
bürgerschaft zu erwerben, nachgekoramen waren, war ihr 
Dasein einem liberalen Wissenschaftler ein Dorn im Auge.
Er s te llte  3ich die Frage, welche Bedeutung es habe, daß 
in Österreich ein so durch und durch verwerflicher, mit den 
Grundsätzen der öffentlichen Moral in Widerspruch stehender 
Orden noch im Besitze einer selbständigen Lehrkanzel 
eines selbst-ndigen Institutes sein s o ll ,  das nichts weniger 
als ein Tempel des Friedens se i. Letzten Endes waren 
es nur weltanschauliche Gegensätze, die wieder sichtbar 
wurden. F,r 3agte: "Wenn aber jemand schlechtweg behaupten 
wollte, diese Universität sei nach den Staats^rundgesetzen 
einzurichten, so würde er damit sehr wenig getan haben, 
denn diese St atsgrundgesetze sind berechnet f ir  Fakultäten, 
in denen ein anderer Geist weht, als der, der gegenwärtig 1

1) S ten .lrot.ß .Sess. 41. S i. 24.3.74.
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in d r Innsbrucks theologischen Fa ultät weht." Kr 
fürchtete von die ser Seite Angriffe auf die akademische 
Lehr- und Lernfreiheit -  die ratio studiorum sagte ihm 
genug, um als moderner Wissenschaftler dagegen zu sein .
Doch er drang diesmal und später mit seinem Anträge nicht 
d rch. Ein Zeichen für den Krebsgang des Ein:lusces seiner 
Partei. Das religionsfondogesetz, d-s die Beitragslei?tung 
des kirchlichen P:'runden? rm eigens zue Abhilfe der k'-r liehen  
Lage des niederen Klerus bestimmte, wurde angenommen, 
indeß das K lost'rgeseti, das auch die Fr ge des Zölibates 
umfassen so llte , nach einem Sturm des Unwillens im 
klerikalen Lager in beiden Hausern zw; r angenommen, aber 
vom Kaiser nicht sanktioniert wurde, hs hatte die au- 
grändung der Orden der sta tlichen Aufsicht Überlassen 
und die K]oster unter straf- und polizeigerichtliche 
V isitation der Lt tsbehördan gegeben. Anläßlich der 

chlußdebutte dar her kam,e3 zu einem frühen Gegensatz 
zwischen Sueß und Schönerer. Beide kämpfen zwar für die 
Durchführung der Klostergesetze, beide aus freisinnigen  
Gesichtspunkten, ab?r doch war ein Unterschied der Motive 
bemerkbar. Durch da3 Herrenhaus hatte d.s Unterrichts
ministerium sehr mildernde Artikel einfließen lassen, 
diese bildeteten den Angriffspunkt fchönerers. Kr wandte 

sich gegen den Kultusminister,^- in Gef-.-hr se i, h e ilig  
ge ; roc' en zu werden; "Ebenso ’wie man zum Krie führen 

3 mal Geld braucht, braucht r!.un 3 mal einen Falke um 
en Krieg mit Arfolg zu führen, gegenüber ds pfä fischen



-  75 -

Partei. Hier in ^aterre ch s t e l l t  sih der Kultusminister 
selbst an die Spitze der klöet rlichen Arme« und marschi rt 
gegen uns, gegen die geistig-freisinn igen  Interee en der 
Bevölkerung. Das Hinausblicken wird durch solche Vorgä- ge 
nicht ¿eändert, denn Deutschland marschierte vcn je her 
in freiheitlich er “ichtung in erster Linie an der Spitze 
der e it."  ^  17ar hier in der gegnerisc en Haltung 
gegen Kirche und Klerus der nationale Gedanke bei Schönerer 
schon lebendig, so war er es doch in e i r weltanschaulich 
liberalen Form, die oben zeitb dingt war.

Dagegen suchte Sueß zur Geaetzesbegrürdung 
gerade den österreichischen Staatsgedanken hervorzukehr^n 
der in seinen Augen durchaus eine liberale Sendung b -  
t ährte; "Wenn ich für dieses Gesetz in seinem mzen Um- 
f.ng und in seinen Einzelheiten stimmen w'.rde, so ge
schieht es nicht, weil mir gewisse Vorgänge außerhalb 
unserer 'eichsgrenze zum orbilde dienen, sondern weil ich 
das Vorbild für dieses Gesetz in der Vergingen heit der 
österreichischen Legislation selbst finde und weil ich 
g] ube, daß die egi rung diesen Traditionen untreu 
v rde, wenn s e  die ero Gesetze Schwierigkeitenmachen w ollte. 
Aus den für seine Behauptungen angeführten geschichtlichen 
Eelegen lä t sich die r’endenz erkennen, den oster.eichischen  
Iiberalicirue nicht als wen leriaches Kulturprodukt, oder 

r. Kultur!:; mpf als preußi >cr teert '-'.nzusehen, soi.dern
ihn in seiner Art als konse uente Fortbildung der eigenen

1) oten.Prot. 8. Sess. 187. Sitzung, 21.2.1876.
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geschichtlichen Verg ngenheit und als V rpilichtung zur 
Treue sich selbst gegenüber hinzuateilen.

Mit dieser Vorlage war die Aktion von ¿eiten 
er Regierung zu Knde. Wohl kam es noch bei der Budget

debatte und bei der bhegeaetzrefora zu einem AufHackern 
des alten freiheitl.chen  w illens. Aber seine Äußerungen 
wurden immer seltener und schwächer. Die Träger der 
alten josephiaischen Ideen räumten allmählich nach 20 
Jahren Kampf gegen das Konkordat und seinen Geist den 
Platz der Jugend, die in der Konkordatszeit aufgewachaen 
war. Und die österreichische Verwaitungsm.schine tat 
ihr übriges, um den nest liberaler kirchenpolitischer 
Gesetzgebung möglichst wenig beschwerlich zu macnen.
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Schulpolitik im Abgeordnetenhaus.

Als Berichterstatter über das Unterrichts- 
budget hatte Sueß Jahre hindurch eine nicht leichte par
lamentarische, abor auch nine nicht min-!er politisch  
bedeutsame Stellung inne, v.eil s i h von ihr aus die 
Lage der nationalen Kumpf .fronten überblicken ließ*
;iar dcch des Schulwosen in seiner Gesamtheit das heiß 
urnet i t te  sie  Gebiet Jeglich r völkischer Forderung, 
iie  Situation des Schulwesens war damals folgende: ^
Sie Vertreter der nicht deutschst N* tion alititen  ver
langten die veile Verdrängung des deutschen Schulunter
richtes von der Vclkschuie bis zur Universität, soweit 
er auf ihrem Volksboden e r te ilt  wurde. Die Ki-rik Len 
standen gegen die liberale Handhabung und die ent- 
konfeLeionulisitrenden Eestrebungen der liberalen Partei/ 
sodaß die Op; osition  auch in di sem Punkte einig war.
Die Deutschen kamen in der Schulfruge aus der Offensive 
der Eelormzeit in die Defensive, was bei ihnen eine ver- 
st kte Reaktion hervorrief, ie bei Schöner r zur 
äußersten Pas.-enfeind^ch f t  f ir r te . Dazu kam, daß die 
Forderungen a ller  Volksstämme und L n d r  an das Ganze und 1

1) Kolimer, u.a.O. Band 2, S. 543.f .
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den Staat stets gesteigert wurden. Mit der Berechtigung 
der einzelnen Forderungen hatte sich Sueß zu befassen. 
Zentralistisches Denken war die Tradition der liberalen  
Partei, die auch auf Sueß überging. Aber nicht nur deshalb 
trat er gegen jede Sonderbestrebung ein, sondern auch aus 
einem geistigen Blickpunkt, der keine Völker kannte 
und dem volklosen Menschheitsgedanken aus rassischer Be
dingtheit verschrieben war, die a lles  einzelvolklich In
dividuelle im Fortschritt des Ganzen untergehen lassen  
w ollte. Anläßlich der Debatte über eine neu zu gründende 
Universität, die später in Czernowitz errichtet wurde, sagte 
er: "Es is t  immer eine mißliche Sache, wenn man Wissen
schaft und Politik  in irgend eine Verbindung miteinander 
bringt. Denn der Zweck der Wissenschaft is t  nicht, die 
Hebung und Verödelung einer einzelnen Nationalität, sondern 
die Veredelung des ganzen Menschengeschlechtes.” ^
Oder wenn er als Ziel a ller Unterrichtsarbeit im öster
reichischen Staate Menschheit und Fortschritt erblickt, 
wird dieselbe Einstellung klar, wenn er sagt: " Ich glaube 
daß das wahre Morgenrot des inneren Friedens in Österreich 
in dem Momente anbrechen wird, in welchem eine größere 
Anzahl von selbständigen Stämmen vorhanden sein wird, 
welche den Mut haben, die Interessen der Menschheit/ 
die rein menschlichen Interessen, und die Einfügung des 
Staates in den großen Strom des europäischen Fortschrittes

1 Sten.Prot,8.Sess.42. Sitzung. 26.3.1874.
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hoher zu halten als einzelne lokale Interessen dieses oder 
jenes Volksatammea*" ^

Im Ginne seiner iarto i wehrte er sich uber- 
»jiöL ->i ,** polnische Ansprache ab, und v rwarf die Eine tellung
eines naähaften Betrages für die Errichtung einer tech-

y&U %rals Druckmittel z»ni chen Akademie in Lembere 
benutzen, jdie Gesetzgebung über technische .m-taiten auch 
in Galizien, wie es inden anderen Ländern geschehen war, 
in die Gewalt des . tches zu bringen, da£ die Kosten für 
die .rlialtung zu tragen Latte. Noch bevor sich die * a tion a li-  
t.itenkämpfe das Parlament zum Schlachtfeld oussuchten, 
wurde schon eine ständige Steigerung der Am räche be- 
aierkbar. Es war oft wirklich nicht leicht zu entscheiden, 
ob die Forderungen gerockt waren oder nicht. Es konnte sein, 
daß in einer beispielsweise fast tschechischen Gegend 
e ne deutsche Mittelschule bestand, die von der d Innen 
deutschen Bürgersc hiebt reichlich genug beschickt wurde, 
unu die tachechitchen Abgeordneten eine tschechische M ittel
schule verlangten, auf Grund ihrer BeTölkeron/ srsaj o r i  tü t 
onne aber einu eigene entsprechende Schülermajorit it auf- 
weisen zu können, ähnliche Forderungen wurden auch den 
dochachulön gegenüber g e s te llt . Gueß trat deshalb gegen 
cen .eaalutionsantrag Dr. Fanderliks ein ' der die Re
gierung zöuuftragte, an der technischen ch chule in 
Brunn die Gleichberechtigung der tschechischen Landes
sprache gegenüber der deutschen du chzuaotsen, dage ;enüber 1 2

1) 3 ten.i ro t .8 .Gess.42.Sitzung,26.5*74.
2) ........................ 43 " 27.3.74.
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113 deutscnen hörern, nur 36 alaviache sie besuchten. 

Gerecht wandte er sich a ch gegen die Nationalisierun s -  

bostrebungen in Triest und in den Küstenländern.

Die Taktik der Nationalitäten war die, daß 

nach Tunlichkeit in den national gefährdeten Gebieten 

rrivatschulen und schulen auf Kosten des Landes errichtet  

wurden, die Qualität vernachläsRigtci, nur das Verlangen 

n ch Quantität befriedigte wurde. Sodann so ll te  das ..eich 

wenn uie ochuien errichtet  waren, sie übernehmen und die 

;»itteil! für den Unterhalt beschaffen, do erstrebte man 

schließlich für alle  Kronländer eigene Hochschulen. An 

den kleinlicnsten tragen otfenbarte sich das Schicksal und 

die Problematik des ganzen Utaatsbaues. In den Debatten 

über das Urterrichtsbudget kam es zu Klagen über die 

Vernachlässigung des rutnenischen Schulunterrichtes durch 

den galizischen Landtag. Sueß und Herbst ergriffen die 

Gelegenheit um gegen die ¿men die streng für ihren Teil 

an der autonomen Begelung de Schulfragen festhieiten, 

im Dienste des zentralistischen btaatsgedankens zu be- 

uauern, daß es in Galizien besondere Sprachen und Dchul- 

gesetze gebe, indeß sie für die übrigen Belehrt i l e  einheit 

l ieh  seien, die mit den 3t atsgrundgesetzen nicht über- 

einstiifimten und den Unterrichtsminister der Möglichkeit be

raubten, auch nur ei .en Lehr-x dort zu ernennen. Man be

antragte eine Besolution, ^  die für die üuthenen die

neor • ni: tion der tuthenischen Landesschulrates verlangte,
*

um sie gegen die gänzliche Polonisierung zu sch.tzen, da

1) 3ten.rr.8.Sess.89. itzung, 9.12.74.
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Regierung und Reichsrat dort jeden Einfluß verloren batte.
Das Abgeordnetenhaus nahm sie  an, die Regierung aber brauchte 
die Stimmen der Polen, so blieb sie unbeachtet.

Des weiteren bemühte sich Sueß in der Budgetdebatte 
1874 um die Hochschulen, deren wissenschaftlichen Liberalismus 
er gegen die ingriffe von klerikaler e ite  verteidigen mußte 
und erwärmte sich im Gegensatz zu den meisten seiner Kollegen 
für die Auflassung des Kollegiengeldes, da es seinen Zweck 
die Unterstützung der Privatdozentenschaftynicht mehr er
fü llte , und die ideale Gemeinschaft zwisc en Hörern und 
Lehrern s ören mußte. Neben den Gründen die ihm seine «issen- 
schaftsauffassung zur Hand gab, waren didaktische im gleichen 
Si ne maßgebend, daß der persönliche Verkehr zwisc en Professo
ren und Studenten,der einem Forscher unbedingt nötig se i, 
verhindert werde. Er sagte,"es lie g t  auf der Hand, daß das 
Kollegiengeld eine Prämie auf möglichst extensiven Unterricht 
i s t ,  während der innige Kontakt zwischen Lehrer und Lernenden 
nur bei intensivem Unterricht, d.h. nur in kleinen Kolle
gien erreicht wird.” ^  Aus seinem Bildungsweg wußte er; 
daß die künftigen Univernitätsprofessoren nicht aus den 
großen Kollegien, die die Akademisierung des gesamten öffent- 
l ic  en Lebens bedingte, hervorgehen würden, sondern aus der 

persönlichen Beiührung zwischen Schüler und Professor.
Ihm war das alte Ideal der Universität als Universitas 

docentium et discentium im Gegensatz zur neueren Auffassung 
als Universitas litterarum noch nicht ganz verloren.

1) Sten .irot. 8 .Sess. 176 Sitzung, 25.1.1876.
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Er begründete den Antrag auch p o litisch , Er s te llte  mit Be
dauern fe s t , daß der österreichische Nachwuchs für das 
Lehramt an Hochschulen vollständig fehle^ Was seinem fort
schrittlichen Ehrgeize für die. geistige Selbständigkeit des 
Staates nicht unbedenklich s hien, weil die Lehrfreiheit 
durch die Bestimmung eines festen Gehaltes im Dienste des 
Staates besser behütet sei und die Fortexistenz des Privat- 
dozententums erst gesichert wurde, das allein  den Aufstieg 
des deutschen Univ- rsitätswesens ermöglicht habe. Ferner 
förderte er den Antrag im Interesse der akademischen Lehr- 
und Lernfreiheit, denn das Kollegiengeld 3ei eine Einrichtuig 
die das Brotstudium gegenüber den eigentlich gelehrten 

tudien vorziehe. Er beschwor den Geist Adam Smith's 
als Vertreters eines allgemeinen freien Verkehrs, der auch 
in  der V/issenschaft zu gelten habe: "Für einen Schutzzoll 
für Unterricht, für Lehren, für Gedanken kann ich mich 
niemals begeistern und niemand wird mir einreden, daß man im 
Sinne Adam SmLth’s handelt, wenn man von den tudenten 
Kollegiengelder oder Taxen begehrt." ^  Aber der Antrag wurde 
nicht angenommen.

Nach zwei Mal mißlungenem Versuche trachteten 
die liberalen Parteigänge Dr. Wildauer, Br. D ittes, und 
Sueß noch einmal danach, die Schulautonomie Galiziens 
und des österreichischen Galiziens: Tirol, zu brechen. ^  / 
Laut Artikel 3 des Staatsgrundgesetzes war«» in allen  
Ländern,außer Galizien, die Ernennung der Direktoren der 1 2

1) Sten.; ro t.8 .Sees.176.Sitzung,25.1.1876.
2) " " " 145. " 8.11.75.
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Staatsgymnasien dem Kaiser, die der Professoren dem Unter

richtsministerium überlassen. Nun wurde laut kaiserlicher 

Verordnung vom 23.10.1875 bestimmt, daß Galizien unter 

den gleichen Bedingungen wie die anderen Ländern stünde und 

der Landesschulrat nur ein Vorschlagsrecht besitze. Die 

liberalen Abgeordneten brachten einen Antrag wegen Er

lassung eines Gesetzes mit ergänzenden Bestimmungen ein.

Es handelte sich diesmal nicht um grundsätzliche allge

meine Gesetze, sondern vorzüglich um eine Verwaltungs

angelegenheit, die im Interesse des österreichischen Deutsch

tums und des Staates geregelt werden mußte. In Tirol be

saß die Schulaufsicht zum großen Teil der Klerus, in 

Galizien der Landesschulrat, in beiden Fällen nicht der 

Staat.  Der Gesetzentwurf so l l te  die Sta tshoheit und die 

Autorität der Feichsgesetzgebung durch nähere Ausführungs- 

bestimmungen festsetzen. Schließlich behielt die Regierung 

die die Lage im Innern nicht unnütz verschärfen wollte, 

die zwar weder gegen den Inhalt,  noch gegen die Kompetenz 

des Reicherates eine Einwendung machte, die Oberhand, 

indem sie die Beschlußfassung eines solchen Entwurfes als 

nicht opportun bezoichnete und sich so gegen die letzten 

le isen  Germanisierungstendenz^n der abdankenden Über len 

Partei wendete. Zur Vervollständigung des Bildes von Sueß 

muß aber auch gesagt werden, daß er sich selbst gegen den 

nationalen Abwehrwillen seiner Parteigenossen wenn nötig 

einsetzte und aus rein fachlichen Rücksichten heraus auch 

den Schulen nicht deutsch r Nationalitäten seine Zugeständnisse
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machte. Das beweis* sein Antrag auf 'übernähme der tschechisch en 

Oberre^lschule in Prossnitz in Mähren ^  durch den Staat, 

welcher von der Regierung auch angenommen wurde, a l l e r 

dings bei seinen Parteifreunden einiges Befremden aus- 

lö s te .

Je weiter die Arbeiten dieser Legislaturperiode 

vorrickten, desto liisriger zeigte sich die Regierung in der 

Durchführung der Verfa sungsgesetze. D<:s Parlament be

gann zu versumpfen, Pressefehden nahmen mitden Zerwürfnissen 

mit der Regierung zu, in der Majorität entstanden sch rfe

Gegensätze, die föderalistische und kl-irlkale Op osition
2 )fand sich zusammen, um ihren Sturz zu wagen. S ta t t  den

VjA.
Ausbau der Verfassungsgesetze, war die lieg! rung bestrebt, 

den Wünschen der Parteien Rechnung zu tragen. Die In i t i a t iv 

anträge häuften sich, ein Zeichen, für die unbefiiedi ende 

Arbeit des Parlamentes und die gesteigerten Forderungen 

der Parteien. Die Fortschritt l iche bekundete lebheft ihren 

Unmut über den Umschwung der regierenden Kreise, über die 

Nachgiebigkeit ihres Kabinettes, das auf die Majorität, 

aus der es stammte, völlig vergaß, was in der Presse der 

Linken lebhafte Kritik fand. Dieser S tre i t  f;nd seinen Aus

druck in der Budgetdebatte schon 1876, in der sich Sueß 

noch Vergl ich der parlamentarischen Zustände beim Zusammen

t r i t t  mit denen seiner Tage scharf gegen die Regi rung wandte. ^  1 2 3

1) Sueß, Erinnerungen, S.270. Stpn.I'rot. 8 . Se3s.210.Sitzung, 1.12.7$
2) Kollmer, a.a.O. Band 2. S.371.
3) Sten,Prot.8 .3ess.212. Sitzung, 6 .12.76.
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Wurde doch schon die Lösung der Balkanfrage allmählich 
dringend an deren Bewältigung die liberale Legierung 
stolpern so llte , weil sie die Nachfolge der Partei nicht 
erzwingen konnte. Buefi erinnerte, wie schwach sich die 
Regierung den Bischöfen gegenüber gezeigt habe, daß siez«, 
ihrgr a jo ritä t in Ge .onsatE gekommen se i, daß sie , n chdem 
es am Schluß des früheren Sessionsabschnittes schon klar 
war, daß sie nicht über eine sichere Mehrheit verfüge, 
anscheinend keinen Wert darauf lege, eine solche zu be
sitzen. In jeder Frage, die den Fortschritt, die Freiheit 
und eine feste ReichsOrganisation betraf, erklärte Sueß, 
sei die Kegi rung ge;,en sie aufgetreten und habe je nach 
ihr r politischen Absicht bald da bald dort ihre Hilfe ge
sucht. Damit zeigte sieh schon deutlich, ohne fre ilich  
den Kern der politischen Wahrheit zu entdecken, daß in 
der österreichischen Reichshälfte eine parlamentarische 
Regierung mit einer gesunden Staatsführung unvereinbar 
war, daß die Volksvertretung nie und nimmer die Kegi rung 
führen konnte, sondern umgekehrt die Volksvertretun, 
immer nur Mittel zum Zweck war.

Die gesteigerte* Empfindlichkeit der Regierung 
gegen Kritik war ein gutes Barometer ihrer tärke. Die 
Zeitungskonfiskationen häuften sich und die Fresszirkulare 
Glasers, der als Minister vor anderen Notwendigkeiten 
als ein Parteimann geste llt war, mußte sich gefallen 
lassen, von Sueß lebhaft beanständet zu werden. Die per
sönlichen Angriffe nahmen an Zahl und atärke zu und die
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Lage der Mehrheit war*de immer schwieriger, da sie immer 
nur geben so llte , ohne zu empfangen und die Versprechun
gen an die v.ghlerschaft rfüllen zu können. Sie wurde und 
zwar schicksalhaft zerrieben und von der Regierung zer
mürbt, ihr immer mehr und mehr abgepreßt, bis sie das Ver
trauen der Wähler verlor und ihr politisches Ende fand.

Ausgleich und Berliner Vertrag.

1) r österreichisch-ungarische Ausgleich de3 
Jahres 1867, der nach zehn Jahren stets erneuert werden 
mußte, st. nd zum ersten ?>*al vor dieser Staatsnotwendigkeit. 
Es zeigte sich, daß dieses durch die Notlage des ganzen 
ne ches geschallene Verhältnis von österreichischer Seite 
als ungebührliche Belastung angesehen wurde. Obendrein 
stellte Ungarn neue 1orderungen betreffs der Organisation 
der gemeinsamen Bank, ihrer Staatsschuld, der Steuerer
höhung 3uf fetroleum und der Z ollrestitution. ^  Der 
ers 'e  iiideratand machte sich schon am 25.6.76 bemerkbar 
als die BedifuiVtgen für die Erneurung des Ausgleichs bekannt 
wurden, denen allerdings mehr außenpolitische Bedeutung 
anläßlich der Zusammenkunft des Kaisers mit dem Zaren in 
eichstadt am 8.7.1876 zukamen. Denn die Verhaadlun en 

verzögerten sich bis in das Jahr 78. Gegen die . rohungen 1
1) Kolimer, a.a.O. Bei.2,3.385.
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der Ungarn mit der Personalunion, die nicht ernst ge
nommen wurden, verlangte die Verfassungspartei der öster
reichischen Reichshälfte vor allem die r ’.altung ein r 
einheitlichen Nationalbank gegen die Meldungen über die 
¿chaf ung einer dualistischen Bank und die Verringerung 
der Armee, um das Gleichgewicht im Haushalt herzustellen, 
unglücklich war die Verquickung dieser b- iden Forderungen,
\idil le tz tere  den heftigsten V/idera and der ¿»-rone finden 
mußte, angesichts der außenpolitischen '»'.irren. Da die 
Partei ohnedies auf das Ministerium Auersperg wegen der 
euoBeligkeit im Fortgang der kirchenpolitischen Gesetz

gebung verstimmt war, verschärfte sich die Gegnerschaft 
der Partei als jene in der Bankfrage eine nachgiebige 
Haltung zeigte. ^

Aber nicht nur von ung rischer Seite war man 
auf Lockerung der Beziehungen zur österreichischen Reichs
hälfte bedacht, auch diesseits der Leitha machten sich 
ähnliche Absichten bem rkbar. Gegen diese Strömungen 
fand sich Sueß mit dem Ministerpräsidenten Graf Au sperg 
sofort zusammen, el3 Abgeordneter l’r .  Sturm einen Re Solutions-
antrag betreff der Behandlung der gemeineamen Angelegen-

2 )heiten einbrachte / der darauf abzielte, daß das dem 
eichsrote zuständige Gesetzgebungsrecht in den gemein

samen Angelegenheiten unmittelbar von ihm selbst, ohne 
Entsendung der Delegationen ausge ibt werde und die Vorbe- 1 2

1) N.österr.Biogr.Band 1 Ev. Piener, ESueQ.
2) oten.Frot.8.Sesa.257. Sitzung 17.5.1877.
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ratungen Ton Kommissionen des österreichischen Reichs- 
rates getroffen werden sollten , was eine Verstärkung 
der Stellung des larlamentes und eine neuerliche Schwä
chung der Reichseinheit durch die Abschcffung des le tz 
ten Restes der gemeinsamen Reichsvertretung bedeutet 
hätte: Jener Delegationen, die aus dem erweiterten 
Reichsrat der schließlich gespalten wurde, übrig ge
blieben wars#i,.3ueß verfocht auch gegen seine eigene i arte! 
die Aufrechterhaltung der Einheit der Monarchie, wie er 
si h gegen die Vermengung von staatsrechtlichen und wirt
schaftlichen Fragen wandte, die bei der Ausgleichsver- 
handlung durchaus im Vordergründe standen. Die Folge 
seiner Haltung ar ein Fresccaturm gegen ihn, '.'ähler- 
versammlungen wurden in seinem Wahlbezirke gegen ihn auf
gezogen und seine persönlichen Freunde wurden ihm un
sicher. Das er e ite rte  aber die Spaltung nur noch mehr. 
Sueß, der sonst in der Oppositionsfraktion innerhalb 
der Verfassungspartei stehend in grundlegenden Fragen 
mit dem Fortschrittklub ging, verharrte gegenwärtig in 
eit er betont gegnerischen Haltung gegenüber Pleners 
Fraktion, die in einigen Hauptpunkten iderrpruch erhob.
Der S treit überhitzte die Gemüter besonders un zwei Funkte: 
1. Um die Bankorg- nisation und insbesondere um das Recht 
der beiden Regierungen, die Vizegouvemture der Bank zu 
ernennen, worin Plener ein liberwiegen des ungarischen 
Einflusses in die ftankleitung erblickte. Sueß erklärte 

sich dafür, ebenso wie für die geänderte Berechnung der
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Verzehrunf,ssUuerr'ick3tellung für exportierte Waren, 
welche fortan beide Reichsteile nach dem Ertrag der 
Zucker-, Bier- und Branntweinsteuer in jedem einzelnen 
Staatsgebiete und nicht m<jhr dach dem cuotenvorhältnis 
belasten s o llte , wodurch Ungarn eine erhebliche Er
leichterung erfuhr, was man in Österreich als Mehrbe
lastung empfand. Der Rückers-tz der üteuern erfolgte 
bisher aus den Zolleinnahmen, die ein gemeinsames 0 tivum 
waren. Ungarn das keine Zuck'-rIndustrie besaß, mußte 
30 i»  der Steu rrestit tion le is ten , was es als Ungerechtig
keit empfand, aber österreichischer se its  u-nso weniger 
al3 der Ausgleich zur G nüge andere Vorteile den Ungarn 
bot. Die Besteuerungsgrundlage von 1866 nach dem Gewicht 
der verarbeiteten Zuckerrüben hatte sich seither ver
schoben. Der Zuckerertrag au3 gleichen Mengen hatte sich  
durch neue Vorfahren erhöht und obwohl der Konsum 
dauernd stieg^war der Steu rertrag gesunken. ’Io Resti
tution wurde* für den Export n3ch altem Maße berechnt 
-  eine geringe H:bonmenge .urdo versteuert, aber die volle 
Steuer riokersetzt -  sodaß eine große Exportprämie und 
d durch eine große Au. fuhrsteigerung entstand. Der Netto
ertrag der Zuckersteuer verwandelte rieh aus einem Miliionen- 
aktivum in ein Psasivum. Der ausfallende Ertrag kam den 
Fabriken zu, die bis zu 60 fl des Kapitals abwarfen. Die 
Reform war also eine durchaus gerechte Neuregelung gegen 
die kapitalistische Ausbeutung des ttaatss und der Be
völkerung. ähnlich war die Lage in der Bjanntweineras ugung.
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Sueß errang einen parlamentarischen Sieg, Die Neuregelung 
wurde beschlossen und die Zukunft zeigte, daß sowohl 
in dieser Angelegenheit die vorausgesetzten Befürchtungen 
nicht eintraien, wie die Gelbs andigkeit der Bank
gewahrt blieb. Die Erfahrung geb Sueß recht. Der Auagle ich

. fl
kam auf dieser Grundlage zustande, auch unter dem ;ruck 
der auüenpolitischen Situation, die die Monarchie in 
die droh nden Verwicklungen des europäischen Büuostena 
hineinzog.

Donauregulie rung.

Bei der zweiten ^e3ung d- r Regi- run svorlagen 
zur ßrmichtigung des Minietriums für die Vereinbarung 
eines Zoll- und HandelsBündnisses mit dem Ministerium 
der Länder der ungari- chen kröne, versuchte Eduard Gueß, 
unterst i tz t durch zahlreiche kaufmännische Unternehmungen 
und Verbände;ein gesamtstaatliches >.erk der Regierung 
zu erapfehlen. Das Zustandekommen des Ausgleichs hing 
von der Annahme dieser sicherlich gemeinsamen Aufgabe 
nicht ab, aber trotzdem beaoaichtigte es eine notwendige 
wirtschaftlich® Verbindung der beiden Reicnshäliten.
Gr beantragte die Einberufung einer Kommission innerhalb
eines Jahres nach Abschluß des nandeisbundnisses, die
üb r die Beseitigung der in der Donau von der öater-
reichiscnen Grenze unterhalb las3au bis zum Orte Gibb
unter dem aiaeinen xore stehenden ochifi'ahrtshindemisse
beraten und Anträge Iber die otromrr* ulierung einbringen s o l l te .^  1
1) ¿ten.irot,8.Sess.324. oitzung 21.1.78.
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Obgleich die Monarchie der größte schiffbare 
Strom Mitteleuropas als Verkehx sader durchzog und den 
industrialisierten  besten mit dem agariscnen Oyten verband  ̂
womit weitgehende H/ndolsmöglichkeiten bestanden, war 
do h der Verkehr  ̂d* r nur ieilstrecken iberzog; im Ver
gleich zu anderen europäischen Stxömen, sehr gerng .
Für den großen Durchgangshandel war er ungf ignet, da 
an der Sulinamineung, dem Eisernen Tore, durch die Ver
sandungen zwischen Gyonyö und Preßburg, Theben und 
Fischämend, Wien und Krems und den Grginer Strudel die 
Schiffahrt behindert war. An der Donauregulierung bei 
»len hatte Sueß tätig  mitgewirkt. Sein auf Nxtzlichkeits- 
werte gerichteter Sinn empfahl ihm den /.eiteren Ausbau 
der seiner Auffassung der Monarchie als einer geogr phisehen 
und wirtschaftlichen Einheit -  mochten noch so viele 
Völker trennende Absichten verfolgen -  ganz entsprach, 
weil ein solcher im Sinne seines Parteiprogrammes die 
wirtschaftliche Annäh rung a lle r  bäume und Teile an den 
zentr len Mittelpunkt, die Stadt den, brir^en konnte.
In einer ausführlichen Hede br eixte er die Zuaum enhnge 
dieser Frage vor das Parlament.

Durdh den Pariser Vertrag 13T6 wurde die 
Donau den freien flissen  zugezählt, nlt=o jenen, auf welchen 
aus dem Titel der befahrung keine Zolle erhoben werden 
durften. Von den 2 Kommissionen die ^ur Kegelung der 
Schiffahrt gegründet wurden, erfüiiteR die internationale 
ihre Aufgabe: Die Hegelung der kiindung ins Schwarze iv.eer,
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die allerdings unter Leitung englischer Ingenieure 
und zu Ungunst(,n der Monarchie gelost wurde, daß eiriß 
Garantie für die Anleihen zur Durchführung der Arbeiten 
übernommen hatte, da nicht der St. Georgs-Kanal nach 
dem orutachten Tegettjoffs passierbar gemacht wurde, sondern 
unter ruseißchem Einfluß der Suliraarm bevorzugt wurde.
Die UferstaaiAkommission blieb untätig. Ihre Aufgabe 
war die Instandhaltung des llußlaufes. Die Folge war, 
daß,weil das Eise ne Tor verschlossen blieb, die österr. 
Schiffe mit den englischen auf der unteren Donau nicht 
konkurrieren konnte^, die dort den ganzen (lande 1 beherrschten 
Kr wies darauf hin, daß dife englische Konkurrenz an einer 
Öffnung des Eisernen Tores nicht interes ie rt war und die 
Konkurrenz der beiden hauptutüdte ’¡Vien und Budapest die 
iieguli rung der mittleren Donaustr cke verhinderte, wodurch 
der ungarische Getreideexport lahmgelegt wurde, weil eine 
Ural-.düng auf die Eisenbahn die Fr cht verteuerte und be
wirkte, daß das ungarische Getreide die Abnehm r aus 
Siiddeutschland im Elsaß und in ßüdfrankreich verlor, 
die üxportgrenze vom Umschlagsplatz Mannheim nach Nürnberg 
zurückwich; weil sich die verbillig te Getreideeinfuhr aus 
Indien durch den buezkanai nach ngland bemerkbar machte, 
wurde die amerikanische Konkurrenz auf das Festland ab
gedrängt, 8odaß "der Mississippi die Donau besiegte"und 
der österreichisch-ungarische Getreideex;ort völlig 
lahmgelegt wurde.

Sueß forderte einen höheren Standpunkt ls den



-  93 -

des Konkurrenzneides zwischen Lien und Budapest, weil 
beide tädte nie einen gesonderten, sondern nur einen 
gemeinsamen Nutzen genießen könnten, r verlangte dies 
zur urchfiihrung eire r möglichst gerin en Verkehrsbe- 
aohränkung und im Interesse des zentralistisch und 
•-.eographisch geordneten öta.tes Osterreioh-'<.Dg• rn• * 
einer wirtschaftspolitischen Auffassung lag das ameri

kanische Vorbild der Vereinigten St ateg sehr nahe.
Kr prie dasBild der "Großen, freien und arbeitenden 
epublik jenseits des Czeans", auf deren Gebiet die 

Wirtschaft mehr als irgendwo blühe, deren Vorbild n;.ch- 
zuöifem er empfahl. Kr wurde der Fürsprecher einer 
großräumigen W irtschaftspolitik im Dienste des Staates,
Ir sah in der wirtschaftlichen Verflechtung einen Völkor- 

k i t t ,  Handel und Verkehr als ein Mittel an, das unzer
trennbare Bindungen schaffen können, daß die politischen 
Soni rbestrebungen, die besonders im Parlamente verfolgt

4

wurden, hinter allgemeinen gro.en /»uf5aben zurück:rängen 
und die Donaumonarchie unlösbar als Rinheit in den a l l 
gemeinen Verkehr der Weltteile einfLigen so llte , bo reichen 
Beifall Sueß wie gewöhnlich erntete, hatte er doch keinen 
sichtbaren Orfolg. Die Regierung w r gegen die Ver
quickung mit den schwebenden Verhandlungen wodurch die 
Verwirklichung dieser Anregung in die Zukunft verdrängt 
wurde, sodaß bei dies r Gelegneheit abg.Dr.Magg über 
die üchwäche des österreichischen btaataoaues klagen 
konnte: "Des Ausgleichs ganzer Jannier faßt mich an."



Orientlrage.

Der Flan zur Donaureguli rung läßt erkennen, 
daß uueß durchaus, im unausgesprochenen Gegen.: Az zu 
Schönerer, der nach dem efjten und Norden nach Deutschland 
blickte, vorz glich nach dem Osten orientiert war und an 
die oendung der Monarchie nach ^üdosten glaubte, deren 
Tätigkeitsfeld er überhaupt in diesem europäischen Kaume 
fand. Diese Haltung wurde bei der Grientfruge ganz k lar.
Hier erklomm er die Höhe der parlamentarischen -aufbahn, 
die ihn der Ministerkandidatur n„hebrachte. Sr bewies 
einen ..eitblick, der Iber dem seiner Parteigenossen hinaus
ging, die keinen Sinn für healpolitik bekundeten. In 
dieser Frage die nicht nur außenpolitisch überaus un- 
heilschwc-angere Folgen haben konnte, entfernte er sich ganz 
von den Mitgliedern der Verfassun^spartei, venn er auch 
nicht müde wurde, die Öffentliche Meinung in sein* -ichtuig
zu lenken. Der Unterschied der Einstellung ist sein r3eits

•

erklärlich  durch die wissenschaftliche Haltung auch in der 
olitik^seine groben persönlichen politischen und Ver- 

w ltuniskenntnisse, die er sich durch eiten im In- -nd 
-iuslande nvorben hatte. Schon 1867 hatte er anläßlich 
einer le ite  auf Sem Balkan die geopoliti3che Notwendigkeit, 
das Gebiet Bosniens einzuverleiben,erkannt, um einen 
vierten schätzenden Eckpfeiler ikm das zentral gelegene 
iener Becken zu ge.-.innen, d-r neben den be.-it.: bestehenden 

natürlichen Bastionen Tirols, Böhmens und des Kar athenbogens
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den Raum der Monarchie abrunden so llte .
Am 21. Oktober 1876 reichten Mitglieder der 

Verfasaungspartei unter Führung Dr. Herbst'8 eine Inter
pellation an die Regierung ein ^ / , mit der Frage, ob 
die Regierung influß auf die Fahrung der auswärtigen 
.ingeiegenheiten ergri ien habe und in welcher iuchtui^ 
und ob die Hegi rung die Verantwortung übernehme. Dann 
2, ob sie den Rinfluß dahin au gewertet habe, daß bei 
einem et aigen Kriege Österreich-Ungarn davon verschont 
bleibe und jedes Streben nach Erwerb fremder Gebiete 
zur.ckgehalten werde. Diese Interpellation war noch von 
Sueß mitunterzeichnet. Kr h ielt die Partei Solidarität 
aufrecht, solange die Lage noch ungeklärt war. Die Er
widerung des Fürsten «uersperg enthielt die versteckte 
Warnung: "Daß der Herr Minister des Äußeren entschlossen 
i s t ,  sich weder durch onifest-;tionen kriegerischer K tur, 
noch durch .-.undgelungen, welche die Kraft und das An
sehen der Monarchie möglicherwei e schädigen könnten, 
von der je tz t festgehaltenen Richtung abdrängen zu lassen. 
Zugleich beantwortete er, daß die Regierung keinen ver- 
ia;sungerechtliehen influß auf die Führung der auswärtigen 
an .ie enheiten besitze. Des w r nun eine ganz deutliche 
«arnung an die Partei, die betont kritische Haltung der 
letzten Jahre an den Arueiten der Regierung fahren zu lassen 
und dem außenpolitischen Kurs kein Hindernis zu bereiten. 1

1) Sten.xrot.8.Sess.324. Sitzung, 21.1.1878.
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Sie ließ sich aber nicht einschüchtern. Die gedanklichen 
Hintergründe ihres Verhaltens waren vor allem die Befürchtung 
einer Vermehrung des slawischen Bevölkerungsanteiles in 
der Monarchie und die Scheu vor andauernden finanziellen 
Unkosten, die aus dem Unternehmen erwac sen und naturgemäß 
die österreichische Reichshälfte mehr belasten mußten, als 
die ungarische.

Juni 1876 verlangte Serbien in einem Ultimatum 
die Unterstellung Bosniens unter Serbien und der Herzegowina 
unter Montenegro. Es folgte die Konvention von Reichsstadt. / 
Es kam zum Krieg, die Serben wurden von den Türken ge
schlagen. 1877 überschritt das russische Heer die untere 
Donau und der südliche Balkan war gefährdet, ganz unter 
russischen Einfluß zu geraten, Plewna f i e l , ,Serben, Monte
negriner und Griechen suchten ihren Teil. Die Russen 
standen vor Konstsntinopel. Die Türkei schloß am 3.3.78 
den Präliminarfrieden von San Stefano. Im I nem Österreichs 
zeigte sich ein Zwiespalt. Die österreichische Hälfte war 
gegen, die ungarische Reichshälfte für einen Krieg mit 
Russland, nicht zuletzt aus Revanchegelüsten und drängte 
Andrassy zur Rache für Vilagos, der noch eine friedliche 
Regelung als möglich erkannte. Die M.ichtterhültnisse 
hatten sich dadurch derart verschoben, daß im europäischen 
Interesse zum Berliner Kongress eingeladen wurde. Andrassy 
wollte sich f i r  sein Auftreten in Berlin -  das vollste 
Vertrauen des Kaisers besaß er -  eine starke parlamentarische 
Rückendeckung sichern. ^  Erhatte vor allem in der 1

1) .ertheimer: Graf Julius Andrassy, Band 3, S.1G2 f .
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österreichischen Reichshälfte einem außenpolitischen 
Pessimismus entgegenzutreten. Die Verhältnisse auf dem 
Balkan war n für die Ansprüche der Monarchie günstig.
Ebenso war die Stimmung der europäischen Großmächte.
Trotzdem wollte er seine Politik  nicht allein  auf das 
.lOhlwoEen fremder Mächte stützen, sondern auf eigen* 
innere Kräfte, weil vor allem ein unbegründeter Pessimismus, 
daß man sich Rußland auf Gnade oder Ungande ergeben müsse, 
Deutschland abhaiten werde, für Österreich einzutreten, 
daj 8ich mit jener Macht werde abfinden müssen und können, 
wenn ihr später oder je tz t der Orient zufalle.

Er verlangte die Votierung von 100 Millionen 
Gulden, die eine Erklärung sein sollten, daß man ent
schlossen sei, für eine den österreichischen Interes: en 
entsprechende Lösung entschieden einzutreten. Österreich- 
Ungarn können nur als Großmacht existieren, müs e sich 
also gegen eine Lösung der Orientfrage im slavisch- 
russischem Sinne mit Hilfe Englands wenden. Vor der 
Existenzfrage müsse alles andere zuricktreten. Das waren 
die Beweggründe Andrassy’s. Er wollte jedenfalls/um einen 
Krieg zu vermeiden,in Berlin mit der Ermächtigung in 
der Tasche er cheinen, wenn nötig auch die Kaffen ent
scheiden lassen zu können.

Um den inneren Widerstand abzuschwächen gab 
Andrassy so weit nach, im Mürz 1878 von den Delegationen 
nur einen verminderten Kredit von 60 Millionen Gulden 
zu verlangen, den ihm aber ein Teil der deutschen Ver-
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fassungspartei unter Führung Dr. Herbst's versagte, die 
eich bei einer vertraulichen Konferenz in Andrassy's Palais 
stillschweigend entfernte, um einer Entscheidung zu ent
gehen. Herbst in trig ierte  mit Verbissenheit in den De
legationssitzungen gegen die Bewilligung.

Nur Eduard Sueß tra t mit einer geringen Anzahl 
von Parteigenos en für die Bewilligung ein. Schon im 
Dezember 1877 als die politische Lage in Südosteuropa 
noch unent chieden war, entschied sich Eduard Sueß 
öffentlich in der Delegationssitzung für die Politik  
Andrassy's. ^  Kr gab an Hand der englischen Blaubücher 
ei-.e Darstellung der Entwicklung der Zustände in der 
letzten Zeit und fand sich mit der Absicht Andrassys 
zusammen, den russischen Einfluß an der unteren Donau 
und südlich der Donaumündungen nicht zu stark werden zu 
lassen. Er dankte Andraaoy dafür, daß er den Antrag des 
russischen Generals Sumarakoff, der mit Vorschlägen 
über die Aufteilung des türkischen Besitzes nach .Vien ge
kommen war, zurückgewiesen habe und die Erwerbung Bosniens 
gegen die Abtretung Bulgariens an Rußland nicht angenommen 
habe. Er warnte von der russischen Versprechungspolitik 
und der,Versieh-rung russischer üneigenn itzigkeit. Denn 
es handle sich, wenn auch nicht gerade fern Konstantinopel 
so doch darum, wie viel Schritte man Konstantinopel näher 
könne. ^ndrassy sehr erfreut|auch von deutscher Seite 
eine freundliche Stimme zu hören, weil dies f ir  das Verhältnis

1) S ten .lro t.d .D 8leg .d .R eichsr.l0 .Se9s.2 .S itzung,12.12.77.
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zum deutschen Reiche nicht unbedeutend war, wandte sich 
gegen die Beschuldigungataktik der übrigen Mitglieder 
der Verfassungspartei, daß er eine Politik  von Fall zu 
Fall betreibe, weil sie kurzsichtigen Augen noch undurch
sichtbar sei. Hatte »4eh Bueß allerdings noch unter dem 
Vorbehalt der Nichtbesetzung Bosniens durch österreichische 
Truppen zur Außenpolitik Andrasay’s bereits ein positives 
Verhältnis gefunden, so setzte er sich restlos dafür ein, 
als e3 sich um die endgültige Bewilligung des Kredites 
handelte, mit dem der Außenminister in Berlin erschein n 
wollte. Nicht zuletzt ihm is t  es zu verdanken, daß die 
Außenpolitik der Monarchie innenpolitisch nicht Schiffbruch 
e r l i t t ,  wenn auch die Haltung der Parteimajcrität unbe
absichtigte Folgen nach sich zog.

Sueß sprach am 21.3*78 als Generalredner für 
die Gewährung des Kredites, nachdem Andrasoy si h gegen 
die falschen Suppositionen von Seiten der Gegner verteidigt 
hatte, daß dessen Zweck die Xriegsrüt tung sei. ,r.hatte 
erk lärt: Der Moment des Friedensschlusses war es, f ,r den 
die Einflußnahme der Monarchie Vorbehalten werden mußte.
Meder die Feindseligkeit gegen irgend eine Macht, noch 
eine leere Demonstration sei die Absicht des Beginnens 
sondern die, im Falle der Not das Geeignete sofort Vor
kehren zu können. Denn es handle sich einzig um die 
Großm-chtatellung österreich-Ung.rns. Dr. Herbst, sonst 
ein enger Parteifreund, sprach als Generalredner gegen die 
Ausschüßenträge und zwar mit parlamentarischer Engstirnigkeit
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ohne Verständnis für das esen der Politik  als Machtbe
hauptung (twi Erweiterung gegen die Anektiarung Bosniens 
und der Herzegowina.

oueß ro llte  mit ciceronianischer Beredsamkeit 
die orientalische Frage in ihrem ganzen Umfange auf, ^  
die ihm aus der wissenschaftlichen und politischen Be
schäftigung klarer war als anderen und lehnte sich anden 
englischen Standpunkt $n, welcher in diesem Falle dem 
osterreich-Ungarns nahe war. Er verfolgte den Gang der 
russischen Politik  in Bezug auf ihre Absichten gegenüber 
der Türkei und usterreich-Ungam an Hand der Geschichte 
mit einer Schürfe, die einen Historiker Ehre gemacht hätte. 
Insbesondere verwies e r  auf die gemeinsamen Interessen 
Österreichs und hnglands in der europäischen Türkei uni 
bewies dies aus dem Ausspruch Lord Ellenboroughs nach 
dem Frieden von Adrianopel 1829: “Die Türkei besteht nicht 
zum Äohle der Türken, sondern zum Äohle Europas und nicht 
um die Mohammedaner im Besitze der Macht zu erhalten, 
sondern um die Christen vor einem Krieg zu bewahren, dessen 
Objekt weder defin iert, noch dessen Ausdehnung oder Dauer 
berechnet werden könne.” Er z itie r te  Lord Palmerston, der 
25 Jahre späterekiärt hatte: "Die wirkliche Frage is t  nicht, 
was Sie im türkischen Keiche e tab lie rt sehen möchten, 
sondern was Eie entschlossen sind, sich nicht etaolieren 
zu lassen: Nicht was sein möchte, sondern was im rnteresee 
von Europa nicht sein soll: Die Übertragung dieser Länder 1

1) S ten .F ro t .d .D e leg .d .I ie ich s r . l0 .S es8 .7 .E i tzu n g ;2 7 .3 .7 8 .
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unter das Szepter Rusali nds." Sr k r itis ie rte  die se it 
1867 schwankende Ualtung der österreichischen Politik  
gegenüber der wachsenden slavischen Bewegung, die durch 
das Ausscheiden Österreichs aus dem Reich erst einen 
Ansatzpunkt gefunden habe und welche# unter dem Namen 
ein r konfessionellen Strömung russische Vorteile be
fördere, indem sie nationale Bewegungen mit rein kirch
lichen vollkommen vermenge und erkläre, daß außerhalb der 
orthodoxen Kirche die natürlich unter russischem Einfluß J  
stehe, eine slavische Organisation überhaupt nicht möglich 
sei. Die allgemeine Dichtung der russischen Diplomatie j 
se i, vor einem Kriege zu suchen, dad/ihr von .uropa Voll
macht gegen die Türkei gegeben werde, daß nach einem 
solchen aber, Europa nach Tunlichkeit ausgeschaltet werde. 
Das Streben Rus.lande ziele also eindeutig auf die Er
schütterung der Türkei ab, deren Völkergerölle keine 
feste Staatsorganisation gefunden und im letzten Jahrhundert 
ertragen habe. Bedeutend is t  seine Ansicht, daß osterreich 
als Organisator dieses Teiles der europäischen Landkarte 
mehr geeignet se i, aus der Erfahrungen eines Vielvölker
staates • ! • i 1 und r ligiös geeinte Rußland.

Freilich schränkte er diesen utopischen Macht- 
gedanken nach den vorläufigen Interesse Österreichs e in , 
dafr durchaus nur im Donautale liege. Die Donau sei die 
Linie des Gravitätsgesetzes des österreichischen 3ta tes, 
der sich um die Exportmöglichkeiten an die unteren Dom u- 
länder offenzuhulten nur auf die Aufrechterhaltung der
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friedlichen Beziehungen mit den betroffenen Gebieten ohne 

solche zu erwerben dringen müs. e .  An der Sulina lägen 

keine österreichischen Handelsintereasen, wohl aber zwischen 

Sulina und dem Eisernen Tor, des. en völlige Übergabe bis 

zu den Kelsengen von AddaRaleh an Österreich er bei dieser 

Gelegenheit anregte, um endlich die Regulierung des Eisernen 

Tores frümachen zu können. Sich selbet getreu und seinem 

Bestreben immer Begründungen im Allgemeinen geltend zu 

machen, verwies er darauf, daß Österreich nicht nur 

eigene, sondern ebenso sehr europäische Interessen im 

Donautale zu wahren habe. Er f ih l te  schon deutlich den 

innr r steigend en Gegensatz zwischen diesem Sta te und 

Rußland, daf b*i steigender Erschließung durch « ir tsch afts -  

polit ik  und Verkehr, eine größere Machtzunahme erfahre, 

als andere Staaten unt r ähnlichen Voraussetzungen, dessen 

Ansprache daher zu einem späteren Ze tpunkt nur umso schwe

rer zurückgewiesen werden könnten, über die Tagespolitik 

hinaus erblickte er als einer der ersten deutsch-liberalen 

Parlamentarier das werdende Übergewicht Rußlands am b-alkan 

und Jen n?turgegebe:en Gegensatz zu Österreich, duS otine 

die offene Don̂ umündung lebensunfähig se i .  Dieser Gesichts

punkt war es auch, der ihm später veranlaßte, den Dreiuundt 

lebhaft zu begrüßen. Es st ;nd ihjö die Fragwürdigkeit des 

V rhültnisses der beiden anrainenden Großmächte nicht a ls  

genährter oder künstlich geschaffener Gegensatz, sondern 

a ls  geschichtlich gewachsen vor Augen; ¿(essen Auswirkung 

bei Zeiten zum Vorteil Österreichs vorausbedacht und gelenkt
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werden müsse, r bezeichnete es als die größte Aufgabe 
zu der der Donaustast seit je berufen wurde und die nun 
gelöst werden müsse, das europäische Vormachtstreben 
Rußlands zu hemmen und zurickzuweisen, dessen n chstes 
wenn auch nicht unmittelbares Ziel die Verkürzung der 
Monarchie sei* Dem Verlangen nach dem offenen Meere 
müsseih dauernde Grenzen gesetzt werden. Vor allem sei 
der Geist einzudämmen, der die Grenzen bespüle, ja bereits 
ur.t r spüle. Sr erklärte die ¿roblemlage^in der sich der 
österreichische S tatt befand, wenn sich Rußland im 
Dienste panslavistischer Gedanken vor den Völkern des 
Staates als nationaler Befreier aufspiele. Umso wider
sinniger fand er deshalb die ü ltung seiner Part igenoasen, 
die mit halbem Herzen Politik betrieben, indem sie ihr 
Vertrauen zur Regierung nicht durch schnelle Bewil igung 
der Summe beweisen wollten, noch auf den Mut aufbrachten, 
dem Minister des Äußeren ihr Vertrauen gänzlich zu ent
ziehen. Psychologisch erklärt der Satz: "Im Kredit ze igt 
sich nicht nur das Vertrauen zum Minister, sondern zu 
uns selbst,"daß bei den Deutschen der Monarchie se it 1866 
schon eine leise Resignation Platz g r iff , sowohl in 
der Besorgnis ih re / Stellung in der Monarchie, als die 
Monarchie überhaupt nicht mehr halten zu können. dueß 
der den Zweibund vorausahnte, glaubte noch daran, ja daß 
der Kongress ein neues System der orientalischen Politik  
einleiten werde,der daß Übergewicht Österreichs auf dem 
Balkan begründe. Darum schloßer: "dir wollen, daß Österreich
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ein entscheidendes fcort auf den Kongress spreche und nicht 
daß unser Minister des Äußern als Baum dort erscheine , 
der seiner Wurzel nicht sicher is t ."

Andraray konnte mit dem Kredit am Konferenz
tisch  in Berlin erscheinen. Herbst und s ein Anhang 
hatten ab^r nichts dazu getan und seine Iso li rungs- 
politik  gegen Rußland nicht begriffen, und verharrten 
noch lange nach vollzogener Tatsache der Besetzung -  
am 29* Juli begann Philippovich mit der Okkupation -  
in trotziger Op osition . Andrassy wurde im Spätherbst 
beim Zus-mmentritt der Parlamente nach einem so bedeuten
den sichtbaren außenpolitischen Erfolg nicht als Trium
phator empfangen, weil ihm gerade die Parteien, auf 
welche er sich bis dahin gestützt hatte, grollten, was 
ihm aber insofern angenehm war, als dadurch die euro
päische Auffassung begünstigt wurde, England und Deutschlands 
Haltung hätten den Ausschlag zum Nachteil Rußlands ge- 
geb n. ^  I/an sah kleinlich genug in ihm nur den Mann, 
der die Monarchie in kostspielige Abenteuer gestürzt, ihr 
riesige Unkosten aufgehalst und eine dauernde Kriegs
gefahr in Rußland heraufbe chworen habe. Die Okkupation 
war allerdings ein kostspieliges Unternehmen geworden.
Niemand aber v/ollte einsehen, daß Bosnien durch Serbien 
und Montenegro von der Türkei abgeschnitten, bald an 
diese Staaten gefallen wäre und den russischen Dr .ng zum 
offenem Meer, den ?eg an die Adria geöffnet hätte. 1
1) V.ertheimer, a.a.O. 3d.3, S.164.
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Sueß sagt: "Mit Beuauern muß ich eingeatehen, daß diese 
Tatsache damals wenig Verständnis fand and daß, wenn 
auch formale Einwendungen da und dort vorgeschoben 
wurden, doch in der endgültigen Beurteilung die nationale 
Stellung der Parteien maßgebend gewesen i s t .  Bin großer 
Teil der Magyaren und der größere Teil der liberalen  
Deutschen war gegen die Okkupation, weil die slavische 
¿uote d r Bevölkerung sich vermehrte, die iaven aber 
aus demselben Grunde daf r . Bei den Polen meldete sich  
die alte Feindschaft gegen Rußland. ...einer Freunde und 
rat ine Meinung war, daß eine Partei, die in einer so 
shhwierigen Zeit innerlich nicht stark genug war, um 
ihre Sonderintereösen dem öffenbaren Bedürfnis des Bt^ates 
unterzuordnen, uamil den Anspruch auf politische Führung 
verliere." ^  Der unfreiwillige Verzicht auf diesen 
Anspruch war auch das tatsächliche Ergebnis, Die liberale  
Partei behielt uni r Führung Herbst’s die blinde Gegner
schaft gegen Andrassy'a P olitik  bei, auch als die 
Okkupation schon Vergangenheit wurde. Die Spaltung in 
ihr kam an dieser Frage, die die Gesetzgebung des Parla
mentes noch länger beanspruchte, jeweils wieder zum 
Vorschein, andrassj halte vorher gehofft, daß seine 
Politik  kein Gegenstand der Beratungen des Reichsrates 
sein werde, dn dafür die Delegationen kompetent seien . 
Darin täuschte er sich aber. Herbst war zur äußersten 1 2

1) Sueß. Erinnerungen, S.28X.
2) Wertheimer, a.a.O. Bd.3, 3.166.
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Gegnerschaft erb ittert, weil er die Okkupation nicht 
hatte verhindern können. Zur Sühne dafür verlangte er 
die Vorlage des Berliner Vertrages im Reichsrate, um 
Andrassy's Sturz zu erreichen, wenn er schon nicht mehr 
die Aufgabe der Okkupation durchsetzen konnte. Herbst 
übersah aber, daß er dadurch die gesetzlichen Grund
lagen zur Billigung der Okkupation schuf. Andrassy ant
wortete mit der Einberufung der Delegationen am 7. Nov., 
um den Reichsrat unter das Votum der ihm durch die 
Zusammensetzung sicheren Körperschaft zu beugen. Und 
durch die Bewilligung der Okkupationsgelder ein$ Fait 
accomplie zu scnaffen, dem sich auch der Reichsrat und 
Herbst fügen mußte. Sueß und Diener konnten der auf weite 
Sicht verderblichen P olitik  Herbst's nicht anders ent-
A I*

gegentreten, als dureh ihren Zusammenhalt mit der Re
gierung. ain Kompromiß war nicht mo lieh , weil Herbst 
allen Ernstes Andrassy stürzen wollte, weshalb er im 
Budgetausschuß sich weigerte, auf die Nachtragsforderungen 
zum 60'H ill. Kredit einzugehen, was des Kaisers Entr stung 
über die Herbst'sehe Clique bewirkte und ihr für a lle  
Zeit sein Vertrauen entzog und die unbeabsichtigte 
Wirkung hervorbrachte, daß er sich nach neuen parlamen
tarischen Regierungsgrundlagen umsah, wodurch die Ver
fassungspartei ausgeschaltet wurde. Mit der Bewilligung 
der nötigen Mittel h§ttte Andrassy aber schon gesiegt.

Als der Vertrag im Abgeordnetenhaus vorgelegt 
wurde, was nach Andrassy's Absicht nur zur Kenntnisnahme
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und nicht zur entscheidenden nnnnahme oder Ablehnung 
geschehen s o l l t e w u r d e n  drei Anträge eingebracht:
Ein 'r auf verfassungsmäßige Genehmigung, einer Herbsts 

auf Genehmigung unter gegebenen Umständen und einer der 
die Ablehnung en th ielt. Sueß erh ielt als Gewährsmann 

der Regierung die Berichterstattung. Vom 10.12.78 
bis 27.1.79 dauerten die Redekämpfe f ir  und wider. Nach 
einer vorherigen nochmaligen Bemühung Andrassys um 
die maßgebenden deutschen Abgeordneten, die seine P olitik  
m ißbilligten, aber keinen besseren Weg wußten, sah sich  
die liberale Regierung Auersperg in der sonderbaren Lage 
-  es war bereits das Situationsbild aus der Ära Taaffe -  
die Bundesgenossenschaft ihrer bisher schärfsten Feinde 
eines Greuter, Weiss und Starkenfels zu suchen. Als be
redter Anwalt setzte sich Sueß für den Minister des 
Äußeren ein, nachdem schon Plener,rfDr. Herbst mit Recht 
vorwarf, daß in ihm die konstitutinelle Doktrin mehr aus
gebildet s e i, alä der Blick eines Realpolitikers, in 
der selben Absicht gewirkt hatte. Es gehörte gewiß Mut 
dazu, gegen Herbsts Parteiterror offen von der Ansicht 
ihres Führers abzuricken. Er bewiesa ber damit die Höhe 

seiner staatsmännischen Erkenntnis, die von Beginn der 
orientalischen Wirren an sich der Notwendigkeit einer 
aktiven P olitik  bewußt war und die Machtstellung im 
Orient aufrecht zu erhalten. Er wies üerbst darauf hin ^  1 2

1) Wertheimer, a.a.O ., Band 3, S.180.
2) Sten. Prot. d.Reicnsrates,ö.Sess.421. Sitzung,27.1.79.
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daß ihm der Staotsvoronochl-.g mehr gelte , eis die Land
karte, welche Art von politischer Betrachtung der l i 
beralen Partei überhaupt zu eigen war. Er, Sueß habe sich  
f ;r die andkarte entschieden. Denn eine Ei .sichtnahmt 
zeige, daß die Sicherheit Österreichs dies verlange. Er 
verglich das Aufgeben des politischen Einflusses im 
Orient mit ein r dauernden und unheilbaren Krankheit, 
an der der Staat zugrunde gehen misse, legte nochmal# 
die handelspolitischen Grinde dar, wie die Donau den 
öeterrelc. ischen Abzugskanal bilde und betonte die a ll
gemeinen europäischen C-linde, die die Monarchie zur 
Behauptung der so eben errungenen Stellung drängten, ins
besondere, daß das lange iso lie r te  Österreich, ge
stützt auf die Interessen Englands im Orient mit ihm 
Hand in Hand P olitik  betreiben könne und mit Hilfe der 
Klckendeckung des deutschen Heiche3 aus seiner Ein tarnte i t  
herausgetreten s e i .  I r  empfand es als Zeichen der Gesundung 
des Staates,im Gegensatz zu Kerbst, daß der Habsburgerstaat 
nach dauernden Verlusten an Besitz und Ansehen und An
sprachen in Ita lien  und Deutschland endlich einen ent
scheidenden Erwerb getan habe, der fir  die Zukunft richtung
gebend s e i .

Bei seiner durchaus auch in politischen Dingen 
liberal-wissenschaftlichen Denkweise nimmt es nicht wunder, 
auch in diesem Sinne eine Begründung zu erhalten, die mehr 
als charakteristisch is t :  "Für den Naturforscher is t  der 
Fortschritt nicht eine Parteisache, sondern er is t  die Sache
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ein 3 Naturgesetzes und es sieht der «■ turfor3cher, wenn 
>r den Gang der Geschichte im Großen von seinem Stand
punkt zu betrachten sucht, wie an der angemessenen Ver
mehrung physischer und geistiger Kommunikation eine irt 
öffentlicher "einung entst nden i s t ,  die hoch über dem 
steht, was man gewöhnlich mit diesem /.orte zu bezeichnen 
pflegt, und wel he3 sich richtiger ausdrücken ließe mit 
dem \'orte Humanismus« Der Naturforscher sieht nun in dem 
was auf der Balkanhalbinsel rorgoht zwei Erscheinungen: 
zuerst das berechtigte Ringen einer ^zahl gesunder Volks
stämme njeh einem menschenwürdigen Dasein und zweitens 
den Mißbrauch dieser Bestrebungen von einer anderen Macht." 
Österreich handelte also auch im Aufträge der .rissenichaft, 
wenn ea die Rolle des Völkerbefreiers übernehme und im 
Namen der Z iv ilisation  seine .ruppen habe marschieren 
lassen. Er s te llte  den Antrag auf verfassungsmäßig« Ge
nehmigung. Am selben Tage wurde e r noch angenommen. Da
rüber'zerfiel die Partei. 112 Abgeordnete hatten mit 
Herbst gegen, 42 mit Sueß und Plener für die Annahme des 
Vertrages gestimmt, welche Splittergruppe fortan den 
Spottnamen der "Bosnisehen Linken" erh ielt, weil sie  
auch in den weiteren Parlamentstagungen noch bemerkbar 
machte. Die sichtbare äußere v l.tung war der Anfang de« 
öndes der Machtstellung der Verfassungspartei.

Hatte Andra&bj aus der Rede Sueß’s und der 
Beobachtung, daß die Polemik Herb t 's  gegen ihj? immer 

eniger Eindruck machte, auf eine '.'andlung zur Besserung
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im Reichsrat geschlossen, so hatte sich trotzdem das 
Abp ordnetenhaus in seiner bisherigen Zusammensetzung 
abgelebt. Pie Unfähigkeit und Uneinigkeit der liberalen  
Partei, die Pegi^rung zu stützen, ŵ r ervdesen. Schon 
d>e Tatsache, daß ihre hervorragendsten Vertreter,Herbst 
und Sueß, beide im politischen Denken vom zen trslistis  hen 
Österreichischen Heiohagedankcn ausgehend, zu so ent
gegengesetzten Ansichten und Forderungen el .n̂ .en konnten, 
zeugte für den Fortschritt der Zersetzung.
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Ministerium Taaffe. Bosnienfrage. Schulkämpfe.

Der erste direkt gewählte Reichsrat^ beherrscht 
von der Majorität der liberalen Verfas ungsparte^ hatte 
sich in fruchtloser Opposition verloren, 30daß Parlament 
und Regierung in ihrer Zusammensetzung da3 Vertrauen des 
Kaisers verloren und fallen  gelassen wurden. Voraussicht
lich  brachte das neue Parlament großen Wechsel mit sich.
Die Krone erstrebte den -Ledereintritt der Tschechen in 
das Abgeor netenhaus, was eine Änderung der Stirnrnenver-

4

hältnisse mit 3ich bringen mußte. Man beabsichtigte nunmehr 
n ch einem außenpolitischen Srfolge auch im Innern eine 
größere Harmonie zu erreichen. ^

Am 15.2.79 wurde Taaffe a ls der kommende 
Ministerpräsident zum Innenminister das Interimskabinettes 
Streaaynr b e s te llt , So lag die ,ahlVorbereitung in seiner  
Hand. Die deutsch-liberale Partei, lehnte e3 schroff ab, 
an einem Ministerium, da$ Taaffe nach dem Amsche Andrassy's 
aus Beamten und liberalen Abgeor ¡neten zu bilden beab
sich tig te , teilzunehmen. 3ie h ie lt sich stark genug, den 
slavischen und feudalen Gegnern die Spitze zu bieten.
..ährend aber die leihen der Rechten 3ich enger schlossen 
dauerte die offene Fehde uur deutschen Qiruppen fort,
Pie Verfaseungspartei hatte in der Ära Auersperg an Anhang 
in der Bevölkerung v irloren und die Folgen der politischen 1
1) Kollmer, a.a.O. Bd.3, S .l .
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und wirtschaftlichen Erschütterung schwer empfunden. Sie 
überschätzte ihre Kraft^indef sie immer mehr zer
sp litte r te . Ihr link r Flügel verlangte die Umwandlung 
d'r Verfassungapartei in eine deutsch-nationale und gab 
damit die Erhaltung de« alten Einheitsprogrammes auf.
Ihr rechter Flügel fürchtete den Nationalismus und be
gann gleichzeitig  den Liberalismus beim Wettlouf um 
die I'egüerungsfähigkeit zu verleugnen. Die deutsch XI r i-  
kalen und Wiener Demokraten fie len  der Verfassungspartei 
in den Rücken. ^  Uneinig ging sie in den Wahlkampf.
Das ahlpirogramm vom April 1878 vereinigte wohl noch die 
Partei, aber sogleich zerfie l die geplante Koalitiion.
D̂ r 7lub der Linken veröffentlichte eine orklürung Sue3*s, 
in welcher die Orientpolitik der Regierung nach Vollzugder 
Okkupation geb illig t wurde, g le ich seitig  aber versprach, 
f ir  eine Verminderung der Heeroskosten einzustehen. Das 
war ein le tz ter  N^chklang des Streites über die Kosten der 
Okkupation, die die Gegnerschaft der Krone erweckt und 
zum DKjt’ hluß bestimmt hatte, sich der konservativen/ 
föderali»tischen und 3lavi3chen Richtung zuzuwenden*
»ohl versuchte Ernst von Planer noch eine Mitbet iligung 
der la r te i -an der Taa|?Vsehen Regierung ^  und fragte 
Swß, ob er bereit s e i ,  mit Coroniw'und Tomaszuk in die 
Regi rung einzutreten. Man vereinbarte, einen geringen 
Abstrich vom Heeresbudge+ zu fordern, um zu sehen, ob 
überhaupt Wert darauf gelegt werde, die Vcrfassungapartei 1 2

1) Kol\mer, a.a.O. Band 3: i>*$2
2) SueB, Erinnerungen, S.295.
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zu gewinnen. Sueß überlegte aber, und claubte, die iin— 
abhöngipkeit seinee U rteils, die ihn in diese Gelegenlnit 
gebracht habe, s*i eine Frucht seiner wissenschaftlichen 
ethode und nicht die einer besonderen politischen Be

fähigung, weshalb er auf die Beteiligung verzichtete. 
Obgleich si h Graf And rassy lebhaft bemühte, ihn in die 
Regierung zu bringen und die öffentliche Meinung nührte, 
er werde demnächst bei reten. Sueß, der sich sagte, 
daß ihm neben den persönlichen, auch die sachlichen Vor
aussetzungen fehlten, beargwöhnte ein politisches Manöver, 
er werde als Mittel zum Zweck benutzt, durĉ i eine Be
teiligung ander Rpgierung die Wiedervereinigung der 
Deutschen zu erschweren. Indessen zogen aber Sueß andere 
Interessen ab, so die Gründung des Donauvereines, der 
vom niederösterreich'sehen Gewerbeverein ins Leben ge
rufen, ihn zum Obmann wählte, der Wahlkampf und die 
Wiederwahl. Taaf-̂ e wurde inzwischen l'inieterprÖBident 
und bildete die Regierung. Poch die Fachrichten über 
Verhandlung der Pegierung mit einzelnen Mitgliedern der 
Verfassun-^epartci, versickerten nicht. Am 16. August 79 
wurden Flenrr und Sueß, die Portefeuilles m itgcteilt, 
die beiden Vorbehalten waren. Da beschloß die Partei 
auf der Linzertagung, daß kein Mitglied in die Regierung 
eintreten dürfe, weil man bereits die Vcrkormnisse im 
böhmischen Landtage vorausahnte.

Auf Betreiben ndrasay's,der bei Sueß fast 
a lle in  Verständnis und Unterstützung gefund n hatte, welcher
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aus außenpolitischen Gründen, aus Rücksichtnahme auf Berlin, 
eine Ann'ih rung an die deutsch-liberale Partei v ersuchen 
wollte, -  frinz Reuss hatte über den ersten Versuch am 
14.2.1879 nach Berlin berichtet ^  -  versuchte Graf Taaffe 
nocheinrnal bueß zu gewinnen und fragte bei ihm an, unter 
welchen allgemeinen Prinzipien eine Annäherung müglich 
s e i.  bueß betonte die strengste Verfassungsmäßigkeit und 
das Programm der Partei, beunruhigt durch die Gerichte 
■iber die 1jderaliaierung des Staates, auch wohl aua furcht, 
er könnte als rein politisches Mittel zu einem Täusehungs- 
nanHover benutzt werden. £r wandte sich aus .run 3utz 
und seiner Wiener A'ähl rschaft zuliebe gegen jede Dezen- 

. tra lisation , was deutlichbeweis t ,  welch stark anziehende 
Kraft in .ien immer noch lebte, deren Stellung un.1 « ille  
die liberale Partei vorzüglichbeeinflußte. Mt dieser 
npitze geg; n die Auf abe Taaffe« durch föderalistische 
Zugest indnisse die Tschechen zu gewinnen, endete die Be
sprechung. oie war nichts anaeres, betonte 3ueß,i "Als 

ein neuerlicher und le tz ter  Versuch Andrass^'s, meinen 
Namen ohne mein Aissen und ohne meine Zustimmung in den 
Vordergrund zu schieben, v ie lle ich t in diesem Falle be
g le ite t  von dem «unsche, der Unterzeichnung des großen 
Def/enaiwertrages mit Deutschland wenigstens den 
Anschein einer Annäherung an die Deutschen im Innern 
vorangehen zu lassen. Baß Andrassy der Anreger war, nat 
mir in späteren Jahren «einer Enttäuschung Graf Taaffe 
ohne meine Anfrage selbst erzählt." {‘ J 1 2

1) wertheimer. a.a.O. Band 3, S.206.
2) Sueß, a.a.O. S.300.
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Die liberale Partei r in Unkenntnis der 
schwebenden Verhandlungen, die am 7. Oktober 79 am Tage 
vor der Thronrede, zum Abs hluß des Bündnisses führte:
"Jetzt erst fielen den Deutschen die Schuppen von den 
Augen. Jetzt erst sahen sie/ wen sie bekämpft und wen 
sie in den Sattel gehoben.” Aber die Erkenntnis, daß 
die Okkupation nur ein notwendiges Vorspiel des Zweibundes 
gewesen war, der den Einfluß des Deutschtums in der 
Monarchie, da# sich durch die Aufnahme von Millionen 
Slaven geschwächt ge ia ubt hatte, bedeutend verstärkte, 
und über die Grenzen der Monarchie hinaus das Gewicht 
eines deutschen Staates verlieh, kam zu spät. Die Re
gierung wurde ohne Mitbeteiligung der deutsch-liberalen 
Partei gebildet, «äre dies außenpolitisch tragbar gewesen, 
so war es in Bezug auf die Innenpolitik nicht der Pall, 
zu der sich die deutschen Abgeordneten nach der Thronrede 
in strengster Opposition verhielten, was bereits die 
Vinorititnadresse ankündigte, die von Herbst, Xopp und 
3ueß unterfertigt wurde. ^  Er wandte sich boi der Adress- 
debatte gegen den '.ajoritätsausschuß und die Dezentrali
sation des Reiches durch die -andesparteien, die nun 

einsetzte^gegen die rreisgabe der Verwaltung an die 
streitenden Parteien, die nicht geeignet sei, den Frieden 
im Lande zu erhalten, ¿ich selbst als guten Oster icher 
hinstellendj entwarf er ein wohl rassisch mitbedingtes Bild 
seiner Vorstellung vomdeut chen Volkscharakter: "Kenn 
jemand ihm die Hand reicht, so fragt der Deutsche weniger
1) Sten.Prot.9. Sess. 8. oitzung, 29.10.79.
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nach Abstammung und Herkunft, als nach gewissen allge
meinen Anschauungen üb -r Kr iheit und Hecht und dadurch 
gewinnt sein politische s Auftreten immer rehr oder 
weniser kosmopolitischen Charakter und is t  derselbe, 
mehr vielleicht * ls irgend eine andere Nationalität der 
Erde dazu berufen, das ausgleichende Element zwischen 
anderen Nationen zu sein," Ein historischer Augenblick 
als er in seiner Rede den Ausdruck "Tschechische Nation" 
erstmalsgebrauchte, entgegneten ihm von rechter oeite 
Rufe: "Die Böhmische”. -  Die Scheidungzwischen uandes- 
und Nationalbewußtselr hatte be onnen. Sueß war einer der 
ers'en^de” erkannte, dal die Ziele der tschechischen Abge
ordneten nicht die Rechte des Landes waren, sondern die 
der Nation und die Erreichung der erstgenannten nur ein 
Meilenstein am ege zu letzteren. Er lehnte den böhmiseh- 
hietorischen Staatsgedanken ab. Für sein zenti alistisches 
Denken g^b es nur den des Ge ''mtrecht. Staates üstemeich- 
Ungapt: "Und wer heute zur Begründung ir  end ein, s poli
tischen Urteils sich a f  B Stimmungen beruft, aus dem 
17. da rhundert, der begeht möglicherweise einen f i r  seine 
eigenen Interessen verheerenden Anachronismus." Gegen 
os Verlangen der Thachechen und Polen nach der De- 

zentralir tion der Verwaltung und gegen Hohenwarts 
deutsche Rechtspartei, von der er nicht begrif :
"nie es möglich se i, daß eine politische Partei auf 
einem abstrakten Gebiet, nämlich auf dem Gebiet der Kirche 
das System der äu& rsten bis zur gänzlichsten Niederbeugung
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der Individualität reichenden Zentralismus untoratftzt, 
und auf der anderen Seite/ auf dem konkreten dubiet des 
dt Liebens eine Lockerung der Verwaltung verfingt,
reiche die traurigsten folgen laabon muß”, gegen den 
Standpunkt der J a jo rit ttsadresse, die auf die Ver
teidigung der Königreiche und Länder abzielte, s te ll te  
er 9I 3 die Aufgabe der HeichsVertretung die Verteidigung 
der .echte des Reiche* und des liberalen Machtstaates hin;
"In den jetzigen Tagen kann nur der als fruchtbarer 
itiihmann gelten, der es v.;rs ,eht, die -Forderungen einer 
fort ih rittlichon Bevölkerung nach Freiheit zu vereinigen 
mit den Bedürfnissen des 3t atea nach 'acht. Dar dtu i -  
punkt der Ü ajorlilifSdniM  war durchaus derd.feea■ ejflder 
Königreiche und Länder -  uns r J t n; punkt ist d is eich."

3ueß blieb seinem biöh^rigen Verhalten in 
des Basnienfrage auch weiterhin mit oder gegen seine 
Parteigenossen treu, als es sich in der Folgezeit arum 
handelte, die Verwaltung Bosniens und der Herzegowina 
der Österreich-Ungarns anzugliedem. ur setzte sich 
f r  eine konsequente Fortführung der einmal einge chlegenan 
Politik  ein -  aus einer au .enpolitiscl.en ..ar eine innen
politische Aufgabe geworden, -  damit die wirtschaftlichen 
Vorteile Österreichs zugute kämen, die fisenbahnfrage 
endg ltig  im Sinne- Oste reich/ gelost werde und das 
poetische Gebiet durch die Donaur ulirung geöffnet werde. ^  

e Frage, ^  es sich um G upution oder Ancxion handle,

1) Bten.Prot. 9. Ges*. 42. Sitzung, 3.2.1880.



beantwortete Sueß er tmals öffentlich im Farlamente 
vorsichtig dahin, daß jedenfalls nicht nur an eine zeit
liche, e nd m an eine Dauorregelung gedacht se i, weil 
nur unter dies r Voraus.Atzung das Land gedeihen ko ne, 

bewies aus Artikel 25 des jkrlinerVfcrträges und den 
rechtskräftigen rrotokollen, daß eine Schaffung dauernder 
Zustände beabsichtigt se i. Zugleich tra t er unter Ab
lehnung eines rein fiskalischen Standpunktes für einen 
freieren kommerziellen von Seiten der Legierung, für 
eine liberal-kapit li? tische Entwicklung de3 Bergwesens ein, 
im Sinne sein r besonderen Auffassung vom Staate a l s  

/einem wirtschaftlichen Gebilde, Freilich mußte er die 
Nationalitätenfrage, die Vorwiegend der Grund f.ir die ab
lehnende Haltung eines gro-en Teil# der deutschen Abge
ordneten gewesen war, und welche durch die Okkupation 
verschärft wurde, berühren. Er behandelte sie nur als 
Natur.vissensch\ftler in dem Glauben, sie damit auf die 
gerechteste eise auch als Folitiker zu lösen. Die 
krassen Anschauungen von Rassen und Völkervermengung, 
sind bei keinem anderen Farlamentarier, ob |ö ae ra lis t 
oder Zentralist, ob sic f r die JSirhitsa R ätlichkeit 
bei völliger Trennung der .National i t t e n  waren oder nicht, 
hervorgetreten. Rassische Einflüsse rauchten sich geltaad 
rieben Darwin'schom Gedankengut, daS sich iberall in 
seiner V.eltbetrachturig nachweisen läß t, und damals im 
Banne der neuen Entdeckungen der Vererbungslehre den 
naturhaften Unterschied zwischen Krebzung von artverwandten
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and Artrerschiedenen noch nicht wosenhaft betrachtete und 
erkannte. Von dieser Anschauung gelangte er so e i t ,  
der "rennung von 31ut und Blut offen entgegen zu treten. 
Historisch gesehen is t er ein Gegensatztyp zu Schönerer, 
der ebenfalls■die Rassenfrage allerdings in widersprechender 
Formung in die Parlamentsöffentlichkeit getragen hat. Sueß 
gl übte, im Sinne der Notwendigkeit eines Natur- und Kultur
gesetzes: "Sine dauernde fortschreitende Ve rengung der 
voneinander verschiedenen Begriffe von Rasse und Volk" 
festste llen  zu können. (Dem Zusammenhang nach meinte er 
ni ht die BegriffsVermengung, sondern deutlich diederTräger 
dieser Begriffe.) Und führte als Beisoiel an,: "Gerade in 
Böhmen, in dem Land, fcm welches es öich am häufigsten 
handelt, hat sich -  verzeihen sie dem Naturforscher der hier 
s rieht -  die Srfahrung glanzend bewährt, die man anderswo 
oft und oft gemacht hat, daß ausder Kreuzung der einzelnen 
Elemente die vorzüglichsten Kräfte hervorgegangen sind, auf 
der einen und der anderen Seite. Wie will man da noch von 
Blutgrenze sprechen. Die Rasse is t ein Begri ;f, der auf 
physischen Unterschieden beruht. Das Volk is t ein Begriff, 
welcher auf die ethischen Merkmale, wie auf Sprache und 
Geschichte begründet is t." ..D er Begriff Rasse is t durch 
Kreuzung verloren gegangen s e i t  langer Zeit. Der Begriff 
Volk is t  allmählich entstanden. Und nicht die Grenze der 
Verschie enheitenist es. welche heute maßgebend is t ,  sondern 
es sind dies gewisse, für das Volk heilige Traditionen:
Die Sprache, die Geschichte, f jr  deren Schutz es e in trü tt."

zZ •
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„r fährt fo rt: "Nachdem es sich nicht um physiscie Grenzen 
zwischen Volk und Volk handle, sei es unwahr, daß es, 
da die Crenzen nur ideell seien, keinen Frieden geben könne. 
Die Grundlage dieses Frieden fände sich sofort, wenn sich 
jedes Volk offen auf den Standpunkt jener höheren Ideen 
stellen  wärde, weiche allen Völkern de3 ¿rdba-les gemein
sam 3ein sollten , nämlich auf den S andpunkt des gerne! amen 
Fortschrittes. Außerhalb dieses Ideenkreises sei eine 
Verständigung unmöglich. Nur von Volk zu Volk sei An
näherung möglich und notwendig, weshalb e r s ie h  f i r  die 
Einführung konstitutioneller Verhältnisse in den okkupierten 
Ländern und dem Gesetzentwürfe ausaprach. ^

In einer späteren ebatte polemischen Charakters 
gegen TaaffdsP.egi rungssystem ergänzte er dieee Ansichten 
noch weiter in staatlicher Häckeichtnahme. -och findet sich 
nirgends eine Meinung, die 30 sehr das geistige Fr f i l  
öueß kennzeichnet, als diese. Eine kurze Behandlung seiner 
-»uffassung der Begriffe von Rae 0 und Volk is t  aufschluß
reich f ;r die Grundhaltung des ganzen Menschen, deiner 
Ansicht nach, die wir hi r entwickeln können, seien die 
Hassen das ürsprüngliche gewesen. Die allerdings nicht nur 
s i'lische, 8onu rn physische Gerne n amkeiten darstellten , 
und nicht mehr rein vorhanden seien. An deren ste lle  
seien nun g- istig  Gemeinschaften getreten, die allerdings 
nur historisch geworden, historisch bedingt seien, von 
gewissen Kulturgütern und geprägten Formen. Nachdem aber 
da3 Übe 'allst!sehe Fortschritts enken in Verbindung mit

1) Sten*irot*9*SeBs. 42. ¿ttzung, 3.2JS80
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dom hie torischen Relativismus in der Anschauung des 19. 
Ja'irhunderta den Wechsel a lle r  i.rseheinungen hcrvorge ehrt 
halte, mußte Öueß, der ihr eng verpf ichtet war und in 
den Völkern nur gei tige Gemeinschaften der Menschheit er
blickte, denen keine physische Eigentümlichkeit und 
leib-seelische Art zugrunde lag, zu dem Schlüsse kommen, 
daß die Erscheinungsformen andelbar seien und wenn sih 
sich dem Fortschritt in den Weg s te llten , beseitig t werden 
musetn* . r der Fortschritt der eg, so war die Menschheit 
sein Siel. Sr übersah, oder konnte aus rassischen und 
ideeologischen Gründen es nicht erkennen, daß sich die
•. enschheit geistig und le ib lich  nur in Völkern d a rs te llt,

*
die neben, mit- und gegeneinander bestehen, oo konnte er
nu zu der aosoluten Befürwortung d -r :ias3enkreu*ung
und Völkerveraengung gelangen, die durch die Bedingungen
der Seichoh uptstadt tiien, die alle Volksteile de3 eie hes
suaamraenzog und vermengte, nur ven türkt und vermach- ulicht
wurde. Von einer Verpflichtung für das Deutschtum kann /

<
nicht mehr die Rede sein, wenn es sich auch praktisch 
in der Bosnienfrage als der weitblickendere Parteimann 
enthüllt*» hatte, als l)r. Herbst, der nur aus völkischen 
Rücksichten die Besetzung abgelehnt hatte. Aber dieser 

Einsatz geschah nicht so sehr aus Interesse f ir  das Deutsch
tum, als f ir  die ,rh .Itung der Monarchie. Und die Stellung • 
d 8 Deutschtums in der Monarchie betonte er nur desh.lb, 
weil es den in der Z ivilisation am meis :en fortgeschrittenen 
Bevölk rungsanteil dar3tellte , in dessen kulturelle Hoho
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das Bestreben der anderen Mation«, einst nden und werde.
ein tirkun sfeld war nur die Monarchie, deren Bes and auf 

die Dauer schwerlich die aufreibenden Äattonalititen- 
kämpfe ertragen konnte. Die Konzessionen, die d.s Reich 
auf kosten des Ganzen an die Teile abtrat, nulten endlich 
das Reich sprengen. Suoß v r tra t  desh lb in allen Nationali
tätenfragen den friedlichen Ausgleich zu Gunsten des Vor
te ils  de? Ganzen. In ihm lebte tatsächlich das Ideal eines 
österreichischen -»ersehen, der mehr als nur den Deutschen * 
dieses Staates umfaßte, der wohl noch im Dienste der Bildung 
mit dem deutschen Reiche in Verbindung s^-nd, 3onst aber 
volklich,m achtpolitisch, e t 'a t l ic h  über den National!tüten 
stand und ein Eigenleben führte uni in überlebter, etwas 
veränderter Gestalt 1934 fröhliche Aufersthung fe ie rte .
■ e in St Ubürgsrideal war, der österreichische „cmsch im 
lenste des Fortschrittes der Menschheit. Die Monarchie 

mußte ihn zu dieser Auffassung drängen, wsr sie doch eine 
'e i t  im kleinen, wo die Aufgabe des Liberalismus die 
Z ivilisation der Mensc heit zu vollenden um ihr r selbst 
willen über die Volksg enzen hinwegschritt. Es war ein 
Rest der Gleichheitsdoktrin, wenn er den Fortschritt in 
der iebung -es Durch Schnittes und des » i lgemeinen Ausgleiches 
sah und nicht in der charakterlichen kulturellen und poli
tischen Sonderprügung der Völker. Diesen Absichten huld igte 
er auch bei seinen Arbeiten für das Unte.rieh'swesen. Er 
wurde d r e ifrig ste  Verteidiger des üeichsvolkcSchulgesetzes 
und entfaltete sein ganz s rednerisches, Pathos, wenn ein
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Angriff dagegen gesagt wurde, in der Budgetdebatte ber
das üh.terrichtswesen 1880 erklärte er namens dar liberalen
Partei: "Der liberale hta togedanke sei nicht dc trinär*
ünser Staatagedanke is t  beiläufig der^there3ianische in
seiner weitern historischen Entwicklung". Abgesehen davon,
daß die immer wiederkeh enden Redeschlachten überden
äste reichiachen otsatsgedanken schon dessen innere Krise

•

und Problematik andeuteten, war och der ville lebendig, 
ihn hochzuhalten und >:war durch die Schule, die durchaus 
im Dienste des liberali.itischen Fortschritte; und wenigstens 
auf d8m -apier auch in dem des öste reichiochen ota tes 
bestand, des en Gestalt für Sueß die Staa^i'orm d= r Zukunft I 
überhaupt d arste ilte . ^  /

Fr nachte den Tschechen, die ihre . chulforc;:e: ungen 
ständig steigerten, liberale Verbrüderungsangebote; " ichtiger 
noch, als etwaige Eigentümlich!'eiten der Basse, mehr noch als 
die Sprache, bindet a le gern-.nischen Stämme in uropa 
und außerhalb eine erhabene Anschauung von der Aufgabe 
die unseren menschlichen Geiste in dieser ^eit geste llt i s t .  
Nennen sie es Freiheit oderwie sie wo Lien,” Als die 
Sprachenfrage an der Universität J?rag zur Entscheidung 
kommen so llte , bezog er eine Stellungnahme, die für seine 
Haltung ufsehluß gib t. In ein r langen Pede w :d e  er sich 
gegen das Verlangen der tschechischen Abgeordneten, daß 
dem tschechischen Volke zu seinem Schaden die deutsche Sprache 
entzogen werde, denn, folgerte er, so sehr eine n: -vicklung 1

1) Sten.irot.9*Sess
O  \  t« t t  f l

.74* Sitzung; 17.4.1880 
77 • ” 21.4 •
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der Einzelnen auf Kosten des G-nzen auf politischem Gebiet 
verderblich sei, auf wissenschaftlichem Gebiet sei eine 
itio  in a r te s  wohltätig und notwendig, sie s te lle  einn 
höheren Ersatz für das politische Freiheitsstreben dar, 
auf das der -»-ensch im Dienev der Ordnung verzichten iü se.
Or.' t die Duichindividualisierung fördere das issen/'denn 
das ganze Geheimnis des großen "ortsehrittes des mensch
lichen Gei:tes an unseren Hochschulen is t die offene / on- 
kurrenz, geradeso wie auf allen anderen Gebieten des 

-nachlichen Lebere und ede Isolierung is t geradezu tä tlich ."  
Deshalb könne eine tschechische Universität, die keine
Konkurrenz beaitze, auch nicht Anteil nehmen an der e i l -  f

«
gemeinen Entwicklung, weil sie sowohl einer räumlichen, 
wie politischen, als sprachlichen Isolierung unterworfen a e i. 
So mußte er vom wissenschaftlichen Standpunkt ehlehren, 
v/iS die Tschechen au* politischen Rücksichten forderten, 
in der Erkenntnis, daß die Hochschulen zu ihr r  Zeit 
nicht nur der reinen Forschung und Lehre, sordrn  nicht 
minder durch Heranbildung eines Beamtenheeres dem 3ta te 
und dem Volke dienten, ¿ueß, der vollständig im Banne 
Adam Smiths das Freihandel»prinzip auch im - nativen Verkehr 
anerkannte und 3ich gegen Vonopol und Isolierung des 
Geistes s te ll te , vergaß allerdings, daß gerade im 
kln8 iachen Lande des Liberalismus, in England, auf den 
vornehmsten Hocnschulon des Landes das Prinzip des wls en- 
sebaftlichen Liberalismus nicht durchgeführt wurde. In 
diesem Punkte war der gewaltige Aufschwung der deutschen
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issonschaften maßgebend, den sie durch die uterrichtsfe- 
formen t.ilhelm von HucLoldt’s und seiner Nachfolger ge
nommen. Auch Sorge um die wlsoenachaftlich« Vorherrschaft 
de« Dtutecbtoai bewog ihn. i] I r überzeugt, It0  d ir Hu
manismus 3 te‘s gegenüber dem beschnünkenden Geiste der 

atio a li tä t  und der Staatsgrenzen durenuringe, und be
trachtete die Geschichte beispielsweise dahin, daß der 
österre chischa Staat solange an politischer Isolierurg 
gelitten , bis Leo Thun die Grenzen auf geistigem Ge
biete niedergerissen habe. Ferner berührte ihn die Ver
westlichung der tschechischen Volksbildung und die ersten 
Anzeichen fr  nzosischen geistigen Einflusses -  der sich 
allerdings e rst in der Nachkriegszeit vollends offenbarte - /  
daß an dm tschechischen Gymnasien französisch und englisch 
neben tschechisch als oolig':ter Unterriehtsgegenstand ge
lehrt wurde, indefc die deutsche spräche dieses aeib3tv r -  
üt.lndli he Hecht nicht genoß. Kr verfocht die vYeltge tung 
der deutschen Sprache als Sprache der Wissenschaft: "¿.an 
kann eine Gleichberechtigung der Sprachen in Amt und vor 
Behörden aussprechen, aber keine Gesetzgebung der Welt 
kann die Gleichberechtigung der Sprache auf dem Gebiet 
der Wissenschaft aussprechen. Denn Sprachen sind nicht 
gleichberechtigt, weil nicht jede eine gleich große Literatur 
und wissenschaftliche Entwicklung aulzuweisen hat."Ss 
genüge mit Nathan dem eisen ein Mensch zu sein, ohne 
besonders national zu sein. Gr widersprach der Reor anisation 
der Prager Universität unter einer reaktionär n Regierung ,
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denn die .Visaenschaft spreche jede ondere Sprache, nur nicht 
die der R.aktian, deren Partei zur Durchführung einer Reform 
ungeeignet sei, ;nd dem iesolutionsantrng, daß Pr fe;soren 
ihre '/crtr vgespräche fre i wähl n dürften, daß ebenso in der 
rnennung der ' rofesteren keine ückdeht auf Ration-.lität 

genommen werden dürfe und zu den Prüfungen die tschechische 
Sprache zugelanaen werde, Schließlich wurde noch im Jahre 
1886 eine tschechische Univ rs itä t neben der Kaatschen 
in Prag bewilligt, womit die ¿prachenfrage erledigt w- r .

Zwischen den deutschen P ar la m e n tä r !  eben Grup. en 
führten zwei Schul an trüge von Lichters‘ein und Llenb e h e r  
zu schweren Kämpfen Im Wesentlichen handelte C3 sich 
um die Verstümmelung des Haaner’sehen Volkschulgesetzes, 
aus dom Jahre 1369. Letzterer verlangte die Herabsetzung 
der Schulpflichtigkeit von 8 auf 6 Jahre, erstex-er nur eine 
Prüfung der bestehenden Schulgesetze im Geiste der re- 
aktionä -n Kreise. Lienb .eher änderte bald seinen Antrag 
dahin ab, daß die Dauer der Schulpflicht der Landesgeaetz- 
gebung überlassen werden so llte . Doch zeigte es sich, 
daß sowohl die i.egi l’ung Taaffe, als die anderen Gruppen der 
Regierungamehrhoit wenig geneigt waren, auf die nträge einzu
gehen, die nur eins Änderung in kirchenpolitischen und 
reaktionärem Sinne bezweckten. Die Polen und die ärmeilürehen 
südlichen Kronländer waren wenig in te ressie rt, da durch den 
§ 75 de3 bestehenden Gesetzes ohnehin in Galizien, der 
Bukowina, in Dalmatien, Krain, Istrien  und Gürz den Laidtagen 
Ausnahmerechte gewährt waren. Februar 1381 gelangten die 

1) Sueß, a.a.0.S.310. Kollmer, a.o.0.Bd.3,S.162.

v |
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Anträge vor das Haus. i$s w.-r klar, daß die Tschechen, die 
tijorität angehorten, die Gelegenheit,die die Deutschen 

boten, benutzen würden, um auf Kosten des Reichs die Geeetz- 
gebungsrechte der Länder zu vermehren. Abg. Celakovaky 
forderte als Gener&lredncr der ...e rheit Lra Manen des Gelbst- 
-be Stimmung arechtes der Völker und des Fortschrittes das 
Recht in Sohulfragen für die Landtage, das in einem 
polyglotten otn t unmöglich Grobe der Reichsgeseta elung 
sein könne. ßueß lehnte gegen den Unterrichtsminister 
Conrad jede Vermehrung der Autonomie der ¿«mdcsgesetzgebung 
ab. ' Lj Fiel auch tu ¡.sächlich, wenn der üntraKg genehmigt 
wurde, die Einheit der Gchule und damit die wichtigste 
Voran.: etzung für die gemeinsame arniee und für die Einheit 
des otaatsgedankens, weil die „chule historisch gesehen 
nicht eine Gründung der Länder, sondern dos Gesamtst .tes 
war. denn die didaktische Zielsetzung der äueagesotzgebui^ 
überlassen werden mußte, wurde uch eine gemeinsame Lehrer
bildung unmöglich gemacht. Gueß verlangte schon in amdn 
dee Fortschrittes die 8 jährige Schulzeit um "durch erhöhte 
Intelligenz sich die Fähigkeit zur Konkurrenz auf dem Harkte 
zu schaffen" und im Flamen der politischen Freiheit zu 
der der ..eg nur Über die Schule geführt nabe, her ochulantrag 
*ur ’ie im Abgeordnetenhaus durch die unentschlossene Hai tung 
d- • Unterrichtsmiuiaters Conrad angenommen, aber im Herren- 
b-iU8e abgelähnt. Lienbacher brachte einen neuen ein, der 
nunmehr ,] .0 verlangte Hecht nicht den Landtagen, sond m

3ten.Frot.9.Se88.115.Sitzung, 24.2.1881
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(;en altern zugestehen so llte . Sueß sprach wieder als 
Cener ilre ner contra und zwar gegen die ungerechte parla- 
mentari*che oituation, daß die Vertreter der oben -¡enannton 
^andern und die Autonomisten über ein Gesotz bestimmen 
so l l ten ,  daß eie überhaupt nicht, jedoch vorzüglich die 
re\£* deutscneti 'e i e arging. Und mihte daa Vorgehen, dag 
der Ausschuß b-zweckte al* Schmach und Verbrechen. ^
Per Vorwurf der parlamentarischen Versumpfung war nicht 

• unberechtigt: "Daß die Regierung in einen Abgrund poli
tischer Simonie versunken is t  und die Majorität des Hauses 
in denselben zu versinKkn droht." Denn die ochulnovel e 
d r rikden wurde von Tschechen und Polen nur unter, tü tzt, 
veil diese die Stimmen der Klerikalen f l r  die tschechische 
Universität uni den 3au einer walisischen Transverealbahn 
sich rn wo Iten. Der politische Katholizismus richtete sich 
gegen den Staat, deutsches Volksint'«resse wurde zu Gunsten 
rein kon essioneller Interessen preisgegeben. Davon abge
sehen, wer d&s Gesetz ein regelrechter Bauernfang, weil es 
auf die wiederholte Beschwerde der x.rd gemeinden wegen .ntzyg 
der Kinder von der Arbeit den Vorteilen der Bauernschaft 

gegenkommen so llte . Der Antr.ee wurde angenommen. Im 
Herrenhause aber wieder abgelehnt. Nun erklärte die Fe- 
f.i rung sir-h bereit, eine ähnliche Schulncvelle auszu
arbeiten, die am 23.1.1892 zuerst dem Herrenhanse vor- 
gelegt wurde. Dieses war indessen durch wiederholte Ja irs- 
senübe de*« Grafen Taaffe gef gig gemacht und votierte

: 'u n .lro t. 9.^ess. 159. ^itzung, 23*5*öl#
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das rückschrittliche Schulgesetz durch welches das Reiche-
Volks chuigesetx praktisch eus#der irkeMikeit gesetzt wird«, 
da die Volks- und Mittelschulen den kirchlichen und natio
nalen Aspirationen ausgeliefert wurden. ^ In den slavischen 
Ländern nahm 3ich der Klerus der nationalen Bewegung anf 
um die Schule im Interesse der Kirche beaufsichtigen zu 
körren und in den Ländern mit klerikaler deutsener Majorität 
suchte der Klerus die Schul? der Aufsicht der Zentralbehör
den zu entziehen.um den Lthrpllü kirchlich beeinflußen und 
das Lehrer'-rcennuncsrecht ds3 Staates konfessionell be
schränken zu könn-n. Die 'cgi rungsVorlage ge) tagte 1883 
ins 'b'or netenhaus und rfuhr die schärfste Ablehnung von 
Selten d?r Tiberalen, die soweit ging, daß sie .ülcn trnstea, 
nls die Vorlage nur durch die Stimmen d9r stimmberechtigt® 
Minist* r gerettet verden konnte, erunden, durch Ab■■Hrjez- 
politik die Arbeit des Hauses und der dagi nm g au sturen. 
Sueß wies auf den wehren Charakter der Novelle hin, die 
nur eine politische Aktion daratdlle, stellte sich gegen 
jede Rickkehr in frühere rea'tionä e Zustände, denn von 
der geistigen Isolierung habe der eg Österreichs imm r 
noch in die politische geführt, und die Besiegten von Sedan 
seien auch sus einer konfessionellen Schule hervorgegangen« 
Sie beb.ute nur ’uahgiebigkeit gegen die antiliberalen Ten
denzen des Papsttums seit dem Vatikanum. ^

Die Schulkärnpfe dauerten bis in die 10. Sessiors- 
periode des leichsrates. n der kleinsten Fragen entzündete
1) Kol^e-. a.V.0.Bd3. 3.291.2) Sten.irot.9.3oso. ¿98. Sitzung, 18.3.83.
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sich ytät" von neuem der Kampf zwischen Leie ha- und Landes- 
kompetenz. '.ine wichtige Erkenntnis für die Stellung der 
katholischen Kirche in Österreich ereibt sich daraus, 
daß sie nicht minder f?n der Zerstückelung des Leiches 
und wie man srgte, der einzigen katholischen Großmacht 
Anteil hatte, als die ' ationalparteien, we Lehe sie förderte, 
mit denen sie auf dem Boden des Parlamentes handelte, um 
auf Kosten des Reiches ihre Ideen durchzusetzen, um ihre 
durch den Liberalismus erschütterte Stellung zu befestigen,

Die letzte Schulnovelle war nur als Abschlî s- 
zahlung von den Klerikalen angenommen worden. Sie befrie
digte aber ihre Ansprüche nicht. Der katholische Schulverein 
wurde als organisatorische Grundlage v.eiterer parlamentarischer 
Angriffe begründet und man verlangte die volle Aufhebung 
des von Pius IX-verworfenen Gesetzes von 1869. Jänner 1888 
brachte Lichenttein einen Gesetzentwurf zur Feststellung der 
Grundsätze des Volkschulwesens ein, der die Privatschulen 
den öffentlichen gleichstellte und eine beliebige Unter
stützung aus öffentlichen Mittel zuließ, sowie die Mitauf
sicht der Kirche über den Bel'gionsunterricht hinaus auf 
die ganze Schule zuließ. Außerdem wurden die Aufsicht und 
die Hechte,Ausführungsbestimnungen zu erlassender Landes- 
gesetzgebung Uberantw rtete. Es handelte sich also darum, 
den Staat aus der Schule zu drängen und diese den Kron- 
ländem und der Kirche zu überliefern. Indeji die Beratung 
der Schulanträge hinausgeschoben wurde, beriet das Haus über 
das Katechetengeeetz, durch das die Besorgung des eligions-
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Unterrichtes und die Bestreitung des Kostenaufwandes ge
ändert wurde.

Sueß trat durchaus im Interesse des Religions
unterrichtes für die Entlohnung der F.eligionslehrer 
aus dem Schulfonds ein, entgegen der BeStimmungdes Stuats- 
gr ndgesetzes, wonach die Konfer. ionen für die Beitrags
leistung aufzukomrien hatten. Sie hatte sich als undurchführbar 
erwiesen. Freilich mußte er sieh wieder gegen die foderali- 
sierenden Bestrebungen der kl rikalen und nationalen Parteien 
Stellung nehmen, die die ausführande Gesetzgebung den Land
tagen zubringen wollten, wodurch der Verwaltungzap arat -des 
Unterrichtsministeriums, in der Hand des Staates ein Mittel 
der Zentralis tion, stark gelockert worden wäre; das Gesetz 
wurde angenommen, im allgemeinen aber die Eeichsvolkschule 
belassen, und von Seiten der Liberalen verteidigt.

Die Debatte über das Unterrichtsbudget 1838 
verlief wieder stirmisch und drohte den Zusammenhalt 
selbstder Majoritit zu sprengen. Zum ersten Kfal beteiligten 
sich auch die Führer der ehristlichsozialen Partei am 
konfessionellen Schulkampf. Insbesondere trat 9r.Lueger 
hervor, und verwahrte sich gegen den Einfluß der liberalen 
Judenpresse, die das Volk verhetzt und die konfessionelle 
Schule ablehne und den Manchesterliberalismus vertrete, 
insbesondere aber gegen die liberale Partei, die im 
Parlament die Opposition spiele und vorgebe, Taaffe stürzen 
zu wollen; "Siehe da, auf einmal gehen sie rückwärts bei 
der Hintertüre herein, drücken die Hand und bekommen was
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aie wollen, ohne daß der geringste Lärm gemacht wird,” ^  
.¡ueß antwortete, daß die liberale Partei von der Regierung 
nichts erhalten, als die Spr chverordnungen, die Bedrängung 
der Nationalitäten und die chulnovelle. Außerdem verwies 
er Dr. Lueger auf deseen eigene liberale Vergangenheit 
Ulid Tía hl Versprechungen, in denen er eine selbständige freie 
Vclkschule verlangt habe. Insbesondere wehrte er sich, 
entrüstet Liber die Zumutung des Stinunenkaufs,. der liberalen 
Partei von Seiten der Regierung,gegen den Vorwurf, daß 
er rivatvcrteile gesucht hätte. Dr. Lueger antwortete 
und griff den großen Kulturkämpfer der liberalen Partei an 
und proklamierte die Befreiung der Schule von seinem und 
dem jüdischen Linfluß, der sich auch auf diesem Gebiete 
in »Vien bereits sehr fühlbar machte. Die Schule und Lehrer
schaft dürfe nicht für die Wahlagitation der liberalen 
Parteien mißbraucht werden; "In Wien können uns die Juden 
nichts mehr wegnehmen, sie haben die Schulen voll und gané 
in den Händen" . ^  Der Schul terror war näml.ch unter 
liberalem Schatze so stark, daß es der Wiener Lehrerschaft 
unmöglich gemacht wurde, sich antisemitisch zu betätigen, 
•»eil Sueß j idischer Abstammung war, bekämpfte er aufs 
Schärfste den Antisemitismus und forderte das Gleiche 
von der Wiener Lehrerschaft. Doch mußte Dr. Lueger erst 
in das Rathaus einziehen, bevor er die Möglichkeit fand, 
wirksam von obenher durchzugreifen. Erst mußte eine 
rtahlrefom die liberale Partei in Wien stürzen, bevor an
1) Sten.irot. lG.Sess. 214. Sitzung; 20.4.13882 )  ........  215. " 3.5.1888.
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die Verwirklichung antisemitischer Forderungen gedieht 
werden konnte. Jedenfalls bedeutete die Kampfansage Dr,Luegers 
an die Liberalen und sein widerstand bis zum Jahre 1896, 
in dem sie von der politischen Bühne verschwanden, eine 
bedeutende Bewegung, die nicht mit der Erlangung der Macht, 
ihre Ziele nach Rücksichten änderte, sondern tatsä hlich 
nicht nur im wirtschaftlichen Lebens vtüens, sondern auch 
im politischen und kulturellen eine Wiedergeburt des Deutsch
tums aus christlich konservativen Kräften darstellte.

Alle Erwartungen Sueß's, daß die Streitigkeiten 
Uber die Schule von Seiten der Regierung beigelegt würden, 
wurden getäuscht. Von der Universität für 1888/9 zum aektor 
auch von der kath.-theolog,Fakultät gewählt, machte er allen 
Einfluß geltend, die Angriffe Lichtensteins abzu,ehren.
Als der Unterrichtsminister Gautsch erkennen ließ, daß die 
Regierung ein Gesetz beabsichtige, daß sich noch um weitere 
Schritte von dem des Jahres 1869 entferne, legte er noch 
vor Ablauf der Amtszeit das Rektorat nieder, aus ntrüstung 
über die Mißhandlung der Volkschule. Damit gab Sueß vor 
aller Öffentlichkeit seinen Mißmut darüber Ausdruck, daß 
die Schule ein politisches Handels- und Tauschobjekt 
geworden war. ^ Der Erfolg war der, daß der Unter ichts- 
minister seinen Abtritt zur Kenntnis nahm, sich im übrigen 
aber nicht weiter davon bestimmen ließ.

Die Budgetdebatte des nächsten J- hres bewegte 
der gleiche Streit. Sueß griff aberra ils gegen die klerikalen 1

1) Sueß, Erinnerungen, S.392
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und nationalen und gegen die Lichtenstein'sehen sts ts -  
kirchlichen Bestrebungen ein und besprach die Schulnovelle 
von 1883,316 nicht die geringste Erleichterung gebracht, 
nur die Zahl der beschränkten Unterricht genießenden Kinder 
erhöht habe. ^  Charakteristisch war seine Begründung.
Er widersprach der Verbrämung des österreichischen Staats- 
gedankens mit katholischen Ideen und wies die ste ts  vor
handenen geschichtlich nachweisbaren Tendenzen nach, die 
Kirche dem Ötaate unterzuordnen. Tr säkularisierte vollständig 
den Inhalt der österreichischen Geschichte. Die Kirche 
fand ihre Berechtigung nur als eine Art höherer.Sta tspolizei. 
Daß dies seine ehrliche Überzeugung war und nicht ein 

'rSublimat, daß die Siedehitze des Parlamentes aus dem Dampf 
des Redeschwalles erzeugte, bereist der Umst nd, daß alle 
seine Ausführungon und Schriften den selben Ceist bezeugen.
Ihn e rb itte rte  die Kampfes eise der Klerikalen, die gewiß 
nicht nur aus BegriffsUnklarheit das Papsttum als s ittlich e  
V. cht h instellten , wonnes sich um Unterrichtsangelegenheiten 
handelte, sie aber sofort als politische Macht anerkannten/ 
wann es dem Parlamente oder einem Abgeordneten e in fie l, 
die SJotation für den Gesandten beim heiligen Stuhl zu 
bestreiten. Ein letztes f l  noch, fre ilich  aussichtslos, 
verlangte er die Auflassung der Diöze3anlehranstalten wegen 
ungenügender Vorbildung der Geistlichkeit, die die großen 
Uchwieirigkeiten im Volkschulwesen verursachte.

Insbesondere wurde er zum Feind der eich unter 
Luegers Einfluß entwiokeWen Kaplanohratie und des Antiserai-
1) Sten.Prot.10.Sess.323. öitzung, 30.3.89.
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ti3fflus, iEjäem er nur eine Strömung zur Vernichtung der 
Volksschule erblickte.

Im niederöcterreichisehen Landtage gelangte 
irn Nov. 1889 ein Antrag auf Einführung der konfessionellen 
Schulen zur Beratung,^ nachdem dis Klerikalen und 
chrictlichsozialen Vertreter in anderen Ländern Vorteile 
er urigen hatten, in.deHsdfy die Schüler nach Konfessionen 
gesondert und die Aufsicht über die Schule durch die 
Kirche erweitert werden so llte . Sueß wehrte auf seinen 
eigensten Gebiet den Angriff ab.

Auch in der 11. Legislaturperiode, deren binde 
den tu n  des Grafen Taeffe und in V/ien und Niederösterreich 
den vollen Sieg der christlichsozialen Partei herbeiführt« 
wurde die Agitation für die konfessionelle Schule weiter 
vorgetrieben, Nô h war der Landes, c hui rat von N.ü. in der 
Mehrheit von liberalen Mit liedera besetzt, noch beauf
tragte der Land«sausschuß Jänner 1891 die Schulleiter 
unter Androhung schärfster Disziplinarstrafen, ar^sem i- 
tisohe ropagar.da an der. Schulen nicht zu dulden. Die 
liberale Partei in der ahlbasis bedroht und dem Verdacht 
des Philosemitismup nahe unterließ des Wagnis eines Kultur
kämpfe*. Inzwischen vol zog sich auf Verwal tungswege 
allmählich die V rkirchlichung der Schule und die 'Iber
reste der liberalen Einrichtungen wurden beseitig t. Die 
Christiichsozialen, die für die Gehaltserhöhung der Lehr r 
eintraten, gewannen deren Mehrheit in Wien und N.-Österreich^

K o lle r, a .a .ü . Band m .
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sodaß die Schule unter vollen Einfluß der Kirche gelangte.
Zum letzten Mal wandte sich Sueß 1893 traditions- 

halber gegen die Angriffe auf das Hasner'sche Volkschulgesetz 
und gegen das Programm der Regierung, in dem eine Zusage 
an die Verfassung streuen feh lte , dajj die Unverletzbarkeit 
der Reichsvolkschule für die Zukunft sicher s t e l l t e ,  ^
Ks bezeichnete das endgültige Fiasko der liberalen Partei 
daß die Aufopferung ihrer Ansprache an die verschiedenen 
parteiwünsche nicht mehr verhindert werden konnte. An der 
Schulgesetzgebung zeigte sich der Fortschritt der Schwäche 
und des Verfalles dos österreichischen Parlamentarismus,
Die Regierung verlangte die Nachgiebigkeit und Willfährigkeit 
der Partei um jeden Preis. Sueß betonte nochmals, daß das 
Reich nur durch die gemeinsame Schule zu erhalten s e il  
"Ich sehe keine größere Idee, die den auseinanderstrebenden 
Idealen entgegen gehalten werden könnte, als die Idee der 
bürgerlichen Freiheit." Das war sein letztes Wort im 
Schulkatopf. Daß er es vorzog 1896 nicht mehr die politische  
Bühne zu betreten, beweist, daß er auf verlorenem Posten 
bis zu diesem Jahre ausgeharrt hatte und seinen Kampf 
am Ende verloren sah. Er beschränkte sich fre iw illig  auf 
das Fachgebiet der Wissenschaft, um darin seine Ideale 
durch Werke zu erhalten. Doch bevor wir zu einer ab
schließenden Würdigung seiner Weltanschauung und seines 
Geistes übergehen, sind noch einige Fragen der letzten  
Parlamentsperiode zu behandeln.

1) ß ie n .ir o t . l l .S e s s .  199. Jitzung, 10,2,93«
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ald re formen and Sozialpolitik .

Als das Ministerium Taaffe-Stremayr vom 
Ministerium Taaffe-Dunajewski} einem Karapfministerium 
gegen die Linke^lßSO/l abgelöst worden war, drängte 
sie  zu einer fiahlreforra, weil die Regierungsmehrheit 
nur auf schwachen Füßen stand. Da jedoch alle  Parteien 
als Interessenvertretungen bestanden, hatten sie Ursache 
gegen die Agitation des allgemeinen Wahlrechtes Stellung 
zu nehmen. Die Majorität strebte also nur danach, die 
Zahl der klerikal-föderalistischen Mandate zu ver ehren, 
was nur durch die unterer. Schichten der kleinbürgerlichen 
Vähler geschehen konnte, auf welche Klerus und Hochadel 
genügend Einfluß besaßen. ^  Zeithammer brachte den Wahl
reformantrag ein, n ;ch welchem die ?ahl aus dem böhmischen 
Großgrundbesitze ohne Änderung des Grundgesetzes über die 
Reichsvertretung so Ijefcndett werden so llte , daß die Mehrzahl 
der Mandate dieser Kurie künftig dem Feudaladel zu fie l.
Kr schlug vor, den fideikommissarischen Großgrundbesitz 
als besondere Wahlgruppe wählen zu lassen und den nicht 
f ideikommis.’arischen in fünf Wahlkreise aufzuteilen.
Der Gesetzent urf war gegen die Wahlkreisgeometrie Schmerlings 
in Böhmen geschaffen, um die Linke für immer zur Minorität 1

1) Kolimer, a.a.C. Band 3, S.138.
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zurückzudrängen. Außerdem so llte  er den Fünf-Gulden-Männern 
das Wahlrecht bringen. Ministerpräsident Taaffe erklärte 
sich für die Vorlage und wandte sich nur gegen eine gleich
zeitige Vermehrung der Abgeordneten der Stadt Wien, welche

M )'l
den liberalen Wünschen und die Versetzung der Vororte 
in die rtählerklasse der Städte, Sueß antwortete gegen die 
Deduktion eines besonderen Wahlrechtes für den böhmischen 
Großgrundbesitz aus der Steuerkraft und die Übervorteilung 
der Stadt Wien. Wichtiger als die Stellungnahme zum 
Gesetz is t  die grundsätzliche Haltung, die er als liberaler  
Parteimann zum Ausdruck brachte, indem er sich gegen die 
Begründung eines bevorzugten Wahlrechtes des Großgrundbesitzes 
aus der sozialen Bedeutung des Adels, welch Y  er längst ver
loren habe. Die Nachteile der bisherigen Cameralwirtschaft 
hätten ihm zur Verpachtung gedrängt. Mit dem Hindringen 
des Pacht es zwischen Adel und Boden seien a lle  historischen 
Fäden zerrissen, die ihn mit dem Grunde verbinden, und er 
sei zum städtischen Rentier geworden, r befürwortete 
die Auflösung und Freiteilbarkeit des fideikommiss-rischen

y
Großgrundbesitzes, die durchaus einer liberalen Wirtschafts- 
auffastung entsprach, die frei von geschichtlichen Be
griffen dachte und handelte, im Gegensatz zur Ableitung 
eines besonderen Wahlrechtes aus v era lte ten  wirtschaft
lichen und sozialen Vorrängen. Nach seiner Ansicht bestand 
der Fideikommiss nur mehr als wirtschaftliche inrichtung 

die den Interessen der freien Erwerbsmöglichkeit entgegen
stand, als durchaus gesellschaftliche Einrichtung, die nur
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zum Schutze des 4dels erfunden war, Die Scha fung einer 
besonderen Kurie -  bisher hatte sie  mit dem anderen 
Großgrundbesitz gewählt -  mußte die Schranken zwischen 
Besitz und Arbeit vermehren. Er bezeiehnete sie  als 
unhaltbar. ^  Er verwarf die Vorlage im Hinblick auf 
die Wahlberechtigung nach d e t  Steuerkraft, die eine Zurück
setzung der Stadt Wien in politischer Hinsicht zum 
Inhalt hatte, die sich darau s ergab, daß beispielsweise 
der 2. Bezirk nur einen Abgeordneten wählen konnte, indeß 
das kleine Vorarleberg, das 10  ̂ weniger Einwohner hatte,
3 Vertreter ins Parlament entsenden konnte.

Die liberale Partei, die vergeblich zwei D rittel 
.'ehrheit zur Beschlußfassung verlangte, konnte die An
nahme der Vorlage nicht mehr verhindern.

Sueß ferneres politisches Verhalten war ganz 
in der Richtung seiner Auffassung. Er verlangte nach 
der Eröffnung des n u erbauten Parlamentes, als er in  
dessen Sitzungssaal nur die Wappen sämtlicher Königreiche 
und Länder erblickte, daß auch der Doppeladler a ls Emblem 
des österreichischen Kaiserstaates und Symbol der Reichs
einheit angebracht werde. ^  Dieser Vorfall war ein 
äußeres Zeichen dafür, daß die Tätigkeit im Parlamente 
für die zentralistische deutsche Linke immer unangenehmer 
wurde und der föderalistische Gedanke schon so v ie l An
sehen gewonnen hatte, daß man es nicht einmal gewagt hatte, 
das Sinnbild de3 Einheitsstaates anzubringen und den 1 2

1) Sten. rot.9.Sess.213. Sitzung; 18.3.82.
2) Sten. " " 316. " 7.12.83.
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repräsentativen Bau des Hauses der Volksvertretung als 

penkmal der Reiohseinheit einzuweihen.
Zu den nationalen Fragen gesellte  sich die 

soziale, deren Ansprüchen das Parlament h ilflo s  experimentierend 
gegenüber stand. Es fehlte noch die Lösung aus der Er
fahrung. Sueß erkamte, daß die Lohnfrage nur ein Teil 
derselben se i, die Zuwanderung als lokale Ursache in 
iiien eine besondere Rolle spiele und erkannte die Klassen- 
kampfbeStrebungen der sozinldoraokratischen Partei. ^
Kr konnte allerdings nur karitative Abhilfe Vorschlägen, 
durch Genehmigung eines Armengesetzes und durch steigenden 
Export die Not zu befriedigen und die Arbeiterschaft in 
den Verbraucherkreis einzureihen. Er behandelte sie  nicht 
als Fixistenzfrage, sondern sah sie als Parteimonn. Als 
solcher nannte er die öemokr tischen Bestrebungen nur ein  
K ittel der Reaktion, deren sich die Regierung bediene, 
um die liberale Partei wie Korn zwischen Mühlsteinen zu 
zerreiben. Seit 1880 beginne def Verhetzung der Organi
sationen der Arbeiterschaft durch das Hervortreten des 
Antisemitismus . Ganz ungenügend in der Begründung schob 
er die Schuld an den Verhältnissen der Regierung Taaffe’s 
zu, ohne selbst eine befriedigende Lösung bieten zu 
können. Das soziale Problem diente nur als Mittel der 
Tagespolitik, flas Versagen der liberalen Partei in  diesem 
Punkte, die sich unfähig erwies, mit objektiven Maßstäben 
eine Losung zu versuchen, war ein weiterer Grund zur A b -

1) Sten.Prot. 9.Sess. 323. Sitzung; 14.2.84.
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dankung der Partei. A llenfalls wollte er sie  noch als Werk
zeug benutzen, um nach dem Vorbilde des deutschen Reiches 
die sozialpolitische Gesetzgebung zur tärkung der Zentral
gewalt des Reiches z a h  verwenden, um die Arbeiterschaft 
an das Reich zu binden. ^

Die Adre3sdebatte in dem nach dem umge:ormten 
Kahlgesetze zum ersten Mal wieder zusammengetretenen 
Abgeor netenhause bot ihm die Gelegenheit, von sich aus 
die Politik  zu beleuchten; die Neuwahlen hatten eine 
starke Vermehrung der Vertretung des rückschrittlichen 
Kleingewerbes gebracht, was für a lle  politischen Mino
ritäten ein Ansporn war, neue Reformen anzustreben. Sueß 
bekämpfte die staatsrechtlichen Forderungen der ‘utonomisten 
und das Nationalitätsprinzip und widerlegte mit großer 
geschichtlicher Sachkenntnis, an der er sich nie über- 
treffen ließ , die Ableitung der Ltinderautonomie aus dem 
historischen Staatsrechte. Im 17. Jahrhundert seien  
die Bestrebungen ? ach Autonomie nicht nationaler Art 
gewesen, auch im 18. Jahrhundert seien es nur die Be
strebungen eine einflußsüchtigen, landsässigen Adels 
gewesen. Erst das 15. Jahrhundert habe sie  durch das 
N- tionalitätsprinzip verfälscht. Er s te llte  Galizien als 
Beispiel hin, da:s die Länderautonomie,die angeblich f ür 
die Minderheiten erstrebt wurde, den geringsten Dirderheiten- 
schutz gevährte. Die Geschichte Österreichs s te llte  sich  
in seinen Augen se it der Schlacht am beißen Berge als eine

1) Sten. Prot. 9. Sess. 402. Sitzung; 2.3.85.
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Geschichte der fortschreitenden Zentralisation and Kon
zentration auf die Mitte dar, die se it Kaunitz über 
Stadion, Schwarzenberg, Bach und Schmerling in den 
gegenwärtigen Zustand geführt habe. Kr forderte von der 
Majorität fderen sich die Regit rung für die bevorstehenden 
Au8g]f̂  ichsVerhandlungen von vornherein v ersicherte/ das, 
war» jenseits der Leitha als Staatsraison anerkannt .wurde. 
Noch einmal versuchte er in der Pariaraentsöffentlichkeit 
die Regulierung des Eisernen Tores vorzuschlagen und zwar 
wiederum anläßlich der Verhandlungen über den Ausgleich. 
Obgleich Österreich-Ungarn durch den Berliner Vertrag 
den Auftrag zur Regulierung übernommen hatte, war dank 
der Partei der Agrarschutzzöllner, die in Ungarn die 
Oberhand besaß und die Einfuhr fremden Getreides befürchtete, 
nichts geschehen, obschon Österreich ein ungemeines Interesse 
an der unteren Donau besaß und mit dem wirtschaftlichen 
Einfluß auch den politischen auf Rumänien verlieren mußte, 
das im Intsresre Rußlands eine gegnerische Zoll- und 
Tarifpolitik befolgte. ^  Kr beantragte die Verpflichtung 
zur Eröffnung des Eisernen Tores al3 AuegleichsbeÜngung 
mit Ungarn zu fordern. Allein vergebens, da sich die Ver- 
tret r der österreichisch-ungarischen Bahnen mit denen 
der ausländischen dahin vereinigt hatten, die Benützung 
der Donau für den Kandel hintanzuhalten. Unter diesen 
Eindrücken hatte er bereits 1885 im Donauverein, der dieses 
Ziel verfolgte, den Vorsitz niedergelegt^Und als 1888 1 2

1) Sten. Prot. 10. ¿ess ., 104. Oitzung, 20.10.1886.
2) Sueß, Erinnerungen, S.321.
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die ungarische Regierung einen Gesetzentwurf Uber die 
Regulierung dem Parlamente vorlegte, wurde nicht eine 
gemeinsame Angelegenheit daraus gemacht, welche- Sueß 
im gesamtstaatlichen Interesse verlangt hatte, sond'-rn 
sie blieb eine ungarische Aufgabe.

Airtschaftlich und p o litisch  erstarkten in  
dieser Periode die Nationalitäten. Im inneren Parteikampf 
besieg en die Jungtschechen die Altschechen, womit der 
krasseste tschechische Nationalismus an die Macht gelangte, 
indeft sich die deutsche Linke in inneren Hader zerriß.
Als der Dispositionsfonds in der Budgetdebatte, den die 
Regierung im allgemeinen als V^rtrauensfonds ansahfzur 
Bewilligung stand, versäumte es die liberale Partei nicht, 
der Regierung ihr Mißfallen kundzugeben. Sueß griff  
den Ministerpräsidenten Graf Taaffe und dessen Äußerung 
über die"historische Ordnung der Nationen” seine Ja- und 
Neinpolitik an. Er charakterisierte sie wie folgt: ’’Das 
große Verdienst, welches Graf Taaffe fürsich in Anspruch 
nehmen kann, is t  dasjenige, daß er das Fortschreiten 
der Majorität nsch Kräften zu hindern sucht. Er is t  ein  
Hemmschuh. Aber die Zügel hat jemand anderer in der Hand. 
Mit dem Hemmschuh kutschiertman nicht -  und langsam bergab, 
i s t  auch bergab." ^  Er se i aus einem Schachspieler zu 
einer Schachfigur geworden. De* Vernichtung3k&mpf^den die 
Regierung, die Nationalparteien und d ie Öeutsch-Klerikalen 

gegen die liberale Linke führten, erh ielt einen neuen 
Antrieb durch das Vordringen der Sozialdemokratie und der
1) Sten.Prot. 10. Sess. 140. Sitzung; 3.5.87.
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sozialen Frage, deren Entstehung durch die antisemitische 
Propaganda der schlechten Wirtschaftspolitik in der ver
gangenen Ära zur Last gelegt wurde. Sueß verteidigte,schon  
lag seine Fraktion arg in  der Defjfensive, seine Partei 
gegen die Angriffe Dr. Luegers und gegen den Vorwurf der 
KoWüption. Doch konnte er, indeß die Christlichsozialen  
in den Soziallehren eines Vogelsang und Lichtenstein ein  
festes irogramm zur Lösung der sozialen Frage in Händen 
hatten, nichts positiv Peues dazu beitragen, weil die 
Partei eine Verbesserung der sozialen und politischen  
Lebensbedingungen der Arbeiterschaft im eigenen S nder- 
interes e widerstreben mußte. Bei einer Aussprache 
über die aufstrebende Sozialdemokratie, konnte sich Sueß 
von einer rein wissenschaftlichen Auffassung nicht lo s
lösen. ^  Zwar anerkannte er, daß sich die Organisation 
der Arbeiterschaft ehoben hatte, doch lehnte er die Theo
rien der Sozialdemokratie ab. Weil sie  sich in Wider
sprich zu den modernen wissenschaftlichen Erfahrungen be
fanden. Br tat dies in gewisser Hinsicht von biologischen 
Gesichtspunkten aus und der Lehre des Darwinismus, den 
er von turnst Hackel in Jena übernommen hatte: "Weil das 
Grundgesetz der Üatur die Mannigfaltigkeit und nicht die 
Einförmigkeit sei."  Die Gesellschaft war in seinen Augen 
ein Ausleseorganismus; "Ls is t  nicht möglich, durch Gesetze 
oder Verbindungen und Korporationen irgend etwas zu 

chaffen, w-.:s mit dem Gesetz d er Mannigfaltigkeit und den

1) Sten. Irot. 11. Se3s. 316. Sitzung; 28.3.95.
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des schrittweisen ;usbaues im iderspruch steht." Jo sehr 
er sonst das allgemeine Menschheitsideal fe. tzuhalten 
suchte, weil es eine allgemiine »Veltvcmunf t gebe, trat er 
trotzdem gegen das naturwissenschaftlich unhaltbare Irinzip  
der Gleichheit a ller Menschen auf. Auch in der Seile dieses 
Assimilations{Juden kündigte sich  der Beginn des Kampfes 
einer biologischen »eltanschauung gegen den nivellierenden  
Grundsatz der Gleichheit a ller  Menschen nach der Lehre 
Karl Marx's an. Die Ablehnung konnte er nichts deutoweniger 
mit seiner Überzeugung von der gle ichen persönlichen Frei
heit jedes Einzel men sehen vereinen, weil ihm nur der Rechts
fähigkeit tt»ch die manschen gleich waren, welche Anschauung 
ihn nicht hinderte, an echt liberalen Traditionen des 
freien Aettbewerbe der Kräfte und der freien Konkurrenz, 
welcher in der Natur als das Recht des Stärkeren zur , irkung 
gelangt, fe tzuhalten. D̂ s Mittel zur Lösung der sozialen 
Frage und d's einzige Gesetz,das zur Hervorbringung höherer 
Organismen diene, bestünde darin, daß immer der Tauglicherer 
an die Stelle des Mindertauglichen trete, daß das ver
dienstvolle und leistungsfähige Individuum an die maßgebende 
S te lle  innerhalb der menschlichen Gesellschaft gelange.
Ar offenbarte dabei unbeschadet seiner sonstigen zentrali
stischen Einstellung die Staatsfeindlichkeit des Liberalen, 
der im Staate nur den Nachtwächter sah, und k r itis ier te  den 
Umschlag, den die Sozialdemokratie vollzogen hatte; "Denn 
sie «rwarte a lles  vom Staate“ der über die politische und 
m ilitärische Aufgabe hinaus den Kulturliberalen ein not-
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wendiges übel wat .  Er bef ürchtete, daß die Ent .icklung 
der Sozialdemokratie, wenn sie  sich vollenden können, in 
V.'iderspruch zum liberalen freien .Virtschaf tsgedanken 
den Weg Uber die Staatsverwaltung und die St.atsmonopole 
zu einem Staatssozialismua nehmen werde, der notwendig 

die Stellung des farlamentes und mit dem Konstitutionalismus 
die Garantie für den Liberalismus vernichten müsse: "Es 
entsteht die Frage, ob nicht bei einem weiteren Vordringen 
der sta tsaozialistischen Ideen, von denen ich auch sage, 
daß s ie  nicht ganz zur ickzudrangen sind, eine Gefähd rg 
des ganzen Baues  ̂ der parlamentarischen -inrlchtungen in  
ganz Europa die Folge sein wird."

i.ien war die Geburtsstadt der Ras enproblematik. 
Sueß anerkannte nur die Verschiedenheit der Anlage der 
Individuen, aber nicht der Völker. Deshalb sprach er sich  
auch für die Eilassung eines Ileimatgesetzes und für die 
Assimilierung der fremdvölkischen Elemente in iUen im 
Gegensatz zu Dr. Lueger aus, um den sozialen Mißständen 
die durch die Zuwanderung ver ehiedenster Völkerelemente 
eine dringende Besserung verlangten, vorläufige Abhilfe 
zu verschaffen. Er polemisierte gegen den Namen der 
christlichaozialen Partei und s tr it t  Dr. Lueger die Be
rechtigung dieser Namensgebung ab, deren geistiger Urheber 

ischof Ketteier von Mainz in seinem Buche: "Arbeiterschaft 
und Christentum’* geworden se i, der die Rassenfrage v o ll
ständig ausgeschaltet habe. Er klagte, die christlichsozia le  
Partei sei sich selber untreu geworden, indem sie sich
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antisemitisch betätige. Er bewunderte Ketteler, der die 
ziv ilisatorische Mission des Judentums und die Tatsache, 
wie weit die Juden in der Erkenntnis der sozialen Probleme 
voraus gewesen seien, erkannt habe. Er lehnte also den 
Versuch ab, eine negative Beziehung zwischen Judentum und 
sozialer Frage hersteilen zu wollen und beanspruchte die 
Bewerturg eines positiven Zusammenhangs. Die Schützenhilfe, 
die er dem Judentum angedeihen ließ , le is te te  er aus seiner 
liberalen Grundhaltung, welche die Juden im konstitutionellen  
Staate eine gleichberechtigte Nationalität waren. Er g r iff  
den rassischen Standpunkt seiner Gegner an: "Fla is t  nicht 
wa^ daß die ganze Judenfrage eine kirchliche od r eine 
Bassenfrage sei."  Der Konkurrenzneid 3ei der einzige 
Grund der gegners haft. r b il lig te  den Juden nicht nur 
völlige Gleichberechtigung zu, sondern sogar bestimmte 
Vorzüge: "Denn sobald wir an wahre Kulturerscheinungen 
herontreten -  er meinte damit insbesondere den ständigen 
Vorrang des Monotheismus -  wi d in den meisten Fällen 
das semitische Element vorherrschen."Sein Urteil floß 
aus rassisch bedingter Voreingenommenheit und Verwandtschaft.

Abgesehen von der beginnenden weltanschaulichen 
Auseinandersetzung konnte natürlich eine derartige Stellung
nahme die Wählermessen gegenüber der beißenden Kritik 
eines Dr. Lueger an dem judonfreundlichen Verh lten der 
liberalen Partei nicht befriedigen, sodaß das Jahr 1896 
den großen Eückzug brachte, den Sueß freiw illig  vorher vollzog.
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Währungsreform.

Zur Frage der Währung 8 re gelung 4 ie  in Österreich- 
Ungarn allmählich ein lebhaftes Bedürfnis aber erst 
zwischen 1892 und 95 durchgeführt wurde, nahm Sueß bereits 
im Jahre 1877 Stellung in seinem Buche: "Die Zukunft 
des Goldes"}^als Deutschland die Goldwährung ei.ngefi.ihrt 
hatte, das Silber verkaufte und die gleiche Aufgabe an 
die österreichische Kegierung herantrat, weil der Wert 
des deutschen Silbers so t ie f  sank, daß der Wert des öster
reichischen Papierguldens höher war, als der des Silber
guldens, weshalb Millionen fr mden Silbers aus dem Aus
lande in die .'lener Münzstätte geschickt und zu großen 
Verlusten für den Staat gegen Papiergulden umgetauscht 
wurden. 7 Weil durch die deutsche Maßnahme die Grundlage 
d-r österreichischen W hrung;die Silberbasis, ins Wanken 
geraten war, wurde auch hier das Begehren nach der Gold
währung laut, zumal sich damals die Tendenz zu einer 
einheitlichen Leitwährung geltend machte, Sueß begann 
die Frage als Naturforscher zu untersuchen. Er geriet in  
eine sehr sonderbare Stellung, die nur aus seiner Geistig
keit erklärbar is t ;  "Nicht zu verkennen war auch der heran
kommende Gegensatz zwischen den vorübergehenden, engeren 
Interessen des Vaterlandes, daß nach seiner Eigenart zur 1 2

1) Eduard Sueß, Die Zukunft des Goldes. Wien 1877.
2) N.öster.Biogr.Band 1, B.y .  Piene n E. Sueß.
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Führung nicht berufen war, und den dauernden allgemei en 
Interessen der Pens* hheit, die zur vertreten och der 
Naturforscher berufen is t  und ich :rug mich ernstlich , 
wie überhaupt in diesem Falle die Pflicht des Abgeordneten 
mit der des Geologen zu vereinen sei,"

In seiner Abhandlung suchte er die Abhängi keit 
der Aihrungen von der Produktion nachzuweisen, aber nicht 
von der der menschlichen Arbeitskraft, sondern der Pro
duktion der Edelmetalle. Und hieraus die Zukunft der 
Währungen abzuleiten. Es war klar, daß nicht so »ehr der 
W irtschaftspolitiker oder Thoor tiker, der Agrarier oder 
der industrielle Unternehmer oder der Augenblicksvorteil 
des Staates den Ausschlag geben konnte, sondern der Geologe 
der Naturwissenschaftler, welcher die Lagerstätten, nach 
dem Vorkommen und nach ihrer Reichhaltigkeit prüft. Aus 
gewichtigen Gründen folgerte er, misse die bestehende 
Doppelwährung beibehalten werden: e i l  die Goldproduktion,
die sich nach geologischer Bestimmung notwendig verringern 
m sse, s te tig  zerfließe und sw r vorzüglich in Industrie, 
in die Kolonisation der Goldländer, in die Zirkulations- 
Vermehrung der Goldwährungsstaaten und in die Deponierung 
zu Kriegszwecken, weshalb nur ein geringer Anteil zur 
Ausbreitung der Goldwährung für Europa frei werde, und der 
Zeitpunkt anausbleiblich s e i,  in welchem und zwar vor
aussichtlich "nach wenigen Jahrhunderten” die Gold Produktion 
sich dauernd und außerordentlich vermindern werde, weshalb 
es nicht mehr imstande sein werde, seine Stellung zu behaupten.
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Das Silber verglich er, besitze keine kolonisierende . irkung, 
wohl aber eine ziv ilisierende, weil nur das Gold den 
Mittelpunkt des Verkehrs zustrebe, indeß das Silber an 
die Grenzen desselben (z.B. der Maria-Thcresientaler) wandere. 
Deshalb sei einer allgemeinen Silber ährung die Zukunft 
Vorbehalten, weil deren Froduktionsbasis genügend groß s e i ,  
sodaß die Produktion selbst einst keine andere Grenzen haben 
werde, als jene, die durch den fortwährend sinkenden 
Äert desselben gesetzt würden, wodurch es einer auto
matisch wirkenden Selbstregelung unterworfen s e i ,  Er suchte 
mit naturgesetzlicher Genauigkeit eine zenvripedale Be
strebung des schwereren und eine zentrifugale Bestrebung 
des leichteren Metalles featzustellen und dar*«s die not
wendige Entwicklung der Eährungsfrage in die Zukunft zu 
bestimmen,

Sueß beging den Fehler, das zu beweisende -  
die Erschöpfung der G ldlagerstätten des Schwemmlandes 
-  schon vorauszusetzen und wurde das Opfer seines wissen
schaftlichen Übereifers. Aohl hatte er en Gedanken für 
sich , daß die fiigentümlichkeit der Silberproduktion den 
gewöhnlichen Voraussetzungen von Angebot und Nachfrage nicht 
fo lge, weil es meist als notwendiges Nebenprodukt anderer 
Metalle gewonnen werde, was beim Golde nicht der Fall is t  
und daher bei einer einseitigen Goldwährung sich sehr ungünstig 
auswirken könne. Die ständig zu befürchtenden Schwankungen, 
die Abhängigkeit vom Auslände, der Mangel eigener Gold
produktion waren seine Grinde f ir  die Ablehnung der Gold-*eit-



Währung, die den gro2en Grundsätzen des Freihandels 
widersprach. Es konnte von öster eichischer Seite geltend 
gemacht werden, ob nicht die zu erwartende Verteuerung 
des Goldes und die Verbilligung des Silbers die einzel
nen Staaten ermuntern so llte , die Goldwährung einzuführen, 
um einen künftigen Gewinn aus dem Goldbesitz zu sichern. 
Deshalb trat Sueß vorläufig für eine Erweiterung der 
lateinischen Münzkonvention ein, oder für eine Rückkehr 
zu den Prinzipien von 1857, als man eine Silberwährung 
besaß und daneben Goldmünzen ausprägte, deren wert mit 
dem Kurse schwankte.

Aber erst nach 15 Jahren wurde das Parlament 
vor die Entscheidung der Valutareform g e s te llt . Am 6. Oktober 
1890 einigten in gemeinsamer Ministerkonferenz die e- 
gierungen der beiden Hoichshälften über eine Reihe prin
z ip ie ller  Kragen, die mit der österroichisch-un arischen 
Bank zur Durchführung v reinbart werden so llten . ^  Und 
zwar 1. über die Feststellung einer PelflCtion zwischen Gold 
und ¿über nach dem Durchschnitt des Silberpreises se it  1879, 
2. über den Umtausch eines Teils des Silbervorrates der 
Bank in der Höhe von 106 M ill. Gulden in Gold und über 
die Eingehung eines D rittels der Sta' tsnoten, die im Weg 
eirer Goldanleihe erfolgen s o llte , die jeder Stant für sich  
aufzunehmen hatte. Am 26. Mai 1891 wurde vom ungarischen 
Finenzminister die Valutareform a ls integrierender Bestand
t e i l  des Eegierungsprogrammes erklärt. Es wurde die Krage
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1) Koilmer, a.a.O. Band 5, S.202.
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aifgeTorfen, wie das erfordert Lehe "etallgeid zu gewinnen 
s e i .  Dabei Schleien ich die Parlamente durchain in 

Birnet^nisten und Monometalliston. Als nun Pinsnzminlster 
Steinbach eine i • gieiungsvorlage einbrachte, die z?.ar 
noch nicht die -inf hrung der Goldwährung aber doch die 
Goldrechnung vorsah, erülickte darin Stieß den ersten Schritt 
abseits von der Doppelwährung und veröffentlichte zur ur- 
gänzung seines obgenannten Werkes ein zweites w isenschaft- 
lich-polemisehes Buch Uber die"Zukunft deo Silbers”, ^  
als Aährungsetudie, in der er voreingenommen gegen je en 
Versuch, die Goldwährung einzuführen, -  dem Silber die 
künftige Weltherrschaft voraus sagte. Gr wurde das Gpfer 
des wi8i?ensch ftlichen ^pezialisnus, weil er über den 
en en Horizont der Geologie nicht hin<;usblicken konnte.
Seine Argumentation blieb die le ie  he wie im ersten merke, 
nämlich daß die Ziffern der GoldProduktion im s te i enden 
Bed ürfe nicht genügten und jener der Indus*.rie stärker s e i,  
als der der Zirkulation, sodaß er a llee an sich ziehe und 
im Laufe eines oder zweier Jahrhunderte überhaupt kein 
Gold mehr umlaufen würde, wie das :la tin  von anderen Inter
essen, als der Münzotä'te angezogen worden s e i .

Er v e r l a n g t e d a  Österreich keine wesentliche 
Golderzeugung besitze, die Beibehaltung des Silbers, weil 
man von der öster: ichischen Bank nicht verlangen könne, 
daß s ie  jede, ihr offerierte Tratte in beliebiger Rühe 
in Gold honorieren werde, r verlangte ferner, daß,man in 1 2

1) E. Sueß, Die Zukunft des Silbers, Wien 1892.
2) S ten .ir o t .ll.S e ss . 4.7.1891.
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der Bank Silb r vorrätig haben müsse, um den Goldbesitz 
verteidigen zu können. Die starke Auslandsverschuldung 

österreich-Ungami war ein rund mehr, an seiner Meinung 
featzuhelten. e il  n mlich ausländische Ggidmüchte 
in Österreich hohe Investitionen gemacht hatten, mußte 
eine Verteuerung des Goldes, welche tatsächlich ständig 
wirksam war, eine Verarmung des Schuldners durch steigende 
Zinvenlast herbeiführen, die es dem Sta; e überhaupt un
möglich machte, das Gold im Lande zu behalten. Österreich 
auf dem M ill. Staatsschulden lasteten , durfte n cht 
seine unsch tzbare Heohtsbaisis aufgeben, die die Silber- 
• ührung darstellte , und die Verpflichtung übernehmen, a lle  
Schulden in Gold zu bezahlen. ^  Auch besorgte er, daß 
nicht nur die Ver ehuldung nach außen sondern in gleicher 
Weise die Ver ehuldung im Innern fortschreiten würde, welche 
die Verarmung, insbesondere des Bauerastendes,herb- ifUhren 
müßte, r befürchtete bereits eine weitere Steigerung des 
Goldpreises, wenn sich eine Großmacht ntschließe, Gold 
für den ganzen Bedarf seiner Währung anzukaufen, was 
Österreich-Ungarn rst tun misse, um sich eine Goldbasis 
zu schaffen.

In der Frage der -elalion, die die Verfechter 
d^r Gold ährung, v e il dia zur Zeit des Antrages gerade 

ein günstiger Silberkure herrschte, festlegen wollten, * 
in der Absirht, das Gold hereinzulocken, sprach er sich für 
ein fakultative Relation aus, also eine sog. "schwi nonde 1

1) Sten.Prot. ll.S ess .1 2 9 . Sitzung, 14.5.92.
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Münze", welche die Kursschwankungen durch Gewichtöverindenung 
aufhalten könne», sodaß die Silbe rprlgung nicht in ge
setzlicher -e ise  festgebunden werde. Den Übergang zu einer 
Hartgeldzirkulation wollte Sueß nicht entgegentreten,
Kr wollte nur keine endgültige Relation zwischen Go}d und 
Silber, d.h.: Man so llte  Goldmünzen ausprägen und 3ie in 
ein Verhältnis zum Silber, aber nicht zwangsweise bringen, 
welche an Hand der Erfahrung wieder durch Umprägung der 
Goldmünzen hätte geändert werden können. ^

Sueß empfand die Frage d r Goldwährung nicht 
als solche der liberalen Partei und ihr r 'teltanschauung, 
sondern nur von österreichischen und wirtschaftlichen Stand
punkt, weshalb er bedenkenlos gegen '̂rnst von Plener und 
die anderen Parteigenossen, die sL h auch in den übrigen 
politischen Angelegenheiten stets mehr und mehr in Sender
gruppen zer‘e ilten , Stellung nahm. ^  In dieser Frage 
ging e selbständig vor und näherte sich, allerdings nicht 
aus politischen Rücksichten, Lichtenstein * sehen Gedankens 
gängen und der christlichsozialen  P r te i, die sich unter 
scharfer Betonung des Antikapit lismis gegen die Valutrre- 

icrung aussprach. Beide erblickten in der V- rmind r ung des 
Gelduml ufes in ungorechtf rtigter /¡eise eine Bevorzugung 
dec Kapitals, die jede Art produktiver Arbeitschidigen 
müsse, neben der die Steig rang dos .Vertmes. ers ähnliche 
Er cheinungen h^rvorrufe und der Gebrauch des Goldes 
notwendig zur Kontraktion der Zahlungsmittel führe, wenn
1) N.österr.Biogr.Bd.l. t.v. Plenen, Sueß
2) ö ten .iro t.11.Sees. l54. Sitzung; 13.6.92.
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nicht ein Metall mitopielte, das in der Produktion fo rt
während steige. Zum Beweis dieser Vorlagen diente, daß 
bisher kein in stärkerem Maß international verschuldeter 
Staat imstande gewesen sei, ein®aktiven Goldumlauf auf« 
reoht zu erhalten. Kr folgerte aus der Verschuldung 
Österreich-Ungarns, daß die Herbeisiehung fremder Kapi
talien  den Staat nur schädigen könne, weil bereits so 
viel fremdes Kapital vorhanden war, daß von dem Arbeits
ertrag, den es hervorbrachte, nur der Arbeitslohn im 
Lande blieb, indeg der Untemehmergewinn ins Ausland strömte. 
Das Verhältnis zu Ungarn spielte eine nicht minder wichtige 
Rolle und Sueß fand sich in der Polemik sogar mit Dr. Lueger 
zusammen. Da die Handelsbilanz Ungarns passiv war, war seine 
Verschuldung ans Ausland größer, al3 die Österreichs, auf 
dem di€ Last des Gelingens ruhte. Deshalb war Ungarn viel 
bereitw illiger auf das Gesetz einzugehen, weil es nur ge
winnen konnte, weil seine Hoffnung auf dem Überschuß der 
Ausfuhr der österreichischen Roichshälfte und deren ge
ringeren Verschuldung beruhte. Er sah mit Recht voraus, 
daß das ungarische Papier nach Österreich zur icke trömen 
würde, für d s aber Gold ausfließen müßte, daß nach den 
^uoten3chlüssel zu 70 £ österreichisches und nur zu 30 £ 
ungarisches Gold sei. Sueß erklärte vor den Parlamente,
□ich nur für die Einführung der Goldmünze in die Zirkulation 
mit variabler Relation, eine Bindung der Silberprägung ^  
und die Aufnahme eines Goldanlehens unter der Voraussetzung

1) Sten. Frot. 11. Sess. 4. 7. 91.
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daß dessen Wert ste ts steigen werde. Kr beschwor alle Ge
fahren, die die Gegner der Goldwährung in Amerika und 
Deutschland kommen sahen: Die Kontraktion der Umlaufsmittel 
die Begünstigung des auebeutenden Kapitals, die Benachteiligung 
der Produktion und der arbeitenden Klasse, Er erregte 
bei der Opposition gegen die Goldwährung und bei den 
Anhängern des Bimetallismus unter den Konservativen und 
Radikalen lebhaften Eindruck, sodaß es großer Mühe be
durfte, d;is Gesetz in der Art der „bereenku:$mit Ungarn 
durchzusetzen.

Gerade durch die Genauigkeit in der Beurteilung 
hatte sich Sueß so weit in das Gebiet der Theorie vor
gewagt. Uchon das zweite Valutagesetz Plener3, daß die '¿-eite
ren Golderlftge bei der Bank und die Einlösung der Staats
noten betraf, fand nicht mehr Sueß's Ablehnung, obgleich 
es von anderen Teilnehmern seiner früheren Opposition sabotiert 
wurde, die aus politischen Absichten handelten. Sucß war 
das Opfer seines wissenschaftlichen Übereifers geworden.
Er behielt aus zwei Gründen nicht recht. 1. weil er die 
iTihrungsfrage allein  als finanzielle Frage behandelte und 
darüber vergaß, die Produktion der Arbeitskraft und ihre 
Erzeugnisse als gleichwertige Grundlage einer gesicherten 
Währung anzusehen und daß Gold und Silber nur eine Rolle 
als Tauschmittel besitzen und keine selbständige Funktion 
im Wirtschaftsleben tragen, die automatisch je nach Be
vorzugung des einen oder anderen Edelmetallwertes bestimmte 
wirtschaftliche Erscheinungen nach sich ziehe.
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Aber es täuschte ihn nicht nur die eigene 
U rteilskraft, sondern noch die llatur selbst. Seine geo
logischen Spekulationen auf denen er sein Theaen^ebnude von 
der alleinigen Zukunft der Silberwährung errichtete, erwiesen 
sich als gänzlich falsch, als sich bald die größten Gold
funde, die je in der Geschichte gemacht wurden, in Süd
afrika e inste llten . Seine Mühe um die Lösung dieses wirt
schaftlichen und auch politischen Problems zeigt uns wieder, 
daß er ganz im Stile seiner Denkweise vom Primat der Wissen
schaft her, alle fragen des Lebens aufzurollen und zu 
entscheiden suchte.
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Persönlichkeit und Weltanschauung.

Ara Schlüsse des Berichtes Uber die Stellung, 
die Sueß in der Wissenschaft und im Parlamente eingenommen 
hatte, bleibt die Aufgabe übrig, ein Bild des Menschen 
zu zeichnen und den weltanschaulichen Hintergrund seines 
Denkens zusammenfassend näher zu bestimmen.

Von seinen Zeitgenossen, wie in den Nachrufen, 
die seine Leistung und Gestalt nach seinem Tode wirdigten, 
werden übereinstimmend als bevorzugte Merkmale seines 
Wesens hervorgehoben, daß er eine vornehme, edle Natur 
besessen habe. Sein Auftreten nennt man schlicht und 
l ie b e r  würdig. Kr vereinigte die besten Eigenschaften 
des Charakters, Geistes und Gemütes bis zur Vollendung in

I

sich und legte einen strengen sittlichen  Maßstab an die 
persönliche Lebensführung, wie ihm überhaupt ein aus
drücklich s ittliches  Pathos besonders in seinen Parlam> nts- 
reden nicht fremd i s t .  Er besaß bei einer Geistesanlage, 
die ihn zur Synthese drängte, und befähigte, die Ge3etz- 
mä igkeiten in der Natur aufzudecken, eine bedeutende 
Arbeitskraft, die es ermöglichte, sich der zersplitternden 
Tätigkeit als wissenschaftlicher Forscher und Lehrer, 
Parlaments- und Landtagsabgeordneter und Gemeinderat mit
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Genauigkeit zu widmen* ^  Seiner Bedeutung Bich wohl bewußt, 
legte er trotzdem eine Bescheidenheit an den Tag, die ihn 
über die Partei hinaus zu freu dschaftlichem Ansehen 
brachte, weil er es verstand, die Fehler der Tagespolitik 
namentlich -'ifersucht, Mißgunst und parlamentarisches 
Intrigenspiel zu vermeiden, belbst in der Hitze der 
Parlamentsdebatten wurde er nicht gehässig und wenn er es 
nötig fand/den Gegner, um sich zu verteidigen, persönlich 
anzugreifen, dann gebrauchte er des.en eigene Waffen und 
bekämpfte ihn mit Ironie. Man muß ihn Charakter und 
Überzeugungstreue in seiner politischen Haltung zuerkennen. 
Er lehnte eine Berufung in das Herrenhaus durch Minister
präsidenten Taaffe ab, ^  der den Vorschlag in der Hoffnung 
dem Kaiser unterbreitet hatte, einen seiner e rb itte rts ten  
Gegner durch Befriedigung politischer Eitelkeit und Ehr
geizes und durch Verpflichtung zur Dankbarkeit gegen seine 
Verschleuderungspolitik mundtot zu maciien. bueß weigerte

fr
sich, vom Ministerpräsidenten, den er aufs heftigste ange
griffen hatte, politische Ehrungen anzunehmen. Eine leb
hafte Einbildungskraft befähigte ihn, nicht nur in der 
Wissenschaft, sondern auch in der Politik  die Zusammenhänge 
zu sehen, wobei er sich dee öfteren zu weit in das Gebiet 
der Spekulation vorwagte. Das konnte er aber dadurch ver
bergen, daß er sich in seinen Heden eines ciceronianischen 
Schwunges befleißigte, den er in kühnen Sendungen 1 2

1) N.österr.Biogr.,Bd.I, Almanach d.k.*k.d.W.Bd.64, Jg.1914
2) N.Freie Presse, Wien, 20.4.1914.
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ste ts  auf die Wirkung berechnete. Seinen oft spitzen S til 
und seine gewagten Gedanken verzierte er mit dichterischem 
Ausdruck und verbrämte er mit Beispielen aus der Fach
wissenschaft. Auffallend is t ,  wodurch der Einfluß der 
Assimilation bemerkbar wird, daß e r  sich in den letzten 
Tiefen der Sprache oft unsicher zeigt, insbesondere was 
den Satz eu b e tr if f t .  Das rührt daher, daß die impro
v isierte  Hede ihn oft zwang, der Eingabe des Augenblicks 
zu folgen, noch mehr aber aus dem Umstand, daß er die 
deutsche Sprache nicht als Muttersprache, sondern erst 
später gelernt hat. Auch sonst macht sich der Einfluß seiner 
Rasre bemerkbar. Piener rühmt von ihm, er habe die ganze 
Kulturarbeit Europas in geordneter Betrachtung in sich 
getragen. Das t r i f f t  in dem Sinne zu, daß er über ein unge
mein de ta illie rtes  Wissen verfügte. Doch fehlt bei a lle r  
Dicke seiner wissenschaftlichen Bände und der Länge seiner 
Parlamentsreden die geniale Ursprünglichkeit. Er war tä tig  
undneu aus seiner Kombinationsgabe, aber nicht aus einer 
kindlichen Seele. O riginalität ;eht seiner Persönlichkeit 
ab.

Nicht minder war er ein typischer Vertreter 
des 19. Jahrhunderts, in der historischen Zusammensetzung 
seines 'Wissens, seines Bildungsbegriffes und seines Ge
schmackes, der nicht aus einem Stilgefühl entsprang, das 
einem inneren Be färfnis oder einer inneren Wahl entsprach, 
sondern im Geiste seiner Zeit sich an geschichtliche Vorbilder 
anlehnte, ihm im Großen und Ganzen aber überhaupt feh lte .
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'/de schon de3 öfteren betont, war er in allem 
zuerst Wissenschaftler und dann Politiker. Konnte er sich 
etwa ergebende Gegensätze ausgleichen, so war er dazu 
bereit. Ur war eine versöhnliche Natur. Konnte er aber 
Widerspräche nicht aussöhnen, behauptete der «issenschaft- 
le r den Vorrang. Kr verband ferner s te ts  das Amt des 
akademischen Lehrers mit dem des Forschers und ersterem 
kann der Zauber seiner Beredsamkeit zugute, sodaß er sich, 
als bereits die Kassenfrage in die Hochschulen getragen 
wurde, nach den Anwurfen Schönerers gegen ihn, noch immer 
einer großen Hörerzahl und Beliebtheit erfreute, oeine 
erste Aufgabe w r s te ts  die Förderung der idssenachaft, 
a lles andere nur Mittel zu diesem Endzweck. Sie war seine 
eigentliche Lebensaufgabe, die er sich geste llt hatte und 
welche ihm seiner ihrigen Tätigkeitsbereiche eröffnet hatte. 
In Ihr erblickte er auch die höchste und einzige Aus
zeichnung. Sämtliche Titel und Orden, die ihm angetragen 
wurden, lehnte er ab. Seine Ehre und Auszeichnung war 
der Titel eines Hochschulprofessors. Kr besaß, die sich 
fast mit Scheu vor fremden Angelegenheiten auf die Wissen
schaft beschränkende Einstellung, die erst den Aufstieg 
der ßpezialwiSL-enschaften im 19. Jahrhundert in a lle r 
Breite und ' iefe ermöglicht hatte. Gefördert wurde seine 
Zuneigung -  erst aus der Liebhaberei entsprang die Liebe 
zur Wissenschaft, die sie zur rVLirde eines Berufes erhob -  
durch die Sekurität seines Lebens. Kr hatte nie mit materiel
le r  Not zu kämpfen, wenn er auch bescheiden beginnen mußte,
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aodaß er bald ln seiner Arbeit ganz aufgehen konnte. Sozi
ale Probleme hatte er ln seiner Jugend an sich nicht er
fahren, weshalb sie ihm in ihrer Tiefe stets fremd blieben. 
Hin solcher Zustand erleichterte natürlich eine regel
mäßige, unbehinderte und planvolle Durchführuug seiner Ab
sichten.

Pie Assimilation des jüdischen Elementes war
in ihm weit fortgeschritten, sodaß nirgends Vorwürfe
von besonderer jüdischer s itt l ic h e r  Eigentümlichkeit
gegen ihn als Menschen erhoben werden, lern Antlitz und
der Gesichtsform aind allerdings typisch j .dische Zage
nicht fremd, sogar leicht erkennbar. Daß der Charakter
der Abstammung nicht mehr eindeutig deutlich hervortritt,
dürfte daher kommen, daß die jüdische Frager familie
Zdee auer schon lange Zeit in Prag ansässig war und die

0

aufklärerischen Reformen Joseph I I . sich bereits durch 
Verwischung der Unterschiede, die das Ghettojudentum 
von der übrigen Bevölkerung getrennt hatten, bemerkbar 
gemacht hatten. Seine allgemeinen Anschauungen waren 
allerdings insofern rassisch beeinflußt, -  ohne ein 
en herziges Urteil zu fällen -  daß sie die Menschheit als 
Ziel der Entwicklung betrachteten, aber nicht einer unend
lichen Entwicklung, sondern einer, welche mit den Mitteln 
der modernen Wissenschaft und des konstitutionellen Libera
lismus praktisch verwirklicht werden muß, sodaß er über 
die Tiefe des Nutionalitäipiproblems optimistisch hinwegsah.

Peine feste parlamentarische Position, die er
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durch eine stets treue und anhängliche Wählerschaft besaß, 
erk lärt sich daraus, daß er der Abgeordnete des zweiten 
Bezirkes der Stadt Wien, der Leopoldstadt, eines ausge
sprochenen Judenviertel3 war, infiem der jüdische Prozentsatz 
unter dem wahlberechtigten Bürgertum so bedeutend war, daß 
er ihm den Rücken steifen konnte und bis vor seinem Ab
t r i t t  seine iederwahlen ungefährdet waren. Als Politiker 
beförderte er fre ilich  den Vorteil seiner Rassengenos en.
Ala Gegner is t Schönerer Gewährsmann für eine judenliberale 
Einstellung in der Politik , der, je mehr die Rassenkampf- 
idee in seiner irksnmkeit in den Vordergrund schob, um 
so öfter auch Sueß mit Angriffen zusetzte und insbesondere 
sich gegen dessen judenliberale Schulpolitik aussprch, ^  
und es gesetzlich verhindern wollte, Juden als Lehrer 
in Öffentlichen Anstalten anzustellen. Ten Anlaß zur Aus
einandersetzung gab meist das Geplänkel der Tagespolitik, 
sodaß wir sie übergehen können, bis uf die wörtliche Wieder
gabe eines Abschnittes einer Rede Schönerers, in einer 

ühlerversammlung in N.-Österreich, in welcher er Sueß 
angriff: ’’Wenn der Abgeordnete Eduard Sueß kürzlich in 
einer Versammlung sagte, daß der von mir in ßresl u ge
brach te  Ausdruck vom pr- ktischen Christentum eine große 
Gotteslästerung sei, so antworte ich darauf, es wundert 
mich nicht, wonn in der Leopoldstadt in ien das Wort 
Christentum als Gotteslästerung betrachtet wird. Doch 
gibt es jedenfalls zum Nachdenken Anlaß, daß in der Leopold- 1

1) Herwig, Georg Schönerer, Band 3; S.26C.
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atadt die Wähler sich offen gegen den christlichen Grund- 
s tz auflehnen, daß man seinen Nächsten lieben solle 
und den Abg.ordneten Sueß zustimmen, wenn er dagegen 
p ro testie rt, daß dieser Grundsatz im praktischen Leben 
eingeführt werde, durch den gesetzlichen Schutz der ehr
lich  arbeitenden Staatsbürger gegen die Ausbeutung durch 
habs ;chtige, ra ffin ie rte , herz- und gewissenlose Spekulanten. 
Nur undeutoche, fremde Elemente können sich erdrei3ten, 
sich gegen ein derartiges "praktisches" Christentum öffent
lich  aufzulehnen." ^  Aus diesen Worten geht deutlich 
hervor, daß er die Anschauungen der Wählerschaft mit denen 
ihres Abgeordneten in treffender Übereinstimnuing fand.
Da Sueß in seinen "Erinnerungen" ein Kapitel über die Juden-  
frsi e geschrieben hat, so läßt sich aus eigenen Äußerungen 
einiges zur Beurteilung erkennen. ^  Als iiischling hat 
er die Bedeutung der Rasse nicht erkannt, oder absichtlich 
übersehen. Zwar f ie l  ihm im Gegensatz zum Verhalten der 
tschehiechen Zuwanderer die Absonderung der nach Wien zu
ziehenden Juden in konfessioneller und gesellschaftlicher 
Hinsicht auf, auch die örtliche Absonderung nach g e.vissen 
Bezirken, 30 wurde ihm,dem Naturwissenschaftler, der 
tiefere Grund dieses Verhaltens nicht bewußt. Er ah die 
Judenfrage nur vom geschichtlichen Standpunkt. Iner 
Erörterung über die Frage reicht er aus, wie er gleich
fa lls  über die Anfänge dec neueren Antisemitismus nicht 
viel mehr zu berichten weiß, als daß si. e nicht an den 1 2

1) Herwig  ̂ a.a.O. Band I I .  S.406.
2) Sueß, M in n erungen, S.345.
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großen Börsenkrach des Jahres 1873 anknüpfen, ^  womit 
er zugab, daß die Ursachen anderer Art sein mußten.
Er le ite te  die anti j idische Stimmungsmache aus der a i i -  
kapitalis tischen Bewegung der christlichen Sozialreformer 
her und nicht aus einem wiedererwachenden völkischen 
Beußtsein. Den Anlaß gab nach seiner Meinung der Zu
sammenbruch der Bankinstitutes der Union générale, 
die mit der osterrei hischen Länderbank eine NeugrIndung 
in Verbindung stand und eine Konkurrer&nternehmtn gegen 
das Haus Rothschild dar3tellte , welches bisher das Anleihe- 
bed.rfnis des Staates und der liberalen Regierungen be
fried ig t hatte. ^

Tiefer fand er in diesen Fr-genkomplex nicht 
hinein, s war nicht möglich, daß er mit seiner Anschauung 
von der Gleichheit a lle r  vor dem gosetze und seiner kon
stitutionell-doktrinären Denkweise einen Unterschied der 
Rasse und der Kationen im Hoheitsbereicho des Staates 
anerkennen konnte. Insbesondere in einem Staatswesen, das 
durch seine Konstruktion ein Vielvölk rstaet war, der 
sibh bemühte, um seine Existenz zu retten , einen Ausgleich 
der verschiedensten Ansir.cho herbeizuführen. Selbst als 
konfessionelle Frage, drängte er 3ie ganz in die Sphäre 
der Privatangelegenheiten, weil er die \eligion als 
Privatangelegenheit betrachtete und die kirchlichen Gemein
schaften nach dem Vereinsgesetze benandelt v/isoen wollte.
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Durch die Duldung beförderte er die Zuwanderung jüdischer 
Elemente nach Wien und die Zersetzung der bodenständigen 
Schichten durch deren Einfluß, weil er se lbst Mischling 
war, nahm er, als sich die Welle des Antisemitismus in 
Österreich erhob, lebhaften Anteil an der Verteidigung der 
Gleichberechtigung a lle r  österreichischen Staatsbürger*
D.h. er setzte sich gegen jede Verdächtigung und Be
schränkung des jüdischen Einflusses zur Wehr. Kr tra t dem 

0

Verein zur Abwehr des Antisemitismus im Namen der Freiheit 
und des Fortschrittes b e i ,^  welcher das Maß a lle r be
schränkenden Bedingungen für die selbständige Entwicklung 
auf ein Minimum herabdrücken wollte. üie"Neue freie Fresse" 
berichtet aus dem Kondolenzschreiben obgenannten Vereines: 
"Als Anfang der 90 er Jahre die ¿ehmutzwoge des Rassen
hasses aus dem Auslände auch in unsere Metropole eirri rang, 
da war es der gefeierte Gelehrte Eduard Sueß, der mit anderen 
Koryphäen der Wissenschaft und der Gesellschaft ich in 
die Bres^e s te llte  und 1892 durch den E in tritt in den 
Vorstand dieses Vereines einen weithinhallenden Protest 
gegen dieses zer törende Treiben hinaus sandte, und der 
später wiederholt in z-indender Hede gegen die* e Bewegung 
auftrat."

Sein Verhalten war tie fe r begründet, s war not
wendig verknüpft mit seiner ganzen geistigen Einstellung 
und sßinem Weltbilde. Aufschluß darüber g. bt -  abgesehen von 
den vielen weltanschaulichen Glossen seiner Parlamentsreden -  1

1) Neue Freie Presse, Wien 1.5*1919
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das Schlußwort seiues MemoironWerkes und die Inaugurations
rede anläßlich des Amtsantrittes als Rektor der Universität 
Wien Liber den '’Fortschritt des Eenschgesrhlechtes", ^

Die «ahl des Themas is t  bedeutsam. Sie zeigt 
uns sofort das Rückgrat seiner geistigen Persönlichte i t .  
Begeistert vom .Aufschwung der Wissenschaft und im Angesichte 
der von ihr geförderten technischen Entwicklung und Aus
breitung der Z ivilisation über die ganze Erde, sieht er 
in der Vollendung dieses Vorgangs zu immer höheren For
men das s t i l l  aus der Anlage der Natur wirkende einzige 
Gesetz, das die e it beherrscht. Die Grundlage ihres 
Verständnisses und jeder Erkenntnis des Kosmos is t  ä llein  
die Tatsachenforschung, die darauf verzichtet, im Y.eisehen 
das Maß a lle r Dinge zu sehen und den Maßstab zur Beurteilung 
der Erscheinungen alles Daseienden aus ihm zu schöpfen.
In diesem Punkte kreuzen sich terrchiedene Einflüsse auf 
sein Denken. Fürs erste das historische Denken, das nicht 
nur die Geschichte der enschen und der Völker, sondern 
auch die der Erde aus den Bedingungen ihres Daseins zu 
erklären sucht, dafc mit diesem Bestreben den Werdegang der 
Entwicklung objektiv enthüllte und letzten Endes fre ilic h  
zu einem Relativismus gegenüber dem Glauben und allen 
absoluten Werten -  außer dem Fortschritt -  führte, welchen 
wir bei Sueß schon wirksam bemerken können.

Das historische Bewußtsein wurde befruchtet 
durch das Darwin'sehe Gedankengut: Der einheitlichen Ent- 1

1) E. ¿meß, "Über den Fortschritt des t’.enschgeschlech tes" 
Wien, 1886.
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Wicklung der gesamten Organismenwelt aas einem einzigen 
Lebenspol und damit der Menschen aus der Tierwelt und 
in optimistischer Wendung einer wachsenden Vervoll
kommnung durch das Mittel der Religion, der Wissenschaft 
und Kultur zu einem stets höheren Grade des Fortschrittes. 
Er sagt,: "Man wird zugeben müssen, daß der tierische  
Instinkt und die Vernunft nicht dem Wesen sondern nur dem 
Grade nach verschieden sind." ^  Die selbstverständliche 
Folge war, daß er von diesem Weltbilde aus von der Wissen
schaft,die alleinberechtigt war,Glauben zu fordern, gegen 
jede andere Macht, besonders die Kirche in Gegensatz kan, 
und den metaphysischen Gehalt der Offenbahrungslehren 
entwederf ür Dichtung zurschönen Erbauung des Gemütes er
klären, oder die Übernatur auf die Natur beschränken mußte, 
was zuletzt darauf abzie lte, an die Stelle dogmatischer 
Religionen eine rein praktische V rnunftreligion zu 
setzen, mit welcher Tendenz er eine verborgene Verwandt
schaft mit anderen jüdischen Denkern der Aufklärung be
kundet. Die innere Feindschaft des historisch denkenden 
und Tatsachen forschenden Naturwissenschaftlers ste llten  
ih« der katholischen Kirche gegenüber. Er erlebte wie un
zählige andere und bedeutendere Menschen den Kampf zwischm 
ihrem und dem modernen Bildungsbegriff »zweier '«eltbilder, 
der nicht a lle in  auf dem Ursprungsgebiete religiöser und 
philosophischer Überzeugung ausgetragen, sondern auch auf 
fremde Gebiete der Politik  und Wirtschaft übertragen wurde. 1

1) Sueß, Erinnerungen, S.428
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Der *ns ruch liberaler .Vissenschof t auf Allgemeingilltigkeit 
stieß auf den gleichen Anspruch der katholischen Dogmatik, 
woraus sich t ie fs te  Gegensätze ergaben, wenn beider For
derungen sich inhaltlich widenprachen. Es war eine not
wendige Feindschaft: Schon deshalb, weil die katholische 
Kirche nach seiner Ansicht keine absolute Kritik der Tat- 
s chen zuließ, ohne die nach der Anschauung de3 Natur
forschers das Absolute nie gefunden werden konnte.

Zur Lehre Darwins und den historischen Relati
vismus gesellte  sich als d ritte Denkrichtung aus dem 
Geiste seine? Jahrhundertsfder Liberalismus mit dem Glaub« 
an die Möglichkeit einer stetigen Aufwärtsbewegung der 
Menschheit durch das freie Spiel und Zusimmenspiel aler 
Kräfte, in deren Dienst es notwendig se i, den einzelnen 
Menschen sich fre i entfalten zu lassen. Die gewaltige Stoß
kraft, die in diesem Glauben an die Zukunft lag, die im 
19. Jahrhundert die Entwicklung der venschheit weiter 
vorantrieb, als in einem gleichen Zeitabschnitt vorher, 
ata ernte aus der Umkê frung der Anschauungen Rousseaus 
von einem paradiesischen Kindheits- und Unschuldszustmd 
der Menschheit in die Hoffnung auf eine glücklich v o ll
endete Zukunft. Sueß war ein Gegner Rousseaus und lehrte 
die Erhebung des Menschenlebens aus einem wilden Urzu
stände zu einem sich unter Rückschlägen wandelnden und 
wachsenden Kulturzustande. Jeine im Grund genommen bio
logische «uffassung, die den Fortschrittsgedanken an sich  
noch n cht enthält, wurde durch das fcortschrittsdenien über
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wuchert, das den Sinn des Menschenlebens lualegen s o llte .  
Fortschritt war Sinn und Zweck des Daseins, in dem i c h  
jeder Mensch begreifen lernen mässe. '.enn er von diesem 
Gesichtspunkt aus den Kosmos zu erklären suchte, muße 
er jeder theologischen Spekulation abhold sein. 3r sagt: 
"Sein (d.h, des Menschen) innerer und äußerer Zustund 
sind die Ergebnisse einer unabhängigen Arbeit an sich  
selbrH eine Erziehung und -usbildung seiner Kräfte und 
Fähigkeiten.” ^  Darum wurde ihm zuletzt a lles Objektive 
nicht objektiv. Einen absoluten üahrheitsbegriff besaß er 
nicht mehr. Das Ge-ränge der Ge ellschaft erzeuge die 
Dthik. Ebenso seien die verschiedenen Religionen K rzt ugnisse 
de« menschlichen Geistes, also keine 0 f •enbhhrungen, 
die einzig und a lle in  unter dem Aspekt der geschichtlichen 
Betrachtungsweise angenommen werden dürften. Die christ
liche chauung, a lles  heben nuie in die Keligion und 
den Jenseitsglauben, wurde umgekehrt: A lle / elig ion  
als rodukt des Lebens dient nur wieder ihm und m ndet 
in das Leben ein .

Folgerichtig durchdenkend hätte Sueß von 
seinem biologischen St ndpunkt aus zur Rastenfrage Vor
stößen mlis-en und spezielle  zum Verhältnis von Rasse 
und eligion , wenn die eligion ein Hrzeugnis der Lebens
träger, also nicht nur der Menschheit, sondern auch der 
Völker und der einzelnen Individuen s e i .  -.enn er uch 
einen sehr vergeistigten Volkstumsbegri;1 besaß, fcücte er

1) Sueß, über den Fort chritt des Lens hgeschlechtes, 
Äien 1886.
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doch das Volk als natürlich gegebene Einheit nicht ver- 

le 0Tien können und auf die Frage: Judentum, Christentum 
und ¡eutoohtum stoßen müssen. Er anerkennte das Christentum 
nicht in seiner kirchlichen Form, sondern durch Vergleich 
mit anderen Religionslehren, als die fortsch rittlich ste .

Sueß übersah nicht, daß sich der rrozeß des 
Fortschrittes zuerst in den einzelnen Individuen vollziehe 
und dann erst einzelnen Völkern ein bestimmter Anteil 
an der Verwirklichung seine. S ieles zukomme. Loch h ielt  
er unentwegt an dem menachheitliehen Ziele fe s t . Die Be
st mmung der ganzen Menschheit nicht nur einzelner Indi
viduen und Stände zum Fortschritt der nie vollendeten/ 
ste ts  vervollkommenbaren menschlichen Kultur erg-.b ach 
schon aus dem Mittel dieses Zweckes: Der Wissenschaft /  
die die Internationalität des geistigen ¿ort'chrittes 
dadurch garantiere, daß sie durchaus übervölkischer 
Art s e i ,  weshalb s ie  den Vorrang vor Kunst und -lig io n  
besitze, r gab gerade deshalb der Wissenschaft den Vor
rang, weil sie die Allgemeingiltigkeit ihrer Erkennt
nisse vor der Beschränktheit verschiedener eligionen durdi 
Raum und Zeit voraus habe. ^  Nachdem er den sokratischen 
Grund atz vertrat, daß Wissen gut mache, war er von 
ihrer sittigenden Kraft überzeugt und anerkannte als 
größte Leistung des menschlichen Geschlechtes neb n der 

äußeren, vor allem die innere Z iv ilisation , ine tiefere  
Geschichtsbetrachtung hätte ihn allerdings belehren müssen, 
daß die Annahme eines S itt ic h e n  Fortschrittes t er Menschheit 1
1) Bue§, Erinnerungen, S.436.
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ebenso ins Gebiet der Geschiehtsphilosophie gehört, wie 
Rousseaus Gedanke an eine ursprüngliche Unschuld der 
Menschheit. Die politische Anschauung Sueß’s deckt sich  
mit seiner Weltanschauung. Seine politische Kenntnisse 
waren zum Großteil historische Kenntnisse. Er te ilte  
die Auffassung seines Jahrhunderts Tom Staate al3 einem 
Kulturstaate, dessen Aufgabe es s e i, nicht nur den 
Fortschritt in seinem Lande, sondern überhaupt zu fördern. 
Diese Aufgabe s te llte  er auch dem Staate seiner flirte am- 
k eit, auf dessen Boden er einer der heftigsten Vorkämpfer 
einer allgemeinen Volkschulbildung und der Emanzipat on 
der Wissenschaft von allen beschränkenden Gewalten wurde.
Der Staat hatte ihr gegenüber nur eine fördernde Haltung 
einzunehmen, sie über diese Pflicht hinaus nicht zu be
rühren. Politik  hatte -  um einen Gemeinplatz zur Charakteri
stik  zu verwenden, -  mit Wissenschaft nichts zu tun, am 
allerwenigsten Innenpolitik, wohl aber umgekehrt die 
Äisnenechaft die Grundlagen der praktischen Politik  zu 
lie fern . Ihr aber war von allen .¡enschlichen Kulturzredgen 
ein Primat an Freiheitsrechton einzuräunan. Unausgesprochene 
Voraussetzung daf r war, daß ihre Ergebnisre ein einheit
liches Ziel verfolgten, welches sie  wie ein Stein dir ch 
das Gesetz der Schwerkraft den Boden -  erreichen raüSen.
Von der Anschauung und dem Glauben, daß das Wissen die 
stärkste s itt lic h e  Kraft s e i, weil s ie , wenn 3ie d ie »Vahr- 
heit lehren wolle, mit den Naturerscheinungen übereinstimmen 

müsse, gelangte er fo lg er ich tig  zu einer betont aufgteklärten
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Schulgeaetzgebung als einem Mittel im Dienste des Kultur- 
stantes. Deshalb widmete er seine besondere Aufmerksamkeit 
der Schul pflege vor allem der niedrigen Schulen, um das 
Wissen zu popularisieren und den Fortschritt in die 
weitesten Volksmassen zu tragen. Der kulturelle Libera- 
li:-mus;der allen St-.atcbewohnern gleiche Aufstiegsbcdingungen 
schaffen müssefhutte aber .uch seine außenpolitische Be
deutung. Sueß, überzeugt, daß Österreichs politischer  
Krebsgang bis zum Jahre 1866 Schuld einer geistig  n Unter
ernährung des Volksganzen se i, forderte schon deshalb die 
Aufhebung dieses Zustandes. Noch mehr aber erblickte er 
darin ein M ittel, die Nationen einander näher zu bringen, 
indes in irklichkeit gerade mit wac' sender Bildung der 
Nationalitäten die Gegensätze sich verschärften. Daß sein  
Bildungsoptimismus eine andere als die von ihm vorausge
wollte . irkung haben könnte, konnte er sich nicht aus
denken. In seinen Augen war die allgemeine gleiche Heichs- 
volkschule ein einigendes Band innerhalb der Sta tsgrenzen, 
nicht nur als Voraussetzung für eie Einheit der Armee, 
sondt?rn als e istige  :;rziehungsgrundlage für das Gesamt
st atsdenben. Um ihrer selbst willen hatte s ie  diese 
politische Aufgabe zu erfüllen .

Sueß, von der Geologie an das Croßraumdenken 
gewöhnt, sah in der Zeit des 3ich entwickelnden Weltver
kehrs und der Weltwirtschaft für die Nationen keinerlei 

aussichtsreiche Möglichkeit eines eigensteatlichen Sonder- 
leben8, das dem Fortschrittsgedunken zu widersprechen schien,
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und in Österreich auch der historischen Entwicklung wider
sprach. Von dieser Erkenntnis is t  die Vorstellung vom

_ _ _ _ _ _ _   — — - — * * * * ■ - ' ~ * « n  | , |  i r> W h i n a*  • i W t r r v  r . i i u  ■ * » »

Staate mitgeformt. Er trat in das politische leben erst 
ein, als Österreich die staatlich-politische Verbindung 
mit dem ihrigen deutschen Siedelboden verloren hatte, 
so daß er vergangheitsflüchtig mit den gegebenen Tat
sachen rechnete. In ihm lebte die Monarchie nicht mehr 
als wesentlich deutscher Staat weiter, sondern er s te llte  
ein ganz selbständiges staatliches Gebilde dar, dessen 
Staatsvolk nicht die Deutschen oder Tschechen oder die 
Ungarn waren, sondern die österreichische Nation. Seine 
Sinngebung der österreichischen Geschichte l i e f  ste t- darauf 
hinaus, sowohl gegen die Kirche, wie gegen die Nationen 
die Staatseinheit zu betonen. Er anerkannte eine öster
reichische staatliche Eigengesetzlichkeit. Derösterre‘cbi
sche Staat, getragen nicht von einem, sondern von vielen  
gleichberechtigten Völkern,hatte da3 Ideal eines liberalen 
Kulturstaates -  hier schließt 3ich der Kreis seines DenkerB -  
den völkerversöhnenden Gedanken des Fortschrittes in  
einem bestimm an Gebiete zu verwirklichen, das von Natur 
und Geschichte dazu vorg formt war^

loch nicht nur vom Verständnis des Staates 
als eines kulturellen Gebildes, sondern noch mehr von 
dem eines Vachtgebildes, der historischen Anschauung 

und der Absage an eine nationale Eigensta tlichkeit her
wurde er ein Vorkämpfer e i ’es gefestigten Zentralismus 
des Reiches, desBen Führung allerdings noch das liberale
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Deutschtum icne haben s o llte , als der an gel tlger Helfe 

am weitesten fortgebl dete Bevölkerungsanteil der Monarchie • 
Von dieser Absicht gelangte er zu einer besonderen Betonung 
der Stellung der Keichshauptstudt Wien als den naturgege
benen 'Uttelpunkt und K ristallin •4ionsk,',m für des organische 
Wacbstum des eiches. ^  In seiner Absicht lag es, Vien 
als Stadt bewußt zu pflegen, weil es mit dem Wachstum 
seiner Ausdehnung als Kraftzentrum an politischer Be
deutung gewinne, deshalb er 3ein volles Interes.e 1890 

auf die Eingemeindung der lener Vororte verwendete, die 
erst die Stadt zu eirer Millionenstadt gedeihen ließen.
Und die Grundlage für einen sicheren Be deutungsgewinn 
schafite. Der geographische Anschauungsunterricht gab ihm 
einen ebensolchen geopolitischen, sodaß eine wissensch f t -  
lich  vertiefte Erkenntnis sein Verhalten in innen- und 
außenpolitischen Fragen insbesondere in der Ckkupations- 
krise bestimmte.

Sin weiterer ver-entlicher Bestandteil seines
#

politischen Ideenristzeuges war die Überzeugung von der 
Vortrefflichkeit konstituti neller Einrichtungen, die 
ein moderner Sta- t nicht entbehr°n durfte. Bein Ideal 
vom Verfassungsleben war vorz glich vom englischen Vor- 
biide bestimmt, welches Land in seinen Augen ein Muster
staat freih e itlich -lib era ler  Einrichtungen war, ^  ob
gleich er es tuch verstand, die konstitutionelle Ent

wicklung seines Vaterlandes unter liberalen Gesichtspunkten 1 2

1) E. Eueß, lede geh.i.d..ählerverSammlung d.2.Bez. ien 1882
2) Sue/$ Erinnerungen, S.142.
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mit ein' r historisch begründeten Entwcrdung aus dem 

fr'.hneuzeitigen tändewesen hcrzuleiten und die Kpocto 
der Aufklärung, die in Österreich in Joseph I I .  ih r«  
hervorragendsten Vertreter gefunden hatte, mit den An
fängen des Liberalismus überhaupt in Einklang und 
Übereinstimmung zu bringen. Daher rührt die fast liebe
volle Verehrung für Kaiser Joseph I I .  von 3einer Seite 
und der der liberalen Partei ^die auch noch darin ihre 
Begründung fand, daß er es zuerst versuchte und verstand, 
mit allen itte ln  der Zentralisation einen festen Staat 
zu organisieren, wie er 3ich in Preußen her usgebildot 
hatte •

ie le ise  'kepsis an diesem Sta.tswesen und 
die Furcht vor seiner ünhaltbarkeit, die sich damals in 
/•alten Kreisen des Deutschtums bomerl b ir machte, die 
Hoffnung der Nationalitäten auf Eigenstaatlichkeit, t e i l t e  
er nicht. Derlei Befürchtungen blieb er unzugänglich, 
wenn er auch in Jedem Föderalisierungsver3uch eine 
ch ächung des Ganzen und damit auch der 'feile erblickte*

Er war von der Zukunft des Liberalismus und der heilenden 
Kraft des Fortschrittes so überzeugt, daß er die oprmg- 
-virkung sein« r Ideen nicht vorausahnte und im gl ubigen 
Optimismus an eine große Zukunft Österreich-Ungarns cus- 
harrte, die Überwindung doi Annexior.skriEö 1908 als 
Härkung des Staates und des österreichischen Selb3t- 

bewußteeins empfand,"  ̂ ohne die nahe Gefahr des Weltkrieges

1) ßueß, rlnnerungen, S.3C3.
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zu ahnen.
cn politischen Geschäften ur.d zuletzt auch 

dem m̂te einer Presidenten der Akademie der fliseenSchäften 
entsagend, st; rb er noch vor Ausbruch desselben am 26. 
ipril 1914 Ton der Gelehrt->nwelt und den letzten Paladinen 
der liberalen Perteigedankens t ie f  betrauert, "ein erra
tischer Block - US der pröhi torischen Glanzzeit des 
österreichischen Parlamentarismus"- ^ .

Seine Bedeutung als Wissenschaftler und Poli
tiker is t  die,  daß er nur ’>f.ufe war. Als Kind seines 
Tnhrbunderts ragte er nicht darüber hinaus. Er war ihm 
in seinem ganzen esen verhaftet, oodaß er als beisp iel
hafter ' yp Geltung behalten wird. Nachdem sich die Ge
schichte nicht a lle in  mit dem überragenden und Übrig- 
bleibenden beschäftigt, sondern den Lauf de3 Geschehens 
bis in seine einzelnen Be egungen, Wirkungen und Ursachen 
verfolgt, war es sich-r berechtigt, der Gestalt Auf
merksamkeit zuzuwenden, deren Aachst um und Gehalt in 
dieser Dissertation behandelt wurde, zum 1 sie  als Bei
sp iel für die Erscheinung der A3 irailation des Judentums 
und n 1 8 Beispiel einen libora'en issenschaftlers und 
Politikers auch zeitgenü sisohe B-'-deutung b esitz t.

1) Neue Freie Presse, 28. pril 1914; Gr. Ehrlich, President 
der Concordia.




